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In dieser Ausgabe des Ausdruck wird 
sich nicht alles um die Flüchtlingsde-
batte drehen. Allenfalls insofern sich der 
Ausdruck eigentlich immer um einen 
Teil des Bündels an Fluchtursachen 
dreht, das nicht nur als Krieg im enge-
ren Sinne sondern als Militarisierung 
im weiteren Sinne durchaus auch hier 
und gerade jetzt zum Vorschein kommt. 
Milliardensummen werden in „Sicher-
heit“ investiert, womit Überwachungs- 
und Kommunikationstechnologien und 
die Aufrüstung bewaffneter Einhei-
ten gemeint sind. Doch die Sicherheit 
der Menschen – Wohnraum, Bildung, 
Gesundheitsversorgung usw. – wird 
immer prekärer. So reicht schon die 
Ankunft von einigen zehntausend Men-
schen, um jenen „Exportweltmeister“, 
jenes Deutschland, das angeblich „zu 

groß und zu wichtig [ist], um Außen-
politik nur von der Seitenlinie zu kom-
mentieren“ (Steinmeier) in eine Krise 
zu stürzen und (angeblich) zu nötigen, 
improvisierte Zeltstädte just da zu 
errichten, wo sich der Mob schon seit 
Monaten warmläuft. Unter dem Schlag-
wort des Bevölkerungsschutzes wurden 
Drohnen entwickelt und die Aufstands-
bekämpfung trainiert und nun gelingt es 
der Regierung auf den verschiedenen 
Ebenen nur mithilfe der Bundeswehr 
und v.a. tausenden ehrenamtlichen 
Helfer_innen, die neu Ankommenden 
notdürftig zu versorgen. Während sich 
Regierungen und EU schlicht unfähig 
zeigen, schnell Wohnraum zu schaf-
fen, Bildung und Gesundheitsversor-
gung auszuweiten, diskutieren sie umso 
engagierter über Gesetzesverschärfun-

gen und den Bau neuer Lager an den 
Außengrenzen. Schnellste Reaktion 
war jedoch die Entsendung einer Mari-
neoperation ins Mittelmeer, die eben 
nicht der Seenotrettung, sondern der 
Migrationskontrolle dient, wie Chri-
stoph Marischka gleich am Anfang des 
Heftes beschreibt.

Daneben möchten wir besondere Auf-
merksamkeit auf die Beschreibung der 
NATO-Übung Trident Juncture von 
Nathalie Schüler richten, auch in der 
Hoffnung, dass sich hiergegen noch 
mehr Widerstand formiert – wie etwa 
auch in Jagel oder z.B. in Japan gegen 
die dortige „Schlussstrichdebatte“ in 
Verbindung mit einer Remilitarisierung 
der Außenpolitik.
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EU Naval Force Mediterranean (Eunavfor MED): Mit 
bemerkenswerter Geschwindigkeit hat die EU ihre Marinemis-
sion zur Migrationsbekämpfung im Mittelmeer geplant und 
implementiert. 

Vermeintlicher Anlass war die Schiffskatastrophe vor Lampe-
dusa in der Nacht zum 19. April 2015, bei der über 850 Flücht-
linge im Mittelmeer ertranken. Schon bei der außerordentlichen 
gemeinsamen Tagung der Außen- und der InnenministerInnen 
in Luxemburg einen Tag später war die Rede davon, dass die 
„erfolgreiche“ Operation Atalanta zur Bekämpfung der Pira-
terie am Horn von Afrika Vorbild für eine ähnliche Aktion im 
Mittelmeer sein könnte.1 Am 23. April schließlich beauftrag-
ten die Staats- und Regierungschefs ihre Außenbeauftragte, 
„unverzüglich mit den Vorbereitungen für eine eventuelle“ 
Operation im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik (GSVP) zu beginnen.2 

Bezeichnenderweise stammten die ersten Vorschläge für eine 
„robuste“ Mission nach dem Vorbild von Atalanta nicht etwa 
von Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen, sondern 
von dem Mann, der ihren Posten bis Dezember 2013 inne 
hatte: dem heutigen Innenminister Thomas de Maizière.3 Ein 
weiteres Indiz, dass entsprechende Pläne längst in der Schub-
lade lagen. Zwei Wochen nach dem Unglück und noch wäh-
rend die Operationspläne für die neue Mission ausgearbeitet 
wurden, wurden zwei Schiffe der Bundesmarine, die Fregatte 
„Hessen“ und der Einsatzgruppenversorger „Berlin“, aus dem 
Atalanta-Verband gelöst und ins Mittelmeer zwischen Italien 
und Libyen beordert, um dort Flüchtlinge in Seenot aufzu-
nehmen. Boote, welche die Flüchtlinge aufnehmen könnten, 
bevor sie in Seenot geraten, schickte keine EU-Regierung. Sie 
hätte sich damit dem Vorwurf ausgesetzt, das zu betreiben, 
was durch die neue EU-Mission bekämpft werden soll: „Men-
schenschmuggel“.4 

Auftrag Abschottung

Denn auch wenn das Bild der geretteten Flüchtlinge auf 
Schiffen der Bundeswehr nachhallt und die Bundesregierung 
im Zusammenhang mit der EU-Mission gerne von Seenotret-
tung spricht, ist das am 18. Mai vom Rat der EU beschlossene 
Mandat eindeutig: Als Auftrag wird – ausschließlich – fest-
gelegt, „das Geschäftsmodell der Menschenschmuggel- und 
Menschenhandelsnetze im südlichen zentralen Mittelmeer zu 
unterbinden, indem systematische Anstrengungen unternom-
men werden, um Schiffe und an Bord befindliche Gegenstände, 
die von Schleusern oder Menschenhändlern benutzt oder mut-
maßlich benutzt werden, in Einklang mit dem anwendbaren 
Völkerrecht, einschließlich des SRÜ [Seerechtsübereinkom-
men] und etwaiger Resolutionen des Sicherheitsrates der Ver-
einten Nationen, auszumachen, zu beschlagnahmen und zu 
zerstören“.5 Damit handelt es sich im Kern um die Übernahme 
der polizeilichen Aufgabe der Kriminalitätsbekämpfung im 
internationalen Raum – aber auch darüber hinaus – durch mili-
tärische Kräfte. Die Seenotrettung ist nur insofern Aufgabe 
der Soldaten, soweit sich diese Pflicht ohnehin aus interna-

tionalem Recht ergibt. Das ist 
schlüssig, schließlich hatte de 
Maizière zuvor die italienische 
Mission Mare Nostrum, die See-
notrettung und Bekämpfung der 
Schleuserkriminalität umfasste, 
als „Beihilfe zum Schlepperwe-
sen“ kritisiert.6 

Nach aktueller Planung soll die EU-Mission sechs Schiffe, 
zwei U-Boote, drei Seeraumüberwachungsflugzeuge und zwei 
Aufklärungsdrohnen umfassen, bislang beteiligt sich die Bun-
deswehr mit der Fregatte Schleswig-Holstein und dem Tender 
Werra. Das operative Hauptquartier wurde in Rom eingerich-
tet, das taktische Hauptquartier auf dem Flaggschiff der Mis-
sion, dem italienischen Flugzeugträger Cavour. Kommandant 
der Mission ist der italienische Konteradmiral Enrico Creden-
dino, Befehlshaber der Einsatzkräfte auf See Andrea Gueglio. 
Zehn EU-Staaten beteiligen sich mit eigenen Einsatzmitteln 
und acht weitere mit Personal für die Hauptquartiere. Die deut-
schen Einsatzkräfte werden vom Einsatzführungskommando 
in Potsdam aus befehligt.

Die politische Kontrolle und strategische Leitung des 
Gesamteinsatzes obliegt (wie bei allen EU-Einsätzen) dem 
Politischen und Sicherheitspolitischen Komitee (PSK), in dem 
die Mitgliedstaaten mit je einem „Botschafter“ vertreten sind 
und das von der Hohen Vertreterin für Außen- und Sicherheits-
politik, Federica Mogherini, geleitet wird. Der Rat wird vom 
Militärausschuss der EU (EUMC), in dem die Mitgliedstaaten 
durch ihre Generalstabschefs oder deren Delegierten repräsen-
tiert sind, über den Verlauf informiert.

Zunächst umfasst das Mandat primär die „Aufdeckung und 
Beobachtung von Migrationsnetzwerken“ durch das „Sam-
meln von Informationen“ (Phase 1). Der Rat entscheidet, ob 
der Einsatz in die zweite und dritte Phase übergehen soll, die 
hingegen das „Anhalten, Durchsuchen, Beschlagnahmen und 
Umleiten“ verdächtiger Schiffe (Phase 2) oder die „Zerstörung 
oder Unbrauchbarmachung“ von Schiffen oder zugehörigen 
Gegenständen zum Ziel haben (Phase 3) und grundsätzlich 
auch den Einsatz von Bodentruppen in Nordafrika beinhalten 
können. Bereits im Zuge der Mandatierung der ersten Phase 
jedoch brachten sowohl der Rat als auch die Bundesregierung 
ihre Rechtsauffassung zum Ausdruck, wonach die Marine 
bereits nach allgemeinem Seerecht „geeignete Maßnahmen“ 
auch in internationalen Gewässern (auf Hoher See) gegen 
verdächtige Schiffe, deren Personal und Ladung ergreifen 
könne, soweit deren Flaggenstaat seine Zustimmung erteilt, 
das Schiff keine Staatsangehörigkeit besitzt oder diese in 
Zweifel gezogen wird. Die Phasen 2 und 3 sollen auch auf die 
Küstengewässer von Drittstaaten, insbesondere Libyens, aus-
gedehnt werden, sofern diese zustimmen oder ein Mandat des 
UN-Sicherheitsrates erreicht werden kann. Letzteres würde 
voraussetzen, dass der Sicherheitsrat die Migration im Mittel-
meer formal als Gefährdung des Weltfriedens oder Angriffs-
handlung deklariert. Die Befugnis zu entscheiden, wann der 
Übergang zwischen den Phasen stattfindet sowie „zur Ände-
rung der Planungsdokumente, einschließlich des Operations-
plans, der Befehlskette und der Einsatzregeln“ liegt beim PSK. 
Letztlich existiert weder eine definierte Eingrenzung der mili-
tärischen Befugnisse innerhalb der einzelnen Phasen noch eine 
klare Abgrenzung zwischen den Phasen. Entsprechend hat sich 
auch die Bundesregierung noch nicht festgelegt, ob sie etwa 
vor einem Übergang in Phase 2 überhaupt eine Befassung des 
Bundestages für nötig hält, oder diese – wie in Phase 1 gesche-
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Seenotrettung, Lagebilderstellung oder Anti-Terror-Krieg?
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hen – ohne entsprechendes Mandat gemeinsam mit den ande-
ren Regierungen im Rat der EU beschließt.7 

Lagebilderstellung

Zunächst jedoch wird es tatsächlich um das Sammeln von 
Informationen, die Erstellung und den Austausch von Lagebil-
dern gehen. Hierfür sprechen auch die genannten Einsatzmittel 
wie U-Boote, Flugzeuge zur Seeraumüberwachung, Drohnen 
und Hubschrauber, die nicht zur Seenotrettung, wohl aber mit 
umfassender Technologie zur Aufklärung ausgestattet sind. 
Nach Angaben der Bundesregierung liegt auch die Aufgabe 
der beiden deutschen Schiffe „im Schwerpunkt in der Lage-
bildverdichtung“: „Durch Überwachung und Beobachtung der 
Schleuseraktivitäten auf hoher See sollen mehr Informationen 
über die kriminellen Netzwerke gewonnen werden.“8 Die Satel-
litenaufklärung wird vermutlich hauptsächlich über das eigens 
zur Unterstützung von GSVP-Missionen gegründete EU-Satel-
litenzentrum (EUSC) in Torrejón, Spanien, sowie möglicher-
weise über nationale militärische Systeme bereitgestellt. 

Berichten des Guardian zufolge soll über die beteiligten 
Schiffe des Vereinigten Königreichs auch der Geheimdienst 
GCHQ eingebunden sein.9 Zumindest für das deutsche Kon-
tingent der Mission wurde auch ein „Unterstützungselement“ 
des Bundesnachrichtendienstes eingerichtet. Darüber hinaus 

ist eine Zusammenarbeit mit den polizeilichen Agenturen der 
EU vorgesehen: Europol und Eurojust arbeiten quasigeheim-
dienstlich und haben jeweils Lagezentren und Arbeitsgruppen 
zur Bekämpfung der illegalen Migration eingerichtet bzw. 
bauen solche gerade auf Sizilien auf. Der Kommandant der 
Marinemission fand sich bereits am 1. Juli, wenige Tage nach 
dem offiziellen Beginn der Operation, zum Besuch bei Europol 
ein.10 Frontex ist nicht nur in das Joint Operation Team Mare 
von Europol eingebunden, sondern koordiniert insbesondere das 
Grenzüberwachungssystem EUROSUR, das als „System der 
Systeme“ die nationalen Sensorsysteme verschiedenster Art zu 
einem Lagebild integriert und dieses über Nationale Koordinie-
rungszentren (in Deutschland beim Bundespolizeipräsidium in 
Potsdam) verteilt. Über dieses werden bereits jetzt verdächtige 
Küstenabschnitte und Schiffe „mittels spezieller Algorithmen 
und Driftkalkulationen“ überwacht.11 Inwieweit die Marine-
mission auf diese Daten zugreifen kann, ist bislang unklar; 
umgekehrt forderte Frontex jedenfalls 2015 erstmals Analy-
seprodukte des Satellitenzentrums an, das für den militärisch 
geprägten GSVP-Bereich gegründet wurde.12 

Generell lässt sich festhalten, dass in der vergangenen Dekade 
vor allem im Zuge „ziviler“ Programme zur Umweltüberwa-
chung, maritimen Sicherheit und Grenzüberwachung der EU 
und ihrer Mitgliedstaaten eine kaum zu überblickende Vielzahl 
an Sensor- und Kommunikationsnetzwerken zur Lagebilder-

Laut Darstellung der Bundesregie-
rung – ein Beschlussdokument hierzu 
liegt nicht vor – hat der Rat der Euro-
päischen Union „am 14. September 
2015 die Feststellung getroffen, dass die 
Voraussetzungen für den Phasenwech-
sel gegeben sind und der Übergang in 
die Phase 2) gemäß dem Beschluss des 
Rates (GASP) 2015/778 erfolgen kann“. 
Die Bundesregierung hat sich entschlos-
sen, für den deutschen Beitrag zu Phase 
2 ein Mandat des Bundestages einzuho-
len. Das Mandat sieht u.a. vor, auf Hoher 
See Schiffe anzuhalten, zu durchsuchen 
oder umzuleiten. Hierzu soll die Bun-
deswehr u.a. „Kräfte zum Anhalten und 
Durchsuchen“ bereithalten, außerdem 
sind Fähigkeiten des „Militärische[n] 
Nachrichtenwesen[s] einschließlich 
Abschirmung des Einsatzkontingents“ 
vorgesehen. Auch im Antrag der Bun-
desregierung zu Phase 2 wird die See-
notrettung nicht als Aufgabe genannt, 
sondern lediglich festgestellt, dass „für 
alle im Rahmen von Eunavfor MED 
eingesetzten Schiffe die völkerrechtli-
che Verpflichtung zur Hilfeleistung für 
in Seenot geratene Personen fort[gilt]“.

Das Völkerrecht findet sehr häufig 
Erwähnung im Antrag der Bundesre-
gierung wie auch im Ratsbeschluss, 
womit die Bundesregierung und ihre 
EU-Partner eine Rechtsauffassung zum 
Ausdruck bringen, wonach es eben Auf-

gabe der Militärs sei, Boote mit Migran-
ten aufzubringen, zu kontrollieren und 
umzuleiten und eine entsprechende 
Praxis im Mittelmeer etablieren. Die 
Rechtsquelle, auf die sich Bundesre-
gierung und Rat dabei stützen, ist das 
Zusatzprotokoll vom 15. November 2000 
gegen die Schleusung von Migranten 
auf dem Land-, See- und Luftweg zum 
Übereinkommen der Vereinten Nationen 
vom gegen die grenzüberschreitende 
organisierte Kriminalität, das im Januar 
2004 in Kraft trat, nachdem es von 40 
Staaten ratifiziert wurde. Von Umleiten 
und Beschlagnahmen ist darin jedoch 
keine Rede, es erlaubt lediglich, „geeig-
nete Maßnahmen im Hinblick auf das 
Schiff sowie die an Bord befindlichen 
Personen und die an Bord befindliche 
Ladung zu treffen“, sofern „Beweise 
dafür gefunden werden, dass das Schiff 
für die Schleusung von Migranten auf 
dem Seeweg benutzt wird.“ Ausdrück-
lich hält das Zusatzprotokoll fest, dass 
es nicht „die anderen Rechte, Verpflich-
tungen und Verantwortlichkeiten von 
Staaten und Einzelpersonen nach dem 
Völkerrecht, namentlich dem humani-
tären Völkerrecht und dem Völkerrecht 
auf dem Gebiet der Menschenrechte und 
insbesondere, soweit anwendbar, de[n] 
[...] Grundsatz der Nichtzurückweisung“ 
berührt. Da eine entsprechende Opera-
tionalisierung und Praxis in Umsetzung 

der relativ neuen Rechtsquelle bisher so 
gut wie nicht stattgefunden hat, ist noch 
völlig unbestimmt, was etwa als Beweis 
aufzufassen ist und wie das Prinzip der 
Nichtzurückweisung Geltung erhalten 
kann. Grundsätzlich beziehen sich Über-
einkommen und Zusatzprotokoll nur auf 
„Schleusungen“, die bandenmäßig und 
mit dem Ziel der „unmittelbaren oder 
mittelbaren Erlangung eines finanziel-
len oder sonstigen materiellen Vorteils 
begangen“ werden, Fluchthelfer ohne 
kommerzielle Interessen dürften also 
im Mittelmeer nicht von der Bundes-
wehr behelligt werden. Auch hier ist 
aber völlig unklar, wie das in der – in 
diesem Fall quasi rechtssetzenden Praxis 
– umgesetzt werden soll.

Um all diese Fragen im Vorfeld zu 
klären, wird aber keine Zeit bleiben. 
Die erste Lesung des Antrags der Bun-
desregierung wurde auf Donnerstag, den 
24.9.2015 festgelegt, vermutlich wird die 
zweite Lesung samt Abstimmung bereits 
in der Woche darauf stattfinden. Opera-
tionspläne und Einsatzregeln liegen den 
Abgeordneten nicht vor. Wahrscheinlich 
befinden sie sich noch in Ausarbeitung 
durch den EU-Militärausschuss und das 
PSK, welches zu einem späteren Zeit-
punkt hinter verschlossenen Türen den 
Übergang in Phase 2 beschließen wird.

Phase IIa
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Lagezentrum herauskristallisiert hat, in dem alle Informatio-
nen zusammenlaufen. Eunavfor MED ist sicher auch als Ver-
such zu verstehen, in dieser Auseinandersetzung eine Hoheit 
der EU-Militärbürokratie über die gesammelten Informationen 
und ihre Prozessierung zu erlangen.

Schnittstellen zur Terrorbekämpfung

Der Rat hat die Marinemission nicht nur angehalten, mit 
Frontex, Europol und Eurojust zusammenzuarbeiten, sondern 
auch Vereinbarungen „mit einschlägigen GSVP-Missionen“ 
zu schließen.13 Unter diesen sind vor allem die EU-Einsätze 
zur Ausbildung malischer Soldaten (EUTM Mali) und Polizei- 
und Gendarmeriekräfte (EUCAP Sahel Mali), zur Verbesse-
rung des Grenzschutzes in Libyen (EUBAM Libya), eine mit 
demselben Auftrag geplante Mission in Tunesien sowie die Mis-
sion EUCAP Sahel Niger zu verstehen, die bereits jetzt mitein-
ander kooperieren und Informationen austauschen. Die Mission 
im Niger, die als erste der genannten im August 2012 begann, 
wurde zunächst mit der Bekämpfung des Terrorismus und der 
Organisierten Kriminalität begründet, im Mai 2015 jedoch ver-
stärkt auf die Bekämpfung „illegaler Migration“ ausgerichtet.14 
Sie fungiert aber weiterhin als Knotenpunkt aller EU-Missionen 
im Sahel und auch als Schnittstelle zu anderen internationalen 
Akteuren, die häufig primär die Bekämpfung des Terrorismus 
verfolgen. Auch bei den Grenzschutzmissionen in Libyen und 
der geplanten in Tunesien verschwimmen beide Themen. Der 
EUTM-Einsatz in Mali hingegen zielt primär auf die Aus-
bildung jener Truppen, die anschließend unter französischer 
Koordination im Norden des Landes jene Gruppen bekämp-
fen, die gerade als terroristisch eingestuft werden. Die betei-
ligten französischen Truppen operieren (zumindest teilweise) 
im Rahmen der Operation Barkhane, welche die grenzüber-
schreitende Bekämpfung des Terrorismus in Mauretanien, 
Mali, Burkina Faso, Niger und Tschad zum Ziel hat. Mit der-
selben Aufgabe haben Frankreich und die USA u.a. im Niger, 
dessen Hauptstadt Niamey Standort der EUCAP-Mission ist, 
im Tschad und in Djibouti (bislang) unbewaffnete Drohnen 
vom Typ Reaper (und Harfang) stationiert.15 

Zusammenfassend dient die Operation Eunavfor MED 
primär der Lagebilderstellung zwischen den Küsten Europas 
und Nordafrikas und als ein(er von verschiedenen) Handlungs-
rahmen für exekutives Vorgehen. Sie reiht sich damit ein in 
verschiedene weitere Maßnahmen der EU, ihrer Mitgliedstaa-
ten und Verbündeten, zwischen dem Sahel und Europa eine 
zusammenhängenden Zone militärisch-geheimdienstlicher 
Überwachung mit quasi-polizeilichen Befugnisse für ihre Mili-
tärs zu schaffen, in der Aufgaben wie die Bekämpfung des Ter-
rorismus und der Mobilität ineinander verschwimmen. Dass 
die Zusammenarbeit zwischen nationalen und internationalen, 
polizeilichen und militärischen Behörden und Organisationen 
dabei so reibungslos verläuft, wie es die offiziellen Dokumente 
suggerieren, ist kaum anzunehmen. Vielmehr ist davon aus-
zugehen, dass gerade auch in der Konkurrenz unter ihnen die 
Ursache für das völlig irrationale Ausmaß der Militarisierung 
der Region zu finden ist, die zugleich eine Entrechtung der 
Bevölkerung und Milliardengewinne für die Rüstungsindustrie 
mit sich bringt.

Anmerkungen
1	 EU-Kommission: Pressemitteilung v. 20.4.2015 (IP/15/4813).
2	 Pressemitteilung 204/15 des Rates v. 23.4.2015.

3	 Faz.net v. 20.4.2015.
4	 ausführlich hierzu: Christoph Marischka: Seenotrettung als Teil 

des Problems..., IMI-Standpunkt 2015/018 - in: Ausdruck (Juni 
2015).

5	 Beschluss (GASP) 2015/778 des Rates vom 18. Mai 2015 über 
eine Militäroperation der Europäischen Union im südlichen zen-
tralen Mittelmeer (Eunavfor MED), in: Amts-blatt der EU L 
122 v. 19.5.2015.

6	 Thomas de Maizière im Interview mit der Süddeutschen Zeitung 
v. 8.1.2015.

7	 Alle Zitate in diesem Absatz: Beschluss (GASP) 2015/778 a.a.O. 
(Fn. 5). Das Auswärtige Amt verschickte am 10. Juli 2015 per 
Mail eine entsprechende „Stellungnahme zu den völ-kerrechtli-
chen Voraussetzung eines Vorgehens im Rahmen von Phase 2 der 
Operation Eunavfor MED“ an die Abgeordneten des Bundesta-
ges.

8	 BT-Drs. 18/5543 v. 6.7.2015.
9	 Guardian v. 17.6.2015.
10	 Europol-Pressemitteilung v. 1.7.2015.
11	 BT-Drs. 18/5543 v. 6.7.2015.
12	 BT-Drs. 18/ 5316 v. 23.6.2015.
13	 Beschluss (GASP) 2015/778, a.a.O. (Fn. 5).
14	 Pressemitteilung 268/15 des Rates v. 13.5.2015.
15	 ausführlicher zur EU-Politik im Sahel und den zugrunde liegen-

den Raumkonstruktionen: Marischka, C.: No Exit – No Voice? 
Die Bekämpfung des Terrorismus und der Migration im Sahel, 
IMI-Analyse 2015/028, in: Ausdruck 2015, Nr. 4 (August), www.
imi-online.de/download/August2015_web.pdf.

SIVE-Überwachungseinrichtung auf den Kanaren, Foto: 
Christoph Marischka.

Artikel ist ein Vorabdruck aus Bürgerrechte & Polizei/CILIP 
109. Das Schwerpunktheft zum Thema „Asyl, Migration und 
staatliche Gewalt in Europa“ erscheint voraussichtlich Ende 
September. Weitere Beiträge u.a. zum EU-Aktionsplan gegen 
Schlepper, zu Eurodac und dem Dublin-System, zur Vorverla-
gerung der Schleierfahndung, zu Abschiebungen und Abschie-
behaft, zu Flüchtlingsprotesten etc., 112 Seiten, Einzelheft 8 
Euro, Abo (3 Ausgaben) 21 Euro. Bestellen über www.cilip.de 
oder vertrieb@cilip.de oder per Post: Verlag CILIP, c/o Juri-
stische Fakultät, Humboldt-Universität zu Berlin, Unter den 
Linden 6, 10099 Berlin.

http://www.imi-online.de/download/August2015_web.pdf
http://www.imi-online.de/download/August2015_web.pdf
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Ein Sprecher des Pentagons kündigte am 17. August 2015 
an, die USA würden beabsichtigen, die weltweiten Drohnen-
operationen während der nächsten vier Jahre auszuweiten. Der 
Grund hierfür sei, dass der Bedarf an Drohnen ständig wachse. 
Deshalb suche das Pentagon nach Wegen, die Drohnenflüge 
von gegenwärtig 60 auf 90 Flüge pro Tag bis zum Jahr 2019 zu 
erhöhen, wie der Militärsprecher erklärte. Die US-Luftwaffe 
führe täglich 60 weltweit geleitete Drohnenflüge aus, die vor-
wiegend von örtlichen Kommandeuren zu Spionagezwecken 
genutzt würden, und beinhalte nicht die taktischen Drohnen-
flüge, die durch Einheiten in Kampfzonen ausgeführt würden, 
so der Pentagon-Sprecher weiter. Das Pentagon plane, dass 
zehn bis 20 Drohnenflüge täglich von der US-Armee, zehn 
weitere Flüge vom US-Kommando für Spezialoperationen 
sowie zehn Flüge mit unbewaffneten Drohnen von privaten 
Sicherheitsdienstleistern ausgeführt werden könnten.1 Die 
Folgen dieser Drohnenangriffe können in folgender Tabelle 
eingesehen werden.2 Als jüngste Entwicklung kann hervor-
gehoben werden, dass in Afghanistan im Juli 2015 mit 17 
Drohnenangriffen mehr ausgeführt wurden als im gesamten 
Halbjahr zuvor und dass die Anzahl der bestätigten Drohnen-
angriffe im Jemen dieses Jahr bereits 15 erreichte.

Dieses Vorhaben des US-Verteidigungsministeriums zeigt, 
dass der Rüstungswettlauf mit Drohnen in vollem Gange 
ist, wie Kritiker bereits längst befürchtet und davor gewarnt 
hatten. Deshalb werden an dieser Stelle kurz einige Daten der 
„New America Foundation“ präsentiert, welche den Stand der 
Rüstungsentwicklung wiedergeben können. Nach Zählung 
dieser Organisation sollen gegenwärtig 86 Staaten in unter-
schiedlicher Qualität bewaffnete oder unbewaffnete Drohnen 
besitzen; zudem gebe es noch nicht-staatliche Akteure, die 
Drohnen zu ihrer Verfügung hätten. Vier dieser Staaten hätten 
bereits bewaffnete Drohnen zur Tötung eingesetzt: Israel, 
die USA,  Großbritannien und seit neuestem Pakistan. Hinzu 
komme die Hisbollah als nicht-staatliche Kriegspartei mit aus 
dem Iran gelieferten Drohnen. Neben diesen Akteuren sollen 
noch China, Frankreich, der Iran, Nigeria, Südafrika, Soma-
lia sowie die Hamas bewaffnete Drohnen besitzen. Noch 
mehr Staaten sollen bewaffnete Drohnen entwickeln. Dazu 
sollen neben Russland und Indien auch Taiwan, Schweden, die 
Schweiz, Spanien, Italien, Griechenland und die Türkei zählen. 
Rund die Hälfte der Staaten, die Drohnen besitzen, nämlich 45 
Staaten, würden auch selbst Drohnen produzieren. Das größte 
Drohnen-produzierende Unternehmen (DJI) stamme aus China 

und habe einen Wert von zehn Milliarden US-Dollar. Israel sei 
der größte Exporteur von Drohnen in der Welt, da es für 41 % 
der zwischen 2001 und 2011 exportierten Drohnen verantwort-
lich sei und habe zwischen 2005 und 2012 Drohnen im Wert 
von fast 4,6 Milliarden US-Dollar exportiert. Russland habe 
angekündigt, 9,2 Milliarden US-Dollar in seine Drohnenpro-
duktion zu investieren und entwickle eine 20 Tonnen schwere 
Angriffsdrohne (und damit circa fünf Tonnen schwerer als das 
Maximalgewicht der Global Hawk aus den USA, die derzeit 
schwerste im Einsatz befindliche Militärdrohne), deren Proto-
typ 2018 einsatzfähig sein könne.3 Im Februar 2015 änderte 
die USA ihre strikt restriktive Exportpolitik und kündigte an, 
künftig von Fall zu Fall nach ihren jeweiligen sicherheitspo-
litischen Interessen Drohnenexporte, auch von bewaffneten 
Drohnen, an mit ihnen verbündete Staaten zuzulassen.4 

Der Rüstungswettlauf mit autonomen 
Waffensystemen

Dies sind nur einige Beispiele, die darauf hinweisen sollen, 
dass ein Rüstungswettlauf mit all seinen negativen Konse-
quenzen bereits seit langem in vollem Gange ist. Und diese 
Entwicklung ist nur der Vorläufer zu einem weiteren Trend: die 
autonome Kriegsführung. Das „Future of Life Institute“ veröf-
fentlichte am 28. Juli 2015 einen Offenen Brief, der innerhalb 
kürzester Zeit von über 19.000 Personen, darunter beinahe 
3.000 Forschern aus dem Bereich der Künstlichen Intelligenz 
(KI) und der Robotik unterzeichnet wurde (Stand: 22. August 
2015) und in dem es heißt, autonome Waffensysteme selektier-
ten und griffen Ziele ohne menschliches Zutun an. Die Tech-
nologie der Künstlichen Intelligenz habe einen Punkt erreicht, 
bei dem der Einsatz solcher Systeme, tatsächlich, wenn nicht 
gar rechtlich, innerhalb von Jahren, nicht Jahrzehnten (!), mög-
lich sei und die Risiken seien hoch: Autonome Waffensysteme 
seien als die dritte Revolution in der Kriegsführung, nach dem 
Schießpulver und den Nuklearwaffen beschrieben worden. Die 
Schlüsselfrage für die Menschheit sei heute, ob sie einen glo-
balen KI-Rüstungswettlauf starten solle oder ob es verhindert 
werden könne, einen solchen zu beginnen. Sollte irgendeine 
der Militärmächte die Entwicklung autonomer Waffensysteme 
weiter vorantreiben, sei ein globaler Rüstungswettlauf nahezu 
unvermeidbar und der Endpunkt dieses Entwicklungsver-
laufs sei offensichtlich: Autonome Waffensysteme würden die 
Kalaschnikows von morgen werden. Autonome Waffen seien 

USA wollen ihre Drohnenflüge 
um 50 % erhöhen
Rüstungswettlauf in vollem Gange
von Michael Haid

Pakistan 
(Juni 2004 – Juli 2015)

Jemen 
(Nov. 2002 – Juli 2015)

Somalia 
(Jan. 2007 – Juli 2015)

Afghanistan 
(Jan. 2015 – Juli 2015)

US-Drohnenangriffe 419 102 – 122 15 – 19 29 - 61
Alle Getöteten 2.467 – 3.976 65 – 97 25 – 108 308 - 677
Davon Zivilisten 423 – 965 65 – 97 0 – 5 14 - 39
Davon Kinder 172 – 207 8 – 9 0 0 - 20

Verletzte 1.152 – 1,731 92 – 221 2 -7 18 - 31

Quelle:www.thebureauinvestigates.com.

http://www.thebureauinvestigates.com/
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en ideal für solche Aufgaben wie Morde, die Destabilisierung 

von Staaten, die Unterdrückung von Bevölkerungen und das 
selektive Töten einer bestimmten ethnischen Gruppe. Daher 
kommen die Autoren zu der Auffassung, so der Offene Brief 
abschließend weiter, dass ein militärischer KI-Rüstungswett-
lauf für die Menschheit unvorteilhaft und eine schlechte Idee 
sei.5 Bislang sind vollständig autonome Waffensysteme noch 
keine Realität.6 Zum besseren Verständnis des gegenwärtigen 
Standes folgender Hinweis: In einem Bericht des Wissen-
schaftlichen Dienstes des US-Kongresses vom Januar 2012 
wurde die Global Hawk, die in puncto Autonomie als am 
weitesten fortgeschrittene Drohne der Welt betrachtet werde, 
auf einer Skala von 1 (ferngelenkt) bis 10 (vollständig auto-
nom agierender Schwarm) bei durchschnittlich 2,5 eingeord-
net.7 Die militärisch genutzte Drohnen-Technologie kann als 
Vorstufe zu autonomen Waffensystemen gesehen werden. Da 
jedoch schon bei dieser Technologie seit Jahren ein globaler 
Rüstungswettlauf konstatiert werden kann, ist die Wahrschein-
lichkeit hoch, dass sich in naher Zukunft auch im Bereich der 
autonomen Waffensysteme ein weltweites Wettrüsten entwic-
keln wird. Denn keiner der beteiligten staatlichen wie nicht-

Vielleicht wird beim Thema Militär-
drohnen nicht sofort an Polen gedacht, 
doch ein Blick auf die dortige Ent-
wicklung lohnt sich. Das laufende, 37 
Milliarden US-Dollar schwere Moder-
nisierungsprogramm des polnischen 
Militärs für die Jahre 2013 bis 2022 
beinhaltet auch den Kauf eines breiten 
Spektrums an Kampf- und Aufklärungs-
drohnen. Der Beginn der Auslieferung 
dieser Drohnen ist für 2016 geplant. Ins-
gesamt beabsichtigt das Verteidigungs-
ministerium den Kauf von 350 Drohnen. 
Nach „Defense News“ habe der polni-
sche Verteidigungsminister, Tomasz Sie-
moniak, im Juli 2015 geäußert, dass die 
Beschaffung einer Flotte von Kampf-
drohnen Priorität genieße.1 Die folgende 
Tabelle soll dazu dienen, eine Übersicht 
über die geplanten Beschaffungspro-
gramme zu gewinnen.2 

Für die Drohnen der Programme 
„Zefir“, „Gryf“ und „Orlik“ wird extra 
der Militärflughafen Miroslawiec im 

nordwestlichen Polen zu einer Drohnen-
basis umgebaut, die ab Januar 2016 ihren 
Betrieb aufnehmen soll. 60 Kampfdroh-
nen sollen dort stationiert werden (48 
taktische und zwölf des Programms 
„Zefir“). Die polnische Armee legte die 
sechs Drohnenprogramme auf, um ihre 
Interventionsfähigkeit für künftige Ein-
sätze zu verbessern. Die Beteiligungen 
an den Missionen in Afghanistan und 
im Irak hätten im Drohnenbereich sog. 
Fähigkeitslücken offenbart.3 Während 
die Drohnen des „Zefir“-Programms 
entweder von US-amerikanischen, bri-
tischen oder israelischen Unternehmen 
gekauft werden müssen, sollen kleinere 
Drohnen von der polnischen Drohnen-
industrie geliefert werden, um diese zu 
fördern. So haben die zwei polnischen 
Firmen WB Electronics und Optimum 
eine „Bienen“-Drohne entwickelt, die 
dem gepanzerten Truppentransporter 
„Wolverine“ der polnischen Armee zur 
Seite gestellt werden soll, um die Infan-

terie unter Kampfbedingungen in städ-
tischem Gelände zu unterstützen, da 
diese Drohne ein Kamerasystem hat und 
gleichzeitig fähig sein soll, einen Angriff 
auf kleinere Ziele mit einer Sprengla-
dung auszuführen.4 Diese Entwicklung 
in Polen soll zur Verdeutlichung dienen, 
dass bedauerlicherweise nicht nur große 
Militärmächte an dem Rüstungswettlauf 
für Drohnen kräftig teilhaben.

Anmerkungen
1	 Vgl. Jaroslaw Adamowski: European 

Countries Eye Drone Acquisitions, 
Operations, www.defensenews.com, 
22.8.2015. 

2	 Alle Informationen für diese Tabelle 
entstammen Jacek Siminski: Poland 
establishes a UAV-dedicated airbase, 
theaviationist.com, 10.8.2015.  

3	 Vgl. Jacek Siminski, aaO.
4	 Vgl. Christian de Looper: Polish Firm 

Develops ‘Bee’ Drones For Use In 
Polish Military, www.techtimes.com, 
11.3.2015. 

Polens militärische Modernisierung – Kauf von 350 Drohnen

Drohnenprogramm Typ / Verwendung Anzahl
„Zefir“ Kampfdrohne (mittlere Flughöhe / große Reichweite) mit einem hohen 

Grad an Autonomie
12

„Gryf“ Taktische Aufklärungsdrohne (mittlere Flughöhe / große Reichweite) 12

„Orlik“ Taktische Kurzstreckendrohne 12 Systeme zu jeweils 
3-5 Drohnen

„Wizjer“ Mini-Drohnen (ähnlich der „FlyEye“ von WB Electronics) 15 Systeme zu jeweils 
4-5 Drohnen

„Ważka“ Mini-Drohnen 15

Mikro-Drohne Kleinste Mini-Drohnen für die Zugriffseinheiten der Spezialkräfte in 
ihrem unmittelbaren Umfeld

Nicht spezifiziert

staatlichen Akteure scheint bedauerlicherweise bereit zu sein, 
auf die militärische Nutzung dieser Technologie verzichten zu 
wollen.

Anmerkungen
1	 Vgl. Corey Dickstein: Pentagon intends to boost daily drone 

flights over next 4 years, www.stripes.com, 17.8.2015.
2	 Alle Daten für diese Tabelle stammen von www.thebureauinvesti-

gates.com
3	 Vgl. http://securitydata.newamerica.net/world-drones.html. 
4	 Vgl. U.S. Department of State: U.S. Export Policy for Military 

Unmanned Aerial Systems, Washington D.C., 17.2.2015, www.
state.gov. 

5	 Vgl. http://futureoflife.org/AI/open_letter_autonomous_weapons. 
6	 Vgl. Robin Geis: Die völkerrechtliche Dimension autonomer 

Waffensysteme, Friedrich Ebert Stiftung, Juni 2015, S. 1.
7	 Vgl. Jeremiah Gertler: U. S. Unmanned Aerial Systems, Congres-

sional Research Service, 2.1.2012, S. 20.

http://www.defensenews.com/
http://www.techtimes.com/
http://www.stars.com/
http://www.thebureauinvestigates.com/
http://www.thebureauinvestigates.com/
http://securitydata.newamerica.net/world-drones.html
http://www.state.gov/
http://www.state.gov/
http://futureoflife.org/AI/open_letter_autonomous_weapons
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Aus Anlass des Antikriegstages am 1. September 2015 trafen 
sich bereits am Sonntag zuvor Mitglieder der Deutschen 
Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen 
(DFG-VK), der Partei Die LINKE und der Deutschen Kom-
munistischen Partei vor dem Fliegerhorst Jagel, um gegen die 
Aufrüstung der Bundeswehr mit Drohnen zu protestieren. Der 
Fliegerhorst Jagel soll einziger oder zumindest wichtigster 
Standort für die größeren Drohnen der Bundeswehr werden, 
die Hangar sind bereits ausgebaut. Drohnen der MALE-Klasse 
werden von der Bundeswehr schon jetzt in Afghanistan zur 
Aufklärung und Zielerfassung verwendet. Bislang erfolgen die 
Raketenangriffe dann durch Drohnen der NATO-Partner, die 
Bundeswehr will ihre Drohnen jedoch so aufrüsten, daß diese 
auch Raketen abschießen können. Bereits sechs Wochen vor 
dem Antikriegstag hatten am 18. Juli 2015 Aktivisten gegen 
die Aufrüstung der Bundeswehr mit Cyberkrieg, Drohnen und 
Elektronischer Kampfführung protestiert. Anschließend fuhren 
die Radfahrer bei Starkwind etwa 30 km durch naturschöne 
Landschaft rund um den Drohnenstandort Jagel. Wer zuvor 
ausgerechnet vor dem Bundeswehrzaun des Drohnenstandor-
tes in Sichtweite der Bunker Ausstellungstafeln zu „Mensch 
und Natur“ angebracht hatte, bewies Sinn für Humor.

Auf der Kundgebung wies Detlef Mielke von der DFG-VK 
darauf hin, wie mit dem Begriff der „Aufklärung“ die hoch-
technologische Kriegführung der Bundeswehr verklärt wird: 
Militärische Aufklärung hat gar nichts mit der Philosophie der 
Aufklärung im Sinne von Kant oder Voltaire zu tun, sondern 
beinhaltet die Auswahl und Ortung derjenigen Opfer, deren 
Leben dann von Nato-Bomben und Raketen zerstört werden. 
Militärische Aufklärung bedeutet Spionage, bedeutet her-
auszubekommen, wie dem Gegner am besten zu schaden ist. 
Aufklärung bedeutete in Jugoslawien und in Afghanistan Vor-
bereitung zur Zerstörung, Vorbereitung zum Töten, Vorberei-
tung zum Mord.

Die Jugoslawienkriege haben manche schon vergessen. Tor-
nados zur elektronischen Aufklärung (ECR), wie sie jetzt hier 
in Jagel stationiert sind, flogen auch damals vorneweg. Sie 
sind darauf spezialisiert, gegnerische Luftabwehrstellungen 
zu orten und mit Raketen „auszuschalten“ – natürlich waren 
da auch Menschen, die getötet wurden. Dann flogen Tornados 
zur Abbildenden Aufklärung (RECCE) aus Jagel hinterher und 
scannten das Land ein – Brücken, Trafostationen oder auch die 
chinesische Botschaft. Bomber der US-Armee oder der Bri-
tischen Armee folgten und „schalteten aus“, wie das Morden 
hieß. Moderne Raketen verfügen über eine Fähigkeit, die „fire 
and forget“ genannt wird. Sie suchen sich nach dem Abschuss 
auf der Grundlage der Aufklärungsergebnisse selbstständig ihr 
Ziel.

Der harmlos klingende Vorgang der Aufklärung bereitete also 
das Töten vor. Sind die Piloten aus Jagel deswegen moralisch 
höher anzusehen als die Kampfbomberpiloten, die tödliche 
Waffen zum Ziel bringen?

Die Drohnen, die Piloten aus Jagel in Masar-e Sharif in 
Afghanistan steuern, sind seit 2010 dort im Spionageeinsatz. 

Die gesammelten Daten tragen 
zum Lagebild der NATO bei. 
Das Töten übernehmen dann 
US-amerikanische Spezialkräfte 
– oder es kommen NATO-Bom-
ber, die töten –: mal Militärstel-
lungen der Aufständischen, mal 
Hochzeitsgesellschaften. Auf-
klärung ist auch hier Beihilfe 

zum Mord. Krieg beginnt hier in Schleswig-Holstein.

Jagel und Großdrohnen

In Jagel ist die Stationierung der Langstrecken-Drohne 
„Euro-Hawk“ (Hawk = Habicht oder Falke) zur signalerfas-
senden Aufklärung vorgesehen. Der Flugplatz wurde für 32,5 
Mio. Euro zu diesem Zweck hergerichtet. Hallen für die Groß-
drohnen und eine Startbahn extra für unbemannte Flugzeuge 
sowie Gebäude für die erforderliche Technik wurden bereits 
gebaut. Personal für Flug und technische Wartung ist bereits 
ausgebildet. Die elektronische Spionageeinheit ISIS („Inte-
griertes SIGINT-System“), die von den Großdrohnen transpor-
tiert werden soll, wird in der BRD produziert und gerade für 
255 Mio. Euro technisch weiterentwickelt.

Die Großdrohnen sollen der Bundeswehr zu der „Kernkom-
petenz strategische Aufklärung“ für weltweite Einsätze verhel-
fen. Durch die Reichweite von 23.000 km und einer Flughöhe 
von 20 km, in der sie von der Luftabwehr der meisten Länder 
nicht erreicht wird, kann die Drohne jeden Punkt der Welt für 
Militäraktionen ausspionieren. Das Bundesamt für Wehrtech-
nik und Beschaffung, die in Friedrichshafen ansässige Euro-
Hawk GmbH, ein Unternehmen von Northrop Grumman, und 
Cassidian, eine überwiegend in Deutschland produzierende 
EADS-Tochter, hatten bereits einen Vertrag für die Entwick-
lung, Erprobung und Unterstützung dieser Spionagedrohne mit 
Option für vier weitere Systeme in der Zeit von 2011 bis 2014 
geschlossen. Der Auftrag hatte ursprünglich ein Volumen von 
430 Mio. Euro, andere Quellen sprachen dann von 1,3 Mrd. 
Euro.

Etwa 600 Mio. Euro an Steuermittel sind bereits in das Projekt 
gesteckt worden. Die Drohne Euro-Hawk wurde dann wegen 
eines fehlenden Kollisionsschutzes mit anderen Flugzeugen 
für den Luftraum nicht zugelassen. Die Anschaffung wurde 
deshalb zunächst gestoppt. Eine Drohne wird nicht von einem 
Piloten an Bord gesteuert, folglich kann die Drohne auch nicht 
erkennen, ob ein ziviles Flugzeug – etwa mit Passagieren an 
Bord – auf Kollisionskurs fliegt, es zum Zusammenstoß und 
dadurch womöglich zum Flugzeugsabsturz kommt. Die Mili-
tärverantwortlichen hatten den Kollisionsschutz eingespart, 
Schutz von zivilen Menschenleben ist eben nicht in der Denk-
weise des Militärs enthalten. Eine Zulassung ohne vollauto-
matischen Kollisionsschutz, der die Drohne selbständig ein 
Ausweichmanöver fliegen lässt, darf aber nicht erteilt werden.

Immerhin bedarf sogar der Start von mehr als 20 helium-
gefüllten Kinderluftballons, die auch nicht gebündelt sein 
dürfen, einer luftverkehrsrechtlichen Zulassung. Denn bei 
einer größeren Anzahl oder Bündelung wird von einer Gefähr-
dung des Flugzeugverkehrs ausgegangen. Dieses haben wir 
herausgefunden, weil wir bei unserer Protestaktion in Jagel 
einige Luftballone mit der Aufschrift „Kampfdrohnen ächten 
– Bundeswehr abschaffen!“ fliegen ließen. Nach dem vorläu-
figen Stop des Projektes haben wir in der Broschüre „Geheime 
Kriege – Aufrüstung der Bundeswehr mit Cyberkrieg, Droh-

Drohnenstandort Jagel
von Ralf Cüppers
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Unterstellung formuliert: „Nachgedacht wird über eine Alter-
nativdrohne, den Euro-Hawk so zu verbessern, dass er doch 
noch zugelassen werden kann, oder die Zulassungskriterien so 
weit zu senken, bis dass der Euro-Hawk denen entspricht.“

Jetzt sieht es so aus, als würde sich die Kriegsministerin von 
der Leyen letztlich für die dritte, gefährlichste und widerwär-
tigste Alternative entscheiden wollen. Durch die Sendung 
„Streitkräfte und Strategien“ auf NDR-Info konnten die Hörer 
am 5.9.2015 erfahren: „Rund 600 Millionen Euro hat der deut-
sche Steuerzahler bislang für den Euro-Hawk bezahlt. Für die 
Zulassung der Drohne für den deutschen Luftraum schätzten 
Experten noch einmal mehrere hundert Millionen Euro Investi-
tionsbedarf, unter anderem für ein funktionsfähiges Antikollisi-
onssystem. � An dieser Sachlage (d.h. dem Nichtvorhandensein 
eines wirksamen Kollisionsschutzes) hat sich nichts geändert, 
räumt die Bundeswehr ein. Vor dem Mikrophon will sich dazu 
niemand äußern, in einer schriftlichen Stellungnahme heißt es: 
‚Eine Musterzulassung des EuroHawk wäre weiterhin nur mit 
unverhältnismäßigem Aufwand zu erreichen.‘ Und deshalb 
werde sie auch gar nicht mehr angestrebt. Eine Ausnahmege-
nehmigung muss reichen, damit im EuroHawk die von EADS 
entwickelte Abhörtechnik namens ISIS abschließend getestet 
werden kann.“

Anschließend wurde Verteidigungsministerin von der Leyen 
mit folgenden Worten zitiert: „Wenn wir dann in den Normal-
betrieb gehen, werden wir ein anderes Flugzeug nehmen. Eine 
andere Drohne, die heißt Triton. Die ist aus den USA.“ Hierzu 
erläuterte die Sendung: „Triton, Typenbezeichnung MQ-4C, 
wird aktuell bei der US-Marine eingesetzt, ist aber im Grunde 
nur eine neuere Version des EuroHawk. Der – man erinnere 
sich – vor allem wegen der Probleme bei der Zulassung für 
den Luftverkehr gestoppt wurde. Ob diese Probleme bei Triton 
ausgeräumt sind, dazu gibt sich das Ministerium schmallippig. 
Zitat: ‚Die prioritär verfolgte Beschaffung des MQ-4C und 
dessen Zulassbarkeit werden zurzeit auf Basis einer Regie-
rungsvereinbarung zwischen der US-NAVY und den zuständi-
gen deutschen Stellen untersucht. Ergebnisse liegen dazu noch 
nicht vor.‘“

Somit ist klar, dass Frau von der Leyen als Ersatz für den 
Euro-Hawk das etwas größere unbemannte Flugzeug MQ-4C 
„Triton“ anschaffen will. Es ist eine Weiterentwicklung und 
wird von der gleichen Firma, Northrop Grumman, gebaut. Die 
Alternativdrohne „Triton“ hat genauso wenig einen Kollisi-
onsschutz wie die alte „Euro-Hawk“ und ist deshalb womög-
lich ebenso wenig zulassungsfähig. Im Moment verzichtet die 
Bundeswehr gänzlich auf eine Zulassung, es reicht ihr eine 
sogenannte „Ausnahmegenehmigung“. Dafür werden die Kri-
terien so weit gesenkt, dass es reicht, wenn der zivile Luftraum 
einfach weiträumig zum Sperrgebiet erklärt wird: Der zivile 
Flugverkehr muss weichen, denn die Drohnen haben Vorfahrt.

Und dafür ist Jagel der ideale Standort: Die Gegend um 
Jagel ist strukturschwach und relativ dünn besiedelt. Zivile 
Großflughäfen wie Billund oder Fuhlsbüttel sind je über 100 
km entfernt. Regionale Flughäfen gibt es in Kiel-Holtenau, 
Flensburg-Schäferhaus und Sønderborg, die sind jedoch wohl 
zu unbedeutend und deren Flugzeuge werden zu Umwegen 
genötigt. Bislang ist von dort kein Widerstand gegen die Droh-
nenpläne in Jagel erfolgt. Wir erwarten, dass die unbemann-
ten Großspionageflugzeuge Triton in Jagel stationiert werden, 
schließlich ist alles vorbereitet: Hallen, Technik und Extrastart-
bahn für unbemannte Flugzeuge.

Hat Jagel demnächst auch Kampfdrohnen?

Die KriegsministerInnen von Deutschland, Frankreich und 
Italien haben vereinbart, bis 2025 eine europäische bewaff-
nungsfähige Drohne für mittlere Flughöhe zu entwickeln. Für 
die Übergangszeit soll ein US-amerikanisches oder israeli-
sches Modell, das dann auch bewaffnungsfähig ist, angeschafft 
werden, entweder von den USA der „Reaper“, der auch „Pre-
dator B“ genannt wird, oder die israelische Drohne vom Typ 
„Heron TP“, „auf jeden Fall mit Raketen“ erklärte General-
inspekteur Wieker laut Spiegel von 31. März 2015. Je nach 
Einsatz dieser Drohnen soll der Bundestag dann über eine 
entsprechende Bewaffnung der Drohnen abstimmen, wenn er 
denn über den Einsatz überhaupt informiert wird.

Zu befürchten ist, dass diese Kampfdrohnen auch in Jagel sta-
tioniert werden. Der Flugbetrieb sollte durch das Aufklärungs-
geschwader 51 „Immelmann“ durchgeführt werden. Manche 
der 1.500 Soldaten in Jagel wurden schon zu Drohnenpiloten 
ausgebildet, die vom sicheren Büroarbeitsplatz am Compu-

Der neue 
Drohnenkommodore

„Der Luftwaffen-Offizier wirkt sehr nachdenklich, als er die 
Erlebnisse schildert, die sein Soldaten-Leben so stark geprägt 
haben. Die Angst, die mitflog, ebenso wie das Bewusstsein, 
vermutlich andere Menschen getötet zu haben. Da ist der 
Moment, als der Waffensystemoffizier das erste Mal eine 
Harm-Rakete auf eine feindliche Radarstellung abfeuert 
– ‚das vergisst man nicht‘. Wie verarbeitet man so etwas? 
‚Die Harm ist zum Glück eine Fire-and-Forget-Waffe‘, 
erklärt Krah. Will heißen: Die Lenkwaffe steuert nach dem 
Abschießen selbstständig zum Ziel. ‚Ob sie getroffen hat, 
erfährt man im Flugzeug nicht.‘“

Bild und Text: Originalzitat aus den Schleswiger Nachrich-
ten vom 15.6.15

So wurde der neue Kommodore des Drohnenstandortes 
Jagel in den Schleswiger Nachrichten dargestellt. Mit 
dieser gewissenlosen Haltung ist er die bestens qualifizierte 
Idealbesetzung für seinen neuen Job. Die Vorgesetzten, 
die so eine Personalie entschieden haben, haben Sinn für 
Zynismus und richtig schwarzen Humor. Wir freuen uns, 
dass das Schleswiger Tageblatt in ihrem Portrait des neuen 
Drohnenkommodore so deutlich zum Ausdruck bringt, wes 
Geistes Kind der neue Herr Oberst ist.

Feuern und vergessen wir den Mann.



Inform
ationsstelle M

ilitarisierung (IM
I) e.V. - H

echinger Str. 203 - 72072 Tübingen
8  Ausdruck Oktober 5/2015

terbildschirm mit Joystick die Einsatzbefehle an die Drohne 
senden.

Gerade die deutsche Bevölkerung ist empfindlich, wenn es 
um tote deutsche Soldaten geht. Normalerweise interessiert 
sich kaum jemand für den Bundeswehr-Einsatz in Afghanistan. 
Gibt es aber eigene Opfer, werden Rufe laut, dass die Solda-
ten abziehen sollen. Um das Leben der eigenen Soldaten zu 
schonen, fordern unsere Politiker und Militärs den Einsatz von 
bewaffneten Drohnen. Darin steckt aber auch das Problem: 
Durch Automatisierung der Kriegsführung mittels Kampf-
drohnen und Robotern „Kriege wieder führbar und gewinnbar 
zu machen“, ist erklärtes Ziel von Politik und Militär. In den 
Vorstellungen der Militärs können durch Kampfdrohnen und 
andere Roboter Gegner getötet werden, ohne eigene Verluste 
an Menschenleben in Kauf zu nehmen. Wenn Politiker glau-
ben, das Risiko eigener Opfer sei gering, sind sie noch eher 
bereit, die Bundeswehr in aggressive Auslandseinsätze zu 
schicken. Hinzu kommt noch, dass Kampfdrohnen leichter 
zu verlegen und einzusetzen sind als die sonst verwendeten 
bemannten Kampfflugzeuge.

Die bereits jetzt von der Bundeswehr in Afghanistan einge-
setzte Aufklärungsdrohne „Heron“ wird bei einem Konsortium 
aus der israelischen Herstellerfirma Israel Aerospace Industries 
(IAI) und der deutschen Waffenschmiede Rheinmetall geleast. 
Zurzeit arbeitet IAI an der Weiterentwicklung der „Heron“, bei 
den Nachfolgemodellen handelt es sich schon um bewaffnete 
Kampfdrohnen, die die aufgeklärten Ziele sogleich mit Rake-
ten bekämpfen können. Vorangetrieben wird diese Entwick-
lung auch dadurch, dass die Drohnen im Einsatz mehr Daten 
sammeln, als sich zur Bodenstation übertragen lassen. Was 
liegt da näher, als sie automatisch zu verarbeiten? Dadurch 
werden Drohnen zunehmend zu „autonomen Kampfrobotern“, 
die selbstständig die von ihnen aufgeklärten Ziele bewer-
ten und über den Waffeneinsatz mit Todesfolge entscheiden. 
Wen kann man dann noch für Völkerrechtsverletzungen und 
Hinrichtungen verantwortlich machen? Diejenigen, die den 
Roboter beschafft oder losgeschickt haben, oder etwa die Pro-
grammierer?

Deutschland ist ein Rechtsstaat und ein Land ohne Todes-
strafe. Hinrichtungen im Ausland durch deutsche Kampfdroh-
nen sind deshalb auch grundgesetzwidrig. Man kann nicht 
erwarten, die Bundeswehr werde sich beim Kampfdrohnenein-
satz an Gesetz und Recht halten. Die Bundesregierung schließt 
die Tötung von Menschen durch bewaffnete Drohnen nicht 
aus; sie erscheint nur bemüht, den öffentlich negativ besetzten 
Begriff der gezielten Tötung – wie er sich durch die Berichter-
stattung über die US-Drohnen-Kriegsführung in Teilen Afrikas 
und Asiens herausgebildet hat – im Zusammenhang mit ihrer 
eigenen Praxis zu vermeiden und ihr Handeln nach nationalen 
und internationalen Kriterien als rechtmäßig darzustellen.

Schleswig-Holstein ist Standort für 
Elektronische Kampfführung

Vernetzte Operationsführung und die Bewaffnung der Bun-
deswehr mit Drohnen gehören zusammen. In Schleswig-Hol-
stein befinden sich wichtige Einrichtungen für EloKa, wie die 
Bundeswehr die Elektronische Kampfführung nennt. In Flens-
burg befindet sich die zentrale Ausbildungsstätte, in Bram-
stedtlund die leistungsfähigste Wullenwever-Antennenanlage 
Deutschlands und ein Auswertungszentrum für die damit 
gewonnenen Aufklärungsdaten in einer verbunkerten Anlage. 
In Stadum werden gerade die Kaserne und die Büros für die 

EloKa-Einheit ausgebaut und modernisiert.
Eckernförde ist faktisch Standort für die drei Schiffe der 

EloKa der Bundeswehr, offiziell ist das mobile EloKa-Batail-
lon in Nienburg/Weser und in Jagel sind die auf Aufklärung 
spezialisierten RECCE Tornados stationiert. Es ist kein Zufall, 
dass die Elektronische Kampfführung in Bramstedtlund und 
Stadum und der Fliegerhorst Jagel zur Stationierung der 
Kampfdrohnen geografische Nachbarn sind, denn sie müssen 
eng zusammen arbeiten. Wenn durch die Wullenwever-Anten-
nenanlage der Elektronischen Kampfführung in Bramstedtlund 
die militärische „Aufklärung“ erfolgt ist, können die Drohnen 
aus Jagel über das Wattenmeer und die Nordsee schnellstmög-
lich militärische Ziele erreichen. „Das sind wertvolle Minuten, 
die Soldatenleben kosten können. Diese Schutzlücke wollen 
wir schließen“, bewirbt die Verteidigungsministerin von der 
Leyen die Kampfdrohnen.

Bislang haben nur die USA, Großbritannien, Israel (und nun 
offenbar auch Pakistan) Kampfdrohnen eingesetzt. Aber Droh-
nen der Bundeswehr kommen als Aufklärungsdrohnen bereits 
in Afghanistan und in der Ukraine zum Einsatz. In wenigen 
Jahren werden auch andere Staaten in der Lage sein, bewaff-
nete Drohnen zu bauen. Ein Rüstungswettlauf zeichnet sich 
ab. Der Frieden wird nicht durch waffentechnische Überle-
genheit gesichert, sondern durch Abrüstung, hier durch die 
Abschaffung der Bundeswehr. Da bisher sehr wenige Staaten 
über Kampfdrohnen verfügen, sollte man die Chance nutzen, 
zu einer internationalen Ächtung dieser Waffen zu kommen. 
Aber im Gegensatz zu den internationalen Übereinkommen 
zur Ächtung von Streumunition und Landminen träfe ein 
solches Verbot nicht die ärmeren Länder und technologisch 
weniger gut ausgerüsteten Streitkräfte, die billige „Kleinwaf-
fen“ wollen, sondern die mächtigsten und technologisch fort-
geschrittensten Länder, die USA und deren Verbündete. Das 
macht es schwieriger.

Anmerkungen
1	 zu bestellen bei der DFG-VK Flensburg, Postfach 0112, 24925 

Flensburg oder unter flensburg@bundeswehrabschaffen.de. Siehe 
auch: http://www.bundeswehrabschaffen.de.

Der Widerstand ist im Wesentlichen noch auf die Akti-
ven von DFG-VK, LINKE und DKP beschränkt. Auch um 
dieses zu verändern, den Widerstand zu verbreitern, laden 
wir ein zur Fachtagung:

Cyberkrieg, Drohnen und Elektronische 
Kampfführung 
Die neue Kriegsführung der Bundeswehr 
Informationen, Handlungsperspektiven, 
Aktionen

ReferentInnen: Lühr Henken, Bundesausschuss Friedens-
ratschlag; Ralf Cüppers, Deutsche Friedensgesellschaft 
– Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen; Thomas Reinhold, 
Wissenschaftler am IFSH 

Sonnabend 31.10.2015, 12 bis 18 Uhr 
Gewerkschaftshaus Kiel, Legienstraße 22-24.
Anmeldung an: oldesloe@dfg-vk.de oder b.stahn@kieler-
friedensforum.de
Informationen zur Tagung auf:
www.bundeswehrabschaffen.de und 
www.zaafrieden.wordpress.com

mailto:flensburg@bundeswehrabschaffen.de
http://www.bundeswehrabschaffen.de
http://www.zaafrieden.wordpress.com
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Der Krieg aus der Luft mit Kampfflugzeugen, Hubschrau-
bern, Marschflugkörpern oder Drohnen für Angriffe auf 
Einzelpersonen oder Personengruppen sowie als Kampfunter-
stützung für am Boden eingesetzte eigene Einheiten oder für 
verbündete Kriegsparteien scheint in den vergangenen Jahren 
an Bedeutung gewonnen zu haben. Für diese Methode der 
Kriegsführung stehen beispielsweise die Drohneneinsätze der 
USA (und teils von Großbritannien) in Pakistan, Afghanistan, 
dem Irak, Libyen, Somalia und dem Jemen oder die Israels in 
den besetzten palästinensischen Gebieten. Auch die Militär-
operation „Unified Protector“ gegen das Gaddafi-Regime in 
Libyen 2011 als auch jüngst die Operation „Inherent Resolve“ 
– der Luftkrieg einer von den USA angeführten Koalition 
gegen die Organisation „Islamischer Staat“ (IS) im Irak und in 
Syrien – lässt sich hierzu zählen. US-Präsident Barack Obama 
bezeichnete einen systematischen Einsatz von Luftschlägen als 
die erste von vier Säulen in seiner Strategie gegen den IS.1 An 
diesem Luftkrieg sind, neben den USA, Kanada und Jordanien, 
die in beiden Ländern Angriffe fliegen, im Irak noch Austra-
lien, Dänemark, Frankreich, die Niederlande und Großbritan-
nien beteiligt, in Syrien sind es Bahrain, Saudi-Arabien und die 
Vereinigten Arabischen Emirate.2 Dabei führten die USA im 
Irak circa zwei Drittel und in Syrien nahezu alle Angriffe aus, 
der Rest der Luftschläge wurde durchgeführt durch die übrigen 

an dieser Koalition beteiligten 
Staaten, wie die Übersicht unten 
zeigt.

Der Titel eines Beitrags des 
Deutschlandfunks zu den Luft-
angriffen gegen den IS lautete 
„Der unsichtbare Krieg“.3 Tat-
sächlich dürfte aus Sicht der 
Befürworter dieser Methode 

diese Art der Kriegsführung auch deshalb attraktiv sein, weil 
sie sehr geringe bis keine eigenen Verluste produziert und 
angeblich auch die Zivilbevölkerung weitestgehend unberührt 
lässt – so wird es zumindest mit dem Bild eines sog. sauberen 
Krieges vielfach propagiert. Dadurch dürften sich die mediale 
Aufmerksamkeit in Grenzen halten bzw. positiv ausbilden und 
dadurch die Luftangriffe sich politisch durchführbarer gestal-
ten. Kürzlich ist jedoch eine Publikation des Projekts „Air-
wars“ erschienen, das auf die Folgen bzw. die Opfer dieser 
Luftkriegsführung aufmerksam machte. Der Beitrag gibt eine 
Zusammenstellung der wichtigsten dort angegebenen Erkennt-
nisse und anderer Quellen wieder, bietet einen Überblick über 
die Ausbildungs- und Ausstattungsmission der Bundeswehr 
als deutschen Beitrag am Boden zur Ergänzung des Luftkriegs 
und soll dazu dienen, diesen Krieg „sichtbarer“ zu machen.

 Historisch genaueste Luftschläge?: Zwischen 
489 und 1.247 tote Zivilisten

Der Beginn der Operation „Inherent Resolve“ jährte sich 
Anfang August 2015 zum ersten Mal. Die Luftwaffen der an 
diesem Krieg beteiligten Staaten haben innerhalb dieses Jahres 
45.259 Flüge absolviert. Dabei seien allein auf die Stadt Kobani 
in Syrien 660 Bomben in den fünf Monaten von August 2014 

bis Januar 2015 abgeworfen worden und 
hätten damit kurdischen Kämpfern einen 
ihrer größten Siege beschert. So jedenfalls 
lässt es sich auf einer Internetseite der US-
Luftwaffe nachlesen.4 

Generalleutnant Charles Q. Brown, Kom-
mandeur der Luftstreitkräfte beim US-
Zentralkommando, scheint keinen Zweifel 
daran zu hegen, die Zahl ziviler Opfer und 
größerer Kollateralschäden am Boden auf 
ein Minimum begrenzt zu haben. Er behaup-
tete: „Von den mehr als 20.000 Bomben 
und Flugkörpern, die die Anti-IS-Koalition 
im Laufe des vergangenen Jahres gegen die 
Terrormiliz eingesetzt hat, waren 99 Pro-
zent präzisionsgelenkt. Die Luftschläge der 
Koalition können als die bislang genauesten 
in der Geschichte militärischer Auseinan-
dersetzungen gelten.“5 

Zumindest hat sich die Zahl der Waf-
feneinsätze mit der Dauer des Krieges 
intensiviert und im Juli dieses Jahres den 
bisherigen Höchststand erreicht. Nach einer 
im Mai 2015 veröffentlichten Schätzung 
des US-Militärs seien dadurch rund 12.000 
als Kämpfer für den IS Verdächtige getötet 
worden.6 Nach Angaben der US-Luftwaffe 
hätten diese Verluste allerdings durch einen 
stetigen Zulauf an neuen Kämpfern kom-
pensiert werden können. Denn die Stärke 

Der „unsichtbare“ Krieg 
gegen den IS
Ein Blick auf die Folgen
von Michael Haid

Operation „Inherent Resolve“ – US- und Nicht-US-Luftangriffe 
(8.8.2014-8.8.2015)

Irak Syrien Total
US-Angriffe 2.503 (68 %) 2.190 (95 %) 4693
Nicht-US-Angriffe 1.180 (32 %) 116 (5 %) 1296
Total 3683 2306 5989

Quelle: Public Affairs Office, Combined Joint Task Force – Operation Inherent 
Resolve, in: Micah Zenko: One-Year Anniversary of Operation Inherent Resolve, 
Council on Foreign Relations, August 12, 2015.
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Lieferungen von Kriegsmaterial aus Deutschland in den Irak
Lieferung 2014 (Tranche 1-3) Folgelieferungen 2015
40 Abschussgeräte schwere Pan-

zerfaust (nur Beleuchtung) (1. 000 
Munition)

30 Abschussgeräte Panzerabwehr-
waffe MILAN (500 Munition)

200 Abschussgeräte Panzerfaust 3 
(2.500 Munition)

10.000 Handgranaten
100 Signalpistolen (4.000 Munition)
8.000 Pistolen P 1 (1 Mio. Munition)
40 Maschinengewehre MG 3 (1 Mio. 

Munition)
8.000 Sturmgewehre G 36 (4. Mio. 

Munition)
8.000 Sturmgewehre G 3 (2. Mio. 

Munition)
1 Tank LKW
5 Dingo 1 (geschütztes Rad-Trans-

portfahrzeug)
40 LKW 2t Unimog
60 LKW 0,5 t Wolf ungeschützt/teilge-

schützt
1.500 Doppelfernrohre
125 Zelte
25 Feldküchen
4.000 Schutzwesten
4.000 Ballistische Schutzbrillen
270 Persönliche Sanitätsausstattun-

gen
40 Werkzeugsätze Munitionsbeseiti-

gung
680 Nachtsichtgeräte
700 Funkgeräte SEM 52
20 Metallsuchgeräte
30 Minensonden
4.000 Gefechtshelme

3 schwere Panzerfäuste (nur 
Beleuchtung) zur Ausbildung (60 
Leuchtmunition sowie Zubehör etc.)

30 Panzerabwehrwaffe MILAN (500 
Lenkflugkörper sowie Zubehör, 
Übungsgeräte etc.)

200 Panzerfaust 3 (2.400 Munition, 
800 Übungsmunition sowie Ausbil-
dungsgerät)

10.000 Handgranaten
40 Pistolen P 1 für Ausbildung
10 Maschinengewehre MG 3 

(508.800 Munition)
4.000 Sturmgewehre G 3 + 80 für 

Ausbildung (2 Mio. Munition)
10 Dingo 1w (geschütztes Rad-

Transportfahrzeug)
10 Unimog Krankenkraftwagen inkl. 

Sani-Ausstattung
4 Mio. Munition G 36
1.500 Doppelfernrohre (davon 500 

irakische Zentralregierung)
50 Leuchtsatz Zelte
4.000 ABC-Schutzmasken + Filter 

(davon 3.000 irakische Zentralre-
gierung)

400 Kocher, Diesel
150 Wasserfilter (davon 100 irakische 

Zentralregierung)
850 Lebensmitteltransportbehälter
1.250 Speisebehälter
1.500 Staubinden („Tourniquet“) 

(davon 750 irakische Zentralregie-
rung)

5.500 Nachfüllpackungen Verbands-
material (davon 1.500 irakische 
Zentralregierung)

30 Minensonden (Gesamtmenge 
irakische Zentralregierung)

6.000 Gefechtshelme (davon 2.000 
irakische Zentralregierung)

Quelle: BMVg Presse- und Informationsstab: Stand der Ausbildungs- und Ausstat-
tungshilfe in der Region Kurdistan-Irak, Übersicht der Materiallieferungen in den Irak, 
Berlin, 23.7.2015, www.bundeswehr.de.

der IS-Kämpfer habe derzeit mit 
circa 20.000 bis 31.500 Kämpfern 
in etwa den Stand erreicht, wie er zu 
Beginn der Operation auch betragen 
habe.7 Durch die 6.228 Luftschläge 
der Koalition (Stand: 20. August 
2015) seien bis zum 7. August 2015 
des Weiteren insgesamt 10.684 Ziele 
zerstört oder beschädigt worden. Die 
getroffenen Ziele wurden in Panzer 
(119), Fahrzeuge (340), Lager (510), 
Gebäude (3.262), Kampfstellungen 
(2.577), Ölinfrastruktur (196) und 
andere Ziele (3.680) des IS aufge-
schlüsselt. Aus dieser Auflistung des 
US-Verteidigungsministeriums geht 
allerdings nicht hervor, ob es im 
Zuge der Luftangriffe auch zu Ver-
lusten unter der Zivilbevölkerung 
gekommen ist bzw. was unter der 
Bezeichnung „andere Ziele“ verstan-
den werden kann.8 Nach der offizi-
ellen Darstellung scheint sich dieser 
Krieg nur gegen Kombattanten zu 
wenden. An dieser Stelle kann das 
Projekt „Airwars“ etwas Licht ins 
Dunkel bringen. Nach Informationen 
dieses Projekts kamen seit Beginn 
der Luftangriffe in bislang erst 53 
untersuchten Fällen mindestens 489 
bis maximal 1.247 Zivilisten ums 
Leben, darunter 100 Kinder, und es 
hätte 111 bis 184 Tote unter verbün-
deten Kämpfern durch sog. „Friendly 
Fire“ gegeben.9 Die Hauptaussage 
eines Berichts von „Airwars“ hierzu 
lautete, dass trotz der gegenteiligen 
Behauptung der Anti-IS-Koalition 
unter Hinweis auf die angebliche 
Präzision ihrer Raketen, Zivilisten 
bedeutenden Risiken durch Luft-
schläge der Koalition im Irak wie in 
Syrien ausgesetzt blieben.10

Aus Sicht der Rüstungsindustrie 
sei es der „perfekte Krieg“,11 meinte 
ein Branchenkenner eines Marktfor-
schungsunternehmens. Die Luftan-
griffe erwiesen sich nach Meinung 
der FAZ als eine „Goldgrube für die 
Rüstungsindustrie“, denn sie bescher-
ten „amerikanischen Rüstungsfirmen 
steigende Aktienkurse und potentielle 
Milliardeneinnahmen“.12 Nur ein Bei-
spiel: Das US-Rüstungsunternehmen 
Raytheon sicherte sich Ende Septem-
ber 2014 einen 251 Mio. US-Dollar 
schweren Auftrag des Pentagons, 
der Marine weitere Tomahawk-Len-
kraketen zu liefern. Am ersten Tag 
der Angriffe in Syrien, dem 23. Sep-
tember 2014, feuerten Kriegsschiffe 
47 Tomahawks ab (Kostenpunkt pro 
Rakete: 1,4 Mio. US-Dollar).13 Tat-

Minimum der berichteten zivilen Opfer nach „Airwars“
Zeitraum Getötete Zivilisten Verletzte Zivilisten Luftangriffe
Aug.-Sept. 2014 29-32 15 5
Okt.-Dez. 2014 110-137 41 15
Jan.-März 2015 67-94 23-24 13
April-Juni 2015 255-334 157-338 20

Quelle: Alice Ross: Hundreds of civilians killed in US-led airstrikes on ISIS targets – 
report, 3.8.2015, www.theguardian.com.

http://www.bundeswehr.de/resource/resource/MzEzNTM4MmUzMzMyMmUzMTM1MzMyZTM2MzEzMDMwMzAzMDMwMzAzMDY5NjM2Njc3NzI2Nzc4NjgyMDIwMjAyMDIw/%C3%9Cbersicht%20der%20Materiallieferungen.pdf
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Wintermütze Kopfwärmer
6.000

Unterziehjacke Unterziehhose

Lange Unterhose
6.0006.000

6.0006.0006.000

Leibbinde Kniewärmer
5.360

Fausthandschuh Fingerhandschuh Kampfstiefel Überziehschuhe für Kampfstiefel
6.000

(davon 2.000 an die irakische Zentralregierung)

6.0006.000

Wollschal
2.000

6.000
(davon 2.000 an die irakische Zentralregierung)

Folgelieferungen Winterbekleidung (geplant Herbst 2015)

6 

sächlich ist dieser Krieg nicht billig: Nach einer Bilanz des 
US-Verteidigungsministeriums sollen die Gesamtkosten dieser 
Operation 3,5 Mrd. US-Dollar betragen (Stand: 31. Juli 2015) 
bzw. in den 357 Tagen, seit die Operation am 8. August 2014 
im Irak begonnen habe (in Syrien seit dem 23. September 
2014), habe jeder einzelne Tag dieses Luftkriegs 9,8 Mio. US-
Dollar gekostet.14

Der deutsche Beitrag: Die Ausbildungs- und 
Ausstattungsmission der Bundeswehr

Deutschland beteiligt sich zwar nicht am Luftkrieg, leistet 
aber mit einer Mission der Bundeswehr im Umfang von höch-
stens 100 Bundeswehrangehörigen, die vom Bundestag am 
29. Januar 2015 beschlossen wurde, für die Peschmerga, die 
Streitkräfte der Autonomen Region Kurdistans im Nordirak, 
eine sog. Ausbildungs- und Ausstattungshilfe. Das bedeu-
tet, sie bildet die Peschmerga, seit Juni 2015 auch Kämpfer 
der Jesiden und seit kurzem auch der Kakai,für den Krieg 
gegen den IS aus.15 Zudem lieferte sie erhebliche Mengen an 
Kriegsmaterial, die insgesamt einen Wert von etwa 70 Mio. 
Euro haben sollen. Die Problematik, dass nach Abgabe dieses 
Materials Deutschland keine Kontrolle mehr darüber ausüben 
kann, in wessen Hände diese Waffen gelangen, wollte die 
Bundesregierung auf Basis einer sog. Endverbleibserklärung 
lösen. Darin sollte seitens der kurdischen Regionalregierung 
die verbindliche Sicherstellung des Endverbleibs bestätigt 
werden.16 Es scheint sich aber lediglich bestätigt zu haben, dass 
die Endverbleibserklärung das Papier nicht wert war, auf dem 
sie geschrieben wurde. Denn nach Thomas Wiegold, Betrei-
ber der Internetseite „Augengeradeaus!“, seien in türkischen 
Medien die Vorwürfe zu lesen gewesen, dass nun doch deut-
sche Waffen ihren Weg zur PKK oder ihr nahestehenden Orga-
nisationen gefunden hätten, was ein heikler Vorwurf angesichts 
der Tatsache sei, dass die Türkei (erneut) mit Waffengewalt 
gegen die PKK vorgehe. Auffällig daran sei gewesen, dass die 
Bundesregierung nicht mehr wie zuvor die Möglichkeit der 
Weitergabe der deutschen Waffen kategorisch ausgeschlossen 
habe, sondern eben das für eine Möglichkeit hielt, für die es 
aber noch keinen Beleg gebe.17 Neben den Ersatzteilpaketen 
und den Werkzeug-/ Wartungssätzen für Waffen und Fahr-
zeuge ist ab Herbst 2015 eine Folgelieferung mit Winterbe-
kleidung geplant. Der gesamte Umfang der bislang gelieferten 

Waffen und sonstiger Gegenstände kann folgender Aufstellung 
entnommen werden.18 Dieses Engagement Deutschlands dürfte 
einmal mehr ein Beispiel dafür sein, dass Waffenlieferungen 
an Kriegsparteien und die Ausbildung für den Krieg von Kon-
fliktteilnehmern Folgeprobleme schaffen können sowie den 
Konflikt selbst verschärfen und ihn kaum lösen werden.
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Bereits seit Monaten fliegt die US-Luftwaffe Angriffe auf 
Stellungen des Islamischen Staates in Syrien und ermöglichte 
es somit v.a. kurdischen Kämpfern am Boden, Städte gegen 
Angriffe des IS zu verteidigen und Gebiete zu erobern. Seit 
dem Anschlag auf ein Jugendcamp zum Wiederaufbau Koba-
nes in Suruç am 20. Juli 2015 beteiligt sich auch die Türkei an 
Angriffen auf syrisches Territorium, die jedoch überwiegend 
PKK-nahen Kämpfern gelten. Mittlerweile haben sich die 
Türkei und die USA auf die Einrichtung einer „Schutzzone“ 
in Syrien geeinigt, die jedoch in erster Linie verhindern soll, 
dass sich ein zusammenhängendes Gebiet unter kurdischer 
Kontrolle an der Grenze zur Türkei bildet. Die USA geben 
das Ziel vor, dass von dort aus pro-westliche und teilweise 
von den USA ausgebildete Kämpfer gegen den IS operieren 
sollen und kündigten an, diese auch gegen Angriffe durch die 
syrische Luftwaffe zu verteidigen. Doch die Zahl tatsächli-
cher pro-westlicher Kämpfer in der Region liegt im niedrigen 
dreistelligen Bereich. Wahrscheinlicher ist, dass sich auch hier 
islamistische Kämpfer breit machen, die u.a. gegen die Kurden 
und regimetreue Kräfte vorgehen, die sich zunehmend in Auf-
lösung befinden.

Die Syrienpolitik der USA wird in den Medien, von Korre-
spondenten und den Sprechern bewaffneter Gruppen in Syrien 
gerne als „planlos“  und „sprunghaft“ bezeichnet.1 Die Ziele 
der türkischen Regierung hingegen werden nüchtern und klar 
benannt: Im Ringen um die Vorherrschaft in der gesamten 
Region insbesondere mit dem Iran strebt sie seit dem Beginn 
der ersten Proteste in Syrien 2011 den Sturz des Verbündeten 
des Iran – Assad – an, wobei sie sich radikaler sunnitischer 
Kräfte bedient, sogar den Islamischen Staat tolerierte und 
unterstützte. Zugleich versucht sie, eine starke Rolle insbe-
sondere linker kurdischer Kräfte und ein zusammenhängendes 
Gebiet unter deren Kontrolle zu verhindern. Dass die Türkei 
nun neben vielen pro-kurdischen Politikern und Stellungen 
auch vermeintliche Anhänger des IS verhaften und bombar-
dieren lässt, wird als rein taktisches Zugeständnis an die USA 
interpretiert, die im Gegenzug deren Angriffe auf jene kurdi-
schen Kämpfer toleriert, welche sie mit ihren Luftangriffen im 
Kampf gegen den IS indirekt unterstützt.

So absurd diese Politik auf den ersten Blick scheinen mag 
und so blutig ihre Folgen für die Bevölkerung in Syrien sind, 
zeigt sie doch auch für die USA klare geopolitische Präferen-
zen und bei ihrer Verfolgung Kontinuitäten auf, die von der 
Strategischen Gemeinschaft auch klar erkannt werden. Seit 
langem unterstützen die USA in der gesamten Region meist 
sunnitische gegen schiitische Kräfte und zielen dabei auf eine 
Schwächung des Iran und seiner Verbündeten im Irak, Libanon 
und Syrien ab. Bereits 2011 bekannte sich die US-Administra-
tion klar dazu, dass das Assad-Regime gestürzt werden müsse, 
jedoch ohne eigene Bodentruppen einzusetzen. Auch für sie 
lag ein staatsähnliches Gebilde unter Kontrolle der PKK-nahen 
kurdischen Kräfte in Syrien nie im Interesse. Demgegenüber 
sind die USA zur einfacheren Kontrolle des Irak bereit, den 

kurdischen Kräften im Nordirak, die auch schon länger mit der 
türkischen Regierung im Sinne einer Schwächung der PKK 
zusammenarbeiten, mehr formale Autonomie zuzugestehen als 
die Türkei. Dies ist jedoch eine eher marginale Meinungsver-
schiedenheit, wenn es um die Zerschlagung Syriens geht.

Ein Regime Change trotz Luftabwehr

Dass ein Regime Change ohne eigene Bodentruppen keine 
einfache und kurzfristig zu bewerkstelligende Angelegen-
heit ist, zeigt die desaströse Lage im heutigen Libyen. Hinzu 
kommt noch, dass Syrien – anders als Libyen – sowohl militä-
risch potente Verbündete in der Region und international hatte 
als auch über eine (im Zuge des Konfliktes mit Hilfe Russ-
lands nochmals verstärkte) Luftabwehr und -waffe verfügte. 
Überspitzt und grob vereinfacht gesagt machte das ein umge-
kehrtes Vorgehen notwendig: Während in Libyen die Kräfte 
des Regimes aus der Luft soweit geschwächt wurden, dass die 
(vermeintlichen) Verbündeten am Boden die Kontrolle über-
nehmen konnten, mussten die (vermeintlichen) Verbündeten in 
Syrien zunächst in einem zähen, blutigen Prozess weite Teile 
des Gebietes der Kontrolle des Regimes entziehen, bevor die 
NATO-Staaten schrittweise moderierend aus der Luft eingrei-
fen konnten. Hierfür war es zunächst auch egal, ob es sich 
bei diesen Verbündeten um Anhänger der Al Kaida, den Isla-
mischen Staat oder linke kurdische Guerillas handelte. Die 
Fragmentierung Syriens war schließlich nicht nur im streng 
militärischen Sinne notwendig oder hilfreich, sondern auch im 
völkerrechtlich-diskursiven: Anders als in Libyen hätte eine 
Flugverbotszone in Syrien (wegen der oben genannten Ver-
bündeten) kein Mandat durch den UN-Sicherheitsrat erhalten, 
während für die jetzigen Luftschläge der USA, der Türkei und 
ihrer Partner ein solches überhaupt nicht mehr für notwendig 
erachtet wird. Um es klar zu sagen: Auch die frühen Unter-
stützungsleistungen der USA, der Türkei, der Golfstaaten und 
auch Deutschlands für alle möglichen Fraktionen der „Rebel-
len“ widersprachen wie die quasi-Anerkennung mehrerer Exil-
regierungen ganz überwiegend dem Völkerrecht. Aber nur 
diese Vorarbeit durch kleine Verstöße und die damit herauf-
beschworenen Grausamkeiten machte es möglich, dass heute 
Luftschläge über syrischem Territorium stattfinden, ohne dass 
eine völkerrechtliche Grundlage überhaupt diskutiert oder für 
nötig erachtet wird.

Die neben den syrischen Aufständischen von der Türkei am 
frühesten und vehementesten vorgetragene Forderung nach 
einer Flugverbotszone wurde auch innerhalb der US-Regie-
rung und ihrer Strategischen Gemeinschaft früh und offen 
diskutiert und trug damit sowohl zur Motivation und Rekru-
tierung der Rebellen als auch zur Demontage der Souveränität 
Syriens bei. Konkrete militärische Vorarbeiten für ein solches 
Eingreifen waren jedoch kaum erkennbar. Zurückgewiesen 
wurde eine solche Intervention nicht primär aus (unmittelbar) 
militärischen Erwägungen heraus, sondern mit dem Verweis 

Syrien: Wie Luftabwehr und 
Völkerrecht ausgehebelt wurden
Planlose Außenpolitik der USA?
von Christoph Marischka
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zusammenhängend gedachten „syrischen Opposition“ und der 
fehlenden politischen Kontrolle durch die eilig im Ausland auf-
gestellten Exilregierungen. Das stand früh in einem gewissen 
Widerspruch dazu, dass westliche Regierungen in ihrer Außen-
darstellung lange am (gegenwärtig wieder reaktivierten) Bild 
einer demokratischen und von der Freien Syrischen Armee 
dominierten Opposition festhielten und die Urheberschaft 
jedes Kriegsverbrechens und Massakers sofort auf Seiten des 
syrischen Regimes und seiner Armee sahen. 

Gefahr durch Islamisten lange bekannt – und 
toleriert

Ein im Mai 2015 veröffentlichtes Dokument der US-Geheim-
dienste aus dem August 2012 gibt demgegenüber Einblicke in 
den Erkenntnisstand der US-Regierung und vermutlich auch 
ihrer Verbündeten zum damaligen Zeitpunkt. Darin heißt es 
bereits einleitend zur „generellen Situation“, dass der Kon-
flikt eine klare Tendenz zur Konfessionalisierung aufweise 
und „Salafisten, die Muslimbruderschaft und die Al Kaida die 
wesentlichen Kräfte hinter dem Aufstand in Syrien sind“.2 Al 
Kaida sei mit Syrien vertraut und habe „die syrische Oppo-
sition von Anfang an sowohl ideologisch als auch durch die 
Medien unterstützt“. Unter „Annahmen über die zukünftige 
Entwicklung der Krise“ wird davon ausgegangen, dass sich die 
Situation zu einem „Stellvertreterkrieg“ entfalten werde, bei 
dem das Regime mit Hilfe Russlands, Chinas und Irans seine 
Kontrolle in den Küstenregionen aufrecht erhalten kann, die 
Opposition hingegen versuchen werde, die östlichen Regionen 
entlang der Grenzen zum Irak und der Türkei zu kontrollie-
ren. Hierzu heißt es eindeutig: „Westliche Staaten, die Golf-
staaten und die Türkei unterstützen diese Bemühungen“. Diese 
Situation werde „hilfreich dabei sein, Rückzugsgebiete (Save 
Havens) unter internationalem Schutz vorzubereiten, ähnlich 
dem, was sich in Libyen entwickelt hat, nachdem Bengasi 
als Kommandozentrum der Übergangsregierung ausgewählt 
wurde“. Unter den möglichen Effekten im Irak wird sogar das 
Entstehen des Islamischen Staats in etwa seiner heutigen Form 
prognostiziert: „Es besteht die Möglichkeit, dass ein erklärtes 
oder unerklärtes salafistisches Hoheitsgebiet (‚Principality‘) 
im Osten Syriens (Hasaka und Der Zor) entsteht und das ist 
exakt das, was die Unterstützer der Opposition wollen, um die 
syrische Regierung, die als strategisches Rückgrad (‚strategic 
depth‘) der schiitischen Expansion (Irak und Iran) angesehen 
wird, zu isolieren“. Auch die weiteren Konsequenzen für den 
Irak wurden bereits vorweggenommen: „Damit sind ideale 
Bedingungen für Al Kaida geschaffen, um in ihre Hochburgen 
in Mosul und Ramadi zurückzukehren und unter der Ideolo-
gie eines geeinten Jihad der irakischen und syrischen Sunniten 
neue Kraft zu gewinnen [...] ISI könnte durch die Vereinigung 
mit anderen terroristischen Organisationen in Syrien und Irak 
auch einen Islamischen Staat ausrufen, was eine schwere 
Bedrohung hinsichtlich der Einheit und des Schutzes des iraki-
schen Territoriums bedeuten würde.“

Auf die Friedensbemühungen im Rahmen der UN, den in 
Genf verhandelten Sechs-Punkte-Plan und die Vermittlungs-
rolle zunächst Kofi Annans geht der Bericht mit keinem Wort 
ein. Annan legte sein Amt als Sondergesandter der Vereinten 
Nationen und der Arabischen Liga für Syrien wegen mangeln-
der internationaler Unterstützung im August 2012 nieder.

Insgesamt war der Spätsommer 2012 jener Zeitpunkt, zu dem 
westliche Regierungen und Thinktanks zunehmend die Betei-

ligung militanter Islamisten am Aufstand in Syrien einräumten, 
während Medien und NGOs noch deutlich undifferenzierter 
das Bild einer aus Deserteuren gebildeten Freien Syrischen 
Armee als Selbstverteidigungskräfte der demokratischen 
Opposition vermittelten. Dieses Bild unterstützte auch die 
Bundesregierung etwa noch in ihrer Antwort auf eine Kleine 
Anfrage vom 10. September 2012, in der sie behauptete: „Die 
Massenproteste der syrischen Bevölkerung haben über meh-
rere Monate hinweg ihren friedlichen Charakter beibehalten, 
trotz des Einsatzes militärischer Gewalt durch die Regierung 
Assads. Mit zunehmendem Einsatz von Waffengewalt durch 
das Regime kam es im weiteren Verlauf zur Bildung erster 
‚Bürgerwehren‘ und darüber hinaus auch zu lokalen Angriffen 
auf die Streit- und Sicherheitskräfte, die durch Bewohner mit 
guten Ortskenntnissen durchgeführt wurden. Die Bewaffnung 
von Oppositionsanhängern nahm nach Kenntnis der Bundes-
regierung ihren Anfang, als reguläre Soldaten aus Gewissens-
gründen den Einsatz gegen unbewaffnete Zivilisten abgelehnt 
und sich zur Desertion entschlossen. Dies führte mit zur Grün-
dung der ‚Freien Syrischen Armee‘ Ende Juli 2011“.3 Es wird 
jedoch eingeräumt: „Neben der FSA haben sich nach bishe-
rigen Erkenntnissen Splittergruppen gegründet oder von der 
FSA abgespalten. Darunter sind u. a. Jihadisten und islamisti-
sche Gruppen.“ Drei Tage zuvor hatte die Regierung erstmals 
die Präsenz jihadistischer Elemente, die nicht klar von der FSA 
abzugrenzen sind, eingestanden: „Der Begriff FSA wird häufig 
als Sammelbegriff für den bewaffneten syrischen Widerstand 
verwendet. In Wahrheit existieren häufig unabhängig agierende 
bewaffnete Verbände, die nur in loser Beziehung zueinander 
oder zur FSA stehen. Es gibt Hinweise (u. a. Selbstdarstellung 
im Internet) auf die Existenz dschihadistischer bewaffneter 
Gruppen in Syrien. Zuordnung und Abgrenzung sind jedoch 
aufgrund rudimentärer Organisationsformen schwierig. Über 
die Stärke dieser Gruppen liegen der Bundesregierung keine 
sicheren Erkenntnisse vor“.4 Insgesamt ging die Bundesregie-
rung zu dieser Zeit offiziell von „mindestens 35 000 Personen 
im bewaffneten Widerstand in Syrien aus“.5 

Diese gegenüber dem US-Geheimdienstbericht recht beschö-
nigende Darstellung war u.a. nötig geworden, weil zur selben 
Zeit die vielfältige Unterstützung für die Opposition bekannt 
und ausgebaut wurde. Im Juli 2012 hatte die Türkei gemein-
sam mit Katar und Saudi Arabien ein militärisches Komman-
dozentrum für die Rebellen bei der wichtigen Luftwaffenbasis 
Incirlik 100 km nördlich der syrischen Grenze eingerichtet, 
über das auch Waffenlieferungen, geheimdienstliche Unter-
stützung und Ausbildungshilfe für die Rebellen koordiniert 
wurden.6 Die USA beteiligten sich hieran über Mittelsmän-
ner und bildeten in Jordanien Kämpfer der Rebellen aus. Die 
Bundesregierung hatte gemeinsam mit den Vereinigten Arabi-
schen Emiraten in den Räumlichkeiten der Deutschen Gesell-
schaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) in Berlin eine 
Arbeitsgruppe Wirtschaftlicher Wiederaufbau eingerichtet und 
mit 550.000 Euro aus dem Bundeshaushalt finanziert. Partner 
dabei war der Syrische Nationalrat, der von den „Freunden 
Syriens“ – sozusagen der Koalition für den Regime Change 
aus Golf- und NATO-Staaten und weitgehend identisch mit 
den im Geheimdienstbericht genannten „Unterstützern der 
Opposition“ – als „legitimer Vertreter der Syrer, die nach 
einem friedlichen, demokratischen Wandel streben“ aner-
kannt wurde.7 Im November 2012 begrüßte die EU eine in 
Doha gegründete „Nationale Koalition der oppositionellen und 
revolutionären Kräfte“ als „wichtigen Schritt zur notwendigen 
Einigung der syrischen Opposition“ und „legitimen Vertreter 
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der Bestrebungen des syrischen Volkes“.8 Zuvor hatten die 
USA den Syrischen Nationalrat wegen mangelnder Effizienz 
und Sichtbarkeit in Syrien kritisiert und die US-Außenministe-
rin Clinton hatte sich dafür ausgesprochen, im neuen Bündnis 
„jene zu stärken, die ‚an der Front‘ stünden“9 – wohl wissend, 
dass unter jenen längst militante Islamisten dominierten. Im 
Oktober hatte auch die International Crisis Group festgestellt, 
dass eine „mächtige salafistische Strömung unter den syri-
schen Rebellen nicht mehr zu leugnen sei“ und machte dafür 
die Golfstaaten verantwortlich, die gemeinsam mit EU und 
NATO-Staaten als „Freunde Syriens“ Sanktionen und Unter-
stützung für die Rebellen koordinierten.10

Ein Beispiel aus Deutschland: Die SWP

Dass nach dem Sturz des formal säkularen Assad-Regimes 
Islamisten eine größere Rolle spielen würden als zuvor, 
schien jedoch bereits Anfang 2012 für die Planer_innen des 
Regime Change absehbar. Mit finanzieller Unterstützung des 
US-Außenministeriums wurde im Januar unter der Regie der 
regierungsnahen Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP) in 
Berlin ein (zunächst geheimes) Projekt unter dem Titel „Day 
After“ gestartet, das auch die wirtschaftliche Ordnung Syriens 
nach Assads Sturz mit möglichen künftigen Führungsperso-
nen, darunter auch Vertretern der Freien Syrischen Armee, dis-
kutieren sollte. Als das Projekt Ende Juli 2012 bekannt wurde, 
wurde seine Durchführung in Deutschland u.a. damit begrün-
det, „dass es kaum möglich gewesen wäre, die Teilnehmer aus 
dem islamistischen Spektrum in die USA zu bringen“.11 Die 
Bundesregierung hingegen ermöglichte das Projekt durch die 
„Unterstützung bei der Visumbeantragung und -vergabe“.12 
Als weitere Begründung wurde genannt, dass in Berlin „mit 
[dem Direktor der SWP, Volker] Perthes und der Projektleiterin 
Muriel Asseburg langjährige Kenner Syriens vor Ort verfüg-
bar“ gewesen seien.13 Beide spielten in jener Zeit eine zentrale 
Rolle bei der Kommentierung des syrischen Bürgerkrieges 

und dabei – aus Unwissenheit oder bewusst? – die Rolle der 
Jihadisten herunter, um mehr internationale Unterstützung für 
die Rebellen einzufordern. Ende Oktober etwa veröffentlichte 
Perthes auf Qantara.de einen Artikel unter dem Titel „Klein-
ster gemeinsamer Nenner“, in dem er die „Weigerung“ der 
„Freunde Syriens“, „an der Grenze zu den Nachbarländern 
eine Schutzzone für syrische Zivilisten einzurichten oder eine 
Flugverbotszone gegen syrische Kampfflugzeuge zu verhän-
gen“ damit erklärt, dass „die internationale Gemeinschaft 
darauf [wartet], dass sich die desorganisierte syrische Oppo-
sition in eine in sich geschlossene, effektive Kraft verwan-
delt“: „Die syrische Opposition muss eine Dachorganisation 
einrichten, die von allen, und d.h. auch den faktischen zivilen 
und militärischen Führern, die in den letzten anderthalb Jahren 
hervorgetreten sind, akzeptiert werden. Diese Gruppen teilen 
bereits ein gemeinsames Ziel – den Sturz des Assad-Regimes – 
und von ein paar ultramilitanten Ausnahmen abgesehen hoffen 
die meisten, einen friedlichen, alle Gruppen einschließenden, 
demokratischen Staat zu errichten.“14 

Einen Monat zuvor erschien jedoch ein Buchbeitrag Perthes‘, 
der noch während der Laufzeit des Projekts „Day After“ ver-
fasst wurde und vier mögliche „Szenarien zur näheren Zukunft 
Syriens“ auflistet. Davon geht nur eines davon aus, dass ein 
Ende des Assad-Regimes – welches die „Arbeitshypothese“ 
des „Day After“-Projektes gebildet hatte – bald bevorstünde. 
Quasi als Voraussetzung geht dieses Szenario (Rasches Ende, 
geordneter Übergang) zunächst von einer Eskalation aus: 
„Nach dem endgültigen Abzug der VN-Beobachter verschär-
fen sich die Kämpfe; zudem droht die Türkei nun offen mit 
einem militärischen Eingreifen“. Dies führe entweder zu einer 
von Russland arrangierten Ausreise Assads und seiner Fami-
lie oder zu einem Putsch. „Allein unter diesem Szenario, in 
welcher Variante auch immer, besteht die Chance, wenigstens 
einen Teil der Pläne und Ideen Realität werden zu lassen, die in 
den Monaten zuvor von engagierten Syrern im In- und Ausland 
für die Organisation von Sicherheit und Rechtsstaatlichkeit in 

Wolfgang Ischinger, der Leiter der 
Münchner Sicherheitskonferenz und 
Honorarprofessor an der Uni Tübingen, 
setzt sich immer wieder für eine „robu-
ste“ deutsche Vorgehensweise ein (siehe 
IMI-Analyse 2011/20). Zuletzt tat er 
sich im Merkur (14.9.2015) mit einem 
Plädoyer für einen deutschen Militär-
einsatz in Syrien hervor: „Wir haben 
vor vier Jahren fälschlicherweise weg-
geschaut. [...] Jetzt lernen wir mühselig 
und etwas spät, dass Wegschauen von 
Verantwortung nicht befreit. Und dass 
Nichtstun auch Folgen hat. Und dass 
der Konflikt, von dem wir glaubten, er 
spiele sich in Syrien ab, jetzt krachend 
vor unserer Haustür landet. [...] Unsere 
Strategie in der Syrien-Krise ist nur dann 
glaubwürdig, wenn sie mit glaubwürdi-
gen militärischen Handlungsoptionen 
unterlegt ist. [...] Die EU muss imstande 
sein, über Fragen wie Schutzzonen in 
Syrien für die Millionen von Flücht-
lingen ernsthaft zu reden. Wir müssen 

imstande sein, mit den USA und ande-
ren Nationen über mögliche Flugverbote 
in und um Syrien zu sprechen.“ Wie 
absurd Ischingers Interventionsbegrün-
dung ist, darauf wies u.a. Uli Cremer 
von der Grünen Friedensinitiative hin: 
„Zur Erinnerung: Das ‚kollektive Nicht-
handeln des Westens‘ bestand bisher 
darin, das Assad-Regime international 
zu isolieren, die diplomatischen Bezie-
hungen abzubrechen, umfassende Wirt-
schaftssanktionen zu verhängen, die 
Aufständischen mit geheimdienstlichen 
Informationen und Waffen zu versorgen, 
sie auszubilden, eine Gegenregierung 
aufzubauen und in vielem mehr.“

Dennoch finden sich auch und gerade 
unter den Grünen eine Reihe von Kriegs-
fundamentalisten, die Ischinger Forde-
rung teilen, wie Cremer weiter ausführt: 
„In den letzten Monaten war die Flugver-
botszone insbesondere von der Böll-Stif-
tung gefordert worden: Bente Scheller 
vom Beiruter Büro fand es z.B. im Juni 

2015 ‚sehr wichtig, Assads Luftangrif-
fen ein Ende zu setzen. Keine andere 
Maßnahme hätte für große Teile des 
Landes vergleichbar positive Folgen.‘  
Aber die Resonanz solcher Positionen 
beschränkte sich auf die Kommentar-
seite der taz. Dort titelte Bente Scheller 
am 3.8.2015 ‚Ein Flugverbot ist not-
wendig‘. Und Ines Kappert, die 5 Jahre 
lang das Meinungsressort der taz leitete, 
äußerte sich – gerade frisch zur Böll-
Stiftung gewechselt – am 21.8.2015 so: 
‚Der Genozid in Syrien ist keine Natur-
katastrophe, sondern vor allem der syri-
schen Luftwaffe geschuldet. Sie muss 
ausgeschaltet werden. [...] Nur eine 
Flugverbotszone kann die Bevölkerung 
in Syrien gegen den Vernichtungskrieg 
schützen, dem sie seit vier Jahren aus-
gesetzt ist. Die USA hatten mit einer sol-
chen bereits einmal großen Erfolg: 1991 
im Irak.‘ Hier spricht der Interventions-
fundamentalismus.“ 

Jürgen Wagner

Syrien: Interventionsfundis

http://www.imi-online.de/2011/05/05/es-gibt-keine-gerech/
http://www.merkur.de/politik/ischinger-plaediert-bundeswehr-einsatz-syrien-zr-5527810.html
http://www.gruene-friedensinitiative.de/cms/syrienkrieg-der-neue-interventionsfundamentalismus/
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en der Übergangszeit, für notwendige Startmaßnahmen zur Wie-

derbelebung der Wirtschaft und vor allem für einen Versöh-
nungs- und einen Verfassungsprozess erstellt worden sind“, 
so Perthes, wobei dem Text anzumerken ist, dass dies nicht 
als besonders realistisch erachtet wird. Das liegt auch daran, 
dass es in keinem der Szenarien den Rebellen aus eigener Kraft 
gelingt, das Regime zu stürzen oder es zu einem entschlosse-
nen militärischen Eingreifen Dritter mit dieser Absicht kommt. 

Nur eines der Szenarien („More of the same“: Assad bleibt 
– zunächst) geht davon aus, dass die „Rebellen [...] allmählich 
eine einheitliche Kommandostruktur [entwickeln]“ und „ein-
zelne Stadtteile und Ortschaften halten“ können. In diesem 
Falle käme es zu besonders vielen Opfern und Massakern, 
„aber weder die NATO noch die arabischen Nachbarstaaten 
sind zum Eingreifen bereit. Das einzige, worauf die Staatenge-
meinschaft, die syrische Regierung und die Rebellen sich eini-
gen, sind humanitäre Hilfslieferungen in die von den Kämpfen 
am meisten betroffenen Städte. Die EU verschärft ihre Sank-
tionen gegen führende Köpfe und Unterstützer des Regimes; 
einzelne arabische und westliche Staaten organisieren Waffen-
lieferungen an die Rebellen, um eine gewisse Balance im Bür-
gerkrieg aufrechtzuerhalten.“ 

Die übrigen zwei Szenarien (Das Regime gräbt sich ein und 
Agonie und Fragmentierung) gehen von einem Zerfall des 
syrischen Staates in unterschiedliche Herrschaftsgebiete kon-
kurrierender bewaffneter Kräfte aus. In einem Fall „erklärt der 
Sicherheitsrat die von den Rebellen gehaltenen Enklaven zu 
‚Schutzzonen‘“, die von den USA „aus der Luft [...] patrouil-
liert“ werden, während vereinzelte Vorstöße der Regimekräfte 
„mit der Zerstörung einzelner Militäreinrichtungen durch ame-
rikanische Cruise Missiles geahndet werden.“ Das Regime 
bleibt an der Macht, ist aber „international nahezu völlig iso-
liert, nachdem ein weitreichendes Wirtschaftsembargo ver-
hängt worden ist und auch Passagierflüge von und nach Syrien 
verboten worden sind.“ Das letzte Szenario (Agonie und Frag-
mentierung) geht von der größten Zersplitterung aus, in der 
„[v]erschiedene Teile der Armee und diverse Milizen [...] je 
einzelne Landstriche, Städte oder Stadtteile [kontrollieren]“. 
Als mögliche lokale Akteure werden u.a. eine „Koalition ala-
witischer Generäle und Stammesältester“, kurdische Parteien, 
sunnitisch-arabische Stämme, eine „von den Muslimbrüdern 
dominierte städtische Koalitionsregierung“ genannt sowie 
„eine ‚patriotische‘ Regierung [in Damaskus], die sich aus 
Vertretern der FSA, der Muslimbruderschaft, der Handels-
kammer und kleinerer liberaler Gruppen zusammensetzt.“ Nur 
in diesem Szenario spielen Jihadisten in Perthes‘ Prognosen 
überhaupt eine, wenn auch eher nachgeordnete Rolle: „In Idlib 
hat eine al-Qa’ida nahestehende Gruppe eine Islamische Repu-
blik Orontes ausgerufen“. Nicht von den Kräfteverhältnissen 
her, aber vom Grad der Fragmentierung kommt dieses Szena-
rio der aktuellen Lage am nächsten. „[D]as Regime [löst] sich 
eher auf, als dass es ‚gestürzt‘ würde oder ‚abtritt‘ [...] Ob das 
Ende Assads dann durch einen Palastcoup, ein Attentat, den 
ungeklärten Absturz seines Hubschraubers oder durch einen 
Sturmangriff einer FSA-Einheit auf den Präsidentenpalast in 
Damaskus zustande kommt, spielt keine Rolle mehr.“

Die Darstellung der von Perthes entwickelten Szenarien 
stehen beispielhaft dafür, dass innerhalb der strategischen 
Gemeinschaft und von den westlichen Regierungen ein umfas-
sendes militärisches Eingreifen zum Sturz des Assad-Regimes 
kaum ernsthaft in Betracht gezogen wurden. Die völlige Mar-
ginalisierung demokratischer und überkonfessioneller Kräfte 
gegenüber terroristischen und militanten Islamisten wurde 

zwar angedeutet, um das Ausbleiben von Luftschlägen zu 
begründen, aber heruntergespielt, um begrenztes militäri-
sches Eingreifen zu legitimieren, Drohungen einer umfassen-
den Intervention aufrecht zu erhalten und die Schwächung 
des Regimes und die Fragmentierung Syriens zu forcieren. 
Gemeinsam mit der starken Rolle des in dieser Fragmentierung 
– mit Unterstützung einiger Freunde Syriens – gediehenen 
Islamischen Staates stellt diese nun die Rahmenbedingungen 
her, in denen interessierte Dritte ohne jede völkerrechtliche 
Grundlage „Schutzzonen“ einrichten, Luftschläge gegen ver-
schiedene Milizen durchführen und damit am Boden konkur-
rierende Kräfte unterstützen. Damit soll nicht gesagt sein, dass 
spätestens seit Mitte 2012 ein einheitlicher und klar formulier-
ter Plan von den Freunden Syriens verfolgt worden wäre, um 
die syrische Luftabwehr und das Völkerrecht auszuhebeln. Die 
genannten Zitate aus der Strategischen Gemeinschaft diesseits 
und jenseits des Atlantik unterstreichen jedoch, dass diese Ent-
wicklung absehbar war und ihr weder durch eine Offenlegung 
des jihadistischen Charakters des Bürgerkrieges noch durch 
eine kategorische Absage an eine militärische Intervention ent-
gegengewirkt wurde. Im Spiel der innen- wie außenpolitischen 
Kräfte, der Geheimdienste, Regierungen, Thinktanks und 
NGOs hat sich jene Situation entfaltet, die von Anfang an auf-
grund der Interessenlagen und der strategischen Bedingungen 
absehbar war: ein internationalisierter, brutalisierter Bürger-
krieg mit dem Ziel der Zerschlagung Syriens zur Schwächung 
der schiitischen Kräfte und insbesondere Irans. Das Handeln 
der USA und ihrer Verbündeten (wie auch der Unterstützer 
des Assad-Regimes) ist somit keineswegs personalisierend als 
„planlos“ oder „sprunghaft“ zu bezeichnen, sondern schlicht: 
Geopolitik in Zeiten eines erodierenden Völkerrechts – sehr 
zum Leid der Menschen in Syrien und der ganzen Region.

Anmerkungen
1	 Aktuelle etwa Marcus Pindur in seinem Kommentar für den 

Deutschlandfunk am 1.8.2015, www.deutschlandfunk.de/
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de.html?dram:article_id=327101.
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Die NATO plante mit „Trident Juncture 2015“ (TRJE15) im 
Herbst 2015 ihre größte Übung seit „Strong Resolve 2002“. Bei 
dem Manöver sollte ein Mehrfrontenkrieg simuliert werden, in 
dem u.a. auch Drohnen und Cyberangriffe eine Rolle spielten. 
Im Mittelpunkt stand der Einsatz der „NATO Response Force“ 
(NRF) in einem multinationalen strategischen, operativen 
und taktischen Umfeld und sollte die Stärke des Militärbünd-
nisses unter Beweis stellen. Hierbei sind zwei Aspekte von 
besonderer Bedeutung: Auch wenn laut eigenen Angaben das 
Großmanöver in keinem Zusammenhang mit den Spannungen 
zwischen dem Westen und Russland stand,1 lassen eine Reihe 
von Indizien einen gänzlich anderen Schluss zu. Des Weiteren 
fällt die massive deutsche Beteiligung ins Auge: Sie bestand 
in der Teilnahme von 3.000 Soldat_innen sowie der Wahrneh-
mung einer Führungsrolle in Organisation und Leitung des 
Manövers. 

Die NATO-Großübung fand vom 28. September bis 6. 
November diesen Jahres in Italien, Portugal und Spanien sowie 
den angrenzenden Atlantik- und Mittelmeerseegebieten statt.2 

Sie wurde laut Bundeswehr vor drei Jahren als Perspektive für 
das Bündnis nach dem ISAF-Einsatz in Afghanistan in Auftrag 
gegeben.3 36.000 Soldat_innen waren mit mehr als 130 Flug-
zeugen, 16 Helikoptern und 60 Schiffen und U-Booten aus 
allen NATO-Mitgliedsländern, sieben Partner_innennationen 
und sieben Nationen im Beobachter_innenstatus daran betei-
ligt. 

Laut Bundeswehr-Generalleutnant Richard Roßmanith ging 
es „insgesamt darum, die ganze Bandbreite der Handlungs-
möglichkeiten und Fähigkeiten zu demonstrieren, welche die 
NATO in der Lage ist, zur Wirkung zu bringen.“4 

„Sorotan“ gegen hybride Kriegsführung

Für die Trident Juncture-Übung haben Szenario-Entwick-
ler_innen des „Joint Warfare Centre“ (JWF) – eine Ausbil-
dungseinrichtung der NATO im norwegischen Stavanger – ein 
spezielles Übungsszenario mit dem Namen „Sorotan“ entwi-
ckelt. „Es beruht auf einer hochkomplexen Bedrohungslage in 
einer fiktiven Region und stellt die Soldaten mit verschiede-
nen Bedrohungen wie hybrider Kriegsführung vor vielfältige 
Herausforderungen.“5 Die Übung gliederte sich in zwei Teile: 
vom 3. bis 16. Oktober in eine computergestützte Rahmen-
übung (CAX/CPX) und vom 21. Oktober bis 6. November in 
eine Übung mit Volltruppe (LIVEX). Verantwortet wurde die 
Übung durch das „NATO Allied Command Transformation“.6

Die NATO-Streitkräfte wurden zur Schlichtung eines Kon-
fliktes zweier Staaten in der Region „Cerasia“ eingesetzt, die 
geografisch in Afrika liegen soll. Diese leide unter Wüstenbil-
dung, Bodenaustrocknung und Streit um Gewässergrenzen. 
Die beiden Staaten „Kamon“ und „Lakuta“ hätten sich über 
den Streit um den Zugang zu Trinkwasser verfeindet und 
damit ihre eigenen Ländern sowie die Nachbarländer in eine 
Krise mit ernsthaften globalen Auswirkungen geführt. Kamon 
trete als Aggressor in der Region auf und rücke in das auf die 

Invasion unvorbereitete Lakuta ein, um wichtige Staudämme 
einzunehmen. Kamon verweigere ein internationales Schlich-
tungsverfahren.7

Das Szenario sehe eine Pattsituation im Osten von Cerasia 
und damit einhergehend zahlreiche Probleme wie die wach-
sende Instabilität in der Region, Verletzungen der territorialen 
Integrität und eine Verschlechterung der humanitären Lage 
vor. Außerdem bedrohten feindliche Schiffe und Flugzeuge die 
Freiheit der Schifffahrt und würden die ständige Gefahr einer 
Eskalation des Konflikts im Roten Meer bergen.8

„Das Szenario ist flexibel, es hält für die militärischen 
Führer zahlreiche heikle Einsatzlagen bereit“.9 Es vereinte 
die Komplexität von konventionellen und unkonventionellen 
Bedrohungen, mangelnder Ernährungssicherheit, Massen-
vertreibung, Cyberattacken, chemischer Kriegsführung und 
Informationskriegen und verband sie für TRJE15 zu einem 
komplexen Übungsfeld. Durch die komplexe, hybride Bedro-
hung sollte eine Balance zwischen tödlichen und nicht-tödli-
chen Waffen hergestellt werden. Allerdings setzte die NATO 
nach eigenen Angaben nicht nur auf militärische Mittel, son-
dern auf die Zusammenführung ziviler humanitärer, juristi-
scher verwaltungstechnischer, politischer und wirtschaftlicher 
Konfliktlösungsansätze.10

Führungsrolle Deutschlands

Deutschland spielte schon durch die Ausrichtung der NATO-
Konferenz zur Vorbereitung, Planung und Führung des 
Manövers durch das „Multinationale Kommando Operative 
Führung“ – die Dienststelle der Streitkräftebasis der Bundes-
wehr mit Sitz in Ulm – eine wesentliche Rolle.11 Auch hat die 
deutsche Beteiligung weiterhin eine zentrale Rolle gespielt; 
so agierte das Ulmer Kommando zum Beispiel unter Bundes-
wehr-Generalleutnant Richard Roßmanith als übungskoor-
dinierendes Kommando und verstärkte das zu zertifizierende 
operative Joint Task Force HQ.12 Laut Oberstleutnant Harald 
Kammerbauer sollte es seine jahrelangen Erfahrungen aus der 
Beteiligung an Einsätzen und Übungen der NATO, der Euro-
päischen Union und den Vereinten Nationen mit einbringen.13 

Auch wurde Trident Juncture vom deutschen Bundeswehrge-
neral Hans-Lothar Domröse – Befehlshaber des „Joint Force 
Command Brunssum“ – geleitet.14

Daneben leistete die Bundeswehr selbst mit ca. 3.000 Soldat_
innen aus allen Teilstreitkräften und Organisationsbereichen 
einen wesentlichen Beitrag zur Großübung in diesem Herbst.15 
„Wir haben eine Führungsrolle“, so Generalleutnant Roßma-
nith.16 Auf der Bundeswehrseite wird präzisiert: „Ein Gefechts-
verband der Gebirgstruppe und amphibischen Pioniere, zwei 
Fregatten, ein Einsatzgruppenversorger, weitere Schiffe und 
Boote, Lufttransport- und Luftbetankungskapazitäten, das 
Zentrum Operative Kommunikation sowie verschiedene 
Unterstützungskräfte der Streitkräftebasis und ein Sanitäts-
Rettungszentrum komplettieren den deutschen Beitrag zur 
Übung.“17

„Trident Juncture 2015“
Machtdemonstration gegenüber 
Russland?
von Nathalie Schüler 
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wichtigen Meilenstein auf dem Weg zu einer stärkeren eigenen 
militärischen Rolle in der NATO: „Wir verfolgen das strategi-
sche Ziel, im Jahre 2018 im Rahmen der NATO-Anforderun-
gen voll befähigt zu sein, ein weltweit verlegbares NATO Joint 
Taskforce Headquarter stellen zu können“, so Roßmanith.18

Die „Speerspitze“ übt

Trident Juncture 2015 setzte sich zum Ziel, die schnelle 
NATO-Eingreiftruppe (NATO Response Force, NRF 2016) 
inklusive der auf dem NATO-Gipfeltreffen im September 2014 
beschlossenen neuen schnellen Eingreiftruppe „Very High 
Readiness Joint Task Force“ (VJTF) – auch „Speerspitze“ 
genannt – und andere Truppen zu trainieren, auszubilden und 
auf ihre Einsatzbereitschaft hin zu überprüfen.19 Die Übung 
sollte den Bündnispartner_innen das Grundgerüst einer ein-
heitlichen Ausbildung bieten und damit die multinationale und 
streitkräftegemeinsame Ausbildung untermauern. 

Weiter sollte die Übung den Alliierten und Partner_innen 
die Gelegenheit bieten, die hochmodern ausgerüsteten Land-, 
Luft-, See- und Spezialkräfte aufzustellen und in einen kom-
plexen, weiträumig verteilten Umfeld zu beüben. „In den ver-
gangenen Jahren hat das Bündnis eher im kleinen Rahmen 
geübt“, so der Bundeswehr-Generalleutnant Richard Roßma-
nith.20 Nun wollte das Militärbündnis sein Leistungsvermögen 
in großem Maßstab in einem fiktiven Kriegsszenario unter 
Beweis stellen: „Mit einer bewusst breiten Darstellung in der 
Öffentlichkeit soll Trident Juncture 2015 und die NRF16 zum 
Aushängeschild des Bündnisses nach dem dominierenden 
ISAF-Engagement der NATO und angesichts neuer globaler 
Sicherheitsherausforderungen werden“, so heißt es auf der 
Webseite der Bundeswehr.21 

Beobachterin: Russland

Es mag eigenartig erscheinen, dass ausgerechnet Russland 
ein Platz im Ring gewährt wurde, um die Übungen der NATO-
Eingreiftruppe zu beobachten. Dies könnte Russland immer-
hin die Chance verschafft haben, potenzielle Schwächen der 
NRF auszuwerten. Doch die europäischen Mitglieder der 
NATO sind allein schon rechtlich daran gebunden, Russland 
als Beobachterin einzuladen. „Wir halten uns in diesem Punkt 
an gültige internationale Vereinbarungen wie etwa das Wiener 
Dokument“, sagt Generalleutnant Roßmanith in einem Inter-
view.22 „Sie werden uns so oder so beobachten, eingeladen oder 
nicht“, ergänzt Bundeswehrgeneral Hans-Lothar Domröse. Er 
habe schon russische Flugzeuge beobachtet, die über NATO-
Übungen flogen und Schiffe, die verbündeten Operationen 
gefolgt seien.23 Es gab allerdings auch noch einen zweckmäßi-
gen Grund für die Einladung: Man hoffte damit abschreckende 
Wirkungen zu erzielen und Russland den Zusammenhalt inner-
halb der NATO, eine „alliance solidarity“, zu demonstrieren.24

Machtdemonstration gegenüber Russland?

Zugegeben wirkt das entwickelte Szenario des TRJE15 auf 
den ersten Blick nicht wie eine Übung für den Kampf gegen 
Russland im Zuge der Ukraine-Krise, zumal sie in Südeuropa 
(mit Afrika-Szenario) stattfindet. Laut Generalleutnant Roß-
manith stand die Übung in Südeuropa ausdrücklich in keinem 
Zusammenhang mit Spannungen zwischen dem Westen und 
Russland. „Theoretisch hätte man auch diese Übung, hätte man 

Der deutsche Bundeswehrgeneral Hans-Lothar Domröse ist 
Leiter von Trident Juncture, Foto: NATO.
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eskalieren wollen, in den Osten Europas verlegen können. Das 
hat man nicht gemacht“, so Roßmanith.25 Dafür spricht auch, 
dass das Manöver bereits vor drei Jahren, also noch vor Aus-
bruch der Ukraine-Krise, in Auftrag gegeben wurde. 

Auf der anderen Seite betont Roßmanith jedoch, die Bot-
schaft werde sicherlich beim russischen Präsidenten Wladi-
mir Putin ankommen. Außerdem eröffne Trident Juncture die 
Möglichkeit, klassische hoch intensive Gefechtssituationen zu 
üben, „die natürlich in vielfältigen Zusammenhängen denkbar 
sind.“ Weiter gibt er an: „Die Allianz ist nach wie vor auf 360 
Grad orientiert.“26

Auch gilt die Übung als Aushängeschild für die Bekämpfung 
hybrider Kriegsführung. Und wer, wenn nicht Russland, macht 
derzeit bei der NATO am meisten Schlagzeilen, wenn es um 
hybride Kriegsführung geht? Verdeckte Angriffe über Mittel 
wie Propaganda, wirtschaftlicher Druck oder der Einsatz von 
verdeckt operierenden Militäreinheiten, alles Aspekte, die 
Russland seit Beginn der Ukraine-Krise vorgeworfen werden, 
waren in das fiktive Szenario eingebaut. Aus diesem Grund 
dürfte es auch nicht von ungefähr kommen, dass sich die Zahl 
der am Manöver teilnehmenden Staaten seit Ausbruch der 
Ukraine-Krise erhöht hat.27

Des Weiteren stand unter anderem das Training der „Very 
High Readiness Joint Task Force“ (VJTF) im Vordergrund von 
„Trident Juncture“. Die VJTF, eine innerhalb weniger Tagen 
zum Einsatz bereite schnelle Eingreiftruppe, ist das Kernstück 
des NATO Readiness Action Plans, der auf dem NATO-Gipfel 
im September 2014 vor dem Hintergrund des Konflikts in der 
Ukraine beschlossen wurde.28

Trotz fehlender direkter Bezugnahme auf Russland und die 
Ukraine-Krise zeigt sich folglich, dass die NATO mit „Trident 
Juncture 2015“29 durchaus ihre Macht gegenüber Russland 
demonstrieren wollte und auch für eine mögliche Konfron-
tation mit Russland bereit sein will. „Wir müssen dazu fähig 
sein, auf jede Gefahr zu reagieren, ob vom Süden oder Osten. 
Wir müssen für beides trainieren“, so Bundeswehrgeneral 
Domröse. 

Generalleutnant Roßmanith formulierte es zum Schluss noch 
einmal ganz deutlich: „Wir demonstrieren Handlungsfähigkeit 
und damit Stärke. Wir beherrschen unser militärisches Hand-
werk. Wir senden auch die Botschaft aus: Die NATO ist das 
stärkste Militärbündnis der Welt. Von Trident Juncture gehen 
unmissverständliche Signale der Handlungsfähigkeit, Reakti-
onsfähigkeit und des Zusammenhalts des Bündnisses aus. Und 
die wichtigste Botschaft lautet: Jeder sollte sich gut überlegen, 
wie er mit uns umgeht.“30

Deutsche Effizienz und Käsespätzle führen zum 
Erfolg 

Ein Erfolg der Großübung war laut der Zeitschrift für „Euro-
päische Sicherheit & Technik“ (ES&T) schon bei ihrer Pla-
nung zu verzeichnen: „Die Konferenzteilnehmer bewerten die 
perfekte Organisation der Konferenz anerkennend mit ‚typical 
German efficiency‘ und die Käsespätzle und das deutsche Bier 
als ‚excellent‘.“31 

Angesichts der Ambitionen des Bündnisses ist davon auszu-
gehen, dass die NATO in Zukunft wohl noch öfter mit Manö-
vern solchen Ausmaßes für Schlagzeilen sorgen wird. So hieß 
es laut Bundeswehr: „Diese Übung [ist] kein Endpunkt, son-
dern Startschuss zu neuen Überlegungen des Bündnisses ins-
gesamt.“32
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Seit einigen Jahren verlieren die EU und die NATO an Ein-
fluss im Südkaukasus und die nach dem Kaukasischen Fünfta-
gekrieg im Jahr 2008 festgezurrten Grenzen und Gegensätze 
scheinen sich aufzulösen, zu verändern und neue sind derzeit 
im Entstehen begriffen. Vor allem die Gründung der Eurasi-
schen Union (EaU), der Umsturz in Abchasien im Sommer 
2014, die Integrationsverträge Russlands mit Abchasien und 
Südossetien sowie neu aufgeflammte Kämpfe zwischen Arme-
nien bzw. Aserbaidschan um die abtrünnige Region Berg-
Karabach zeigen den Einflussgewinn Moskaus sowie die sich 
verändernde Situation im Südkaukasus.

Wie die in letzter Zeit öfter auftretenden Schusswechsel an 
der karabachischen Waffenstillstandslinie im Westen Aser-
baidschans gezeigt haben, birgt der Südkaukasus weiterhin die 
Gefahr eines heißen Krieges. Bereits vor sieben Jahren hatte 
das Kaukasusgebiet nach dem georgischen Angriff auf die 
abtrünnige Region Südossetien einen konventionellen Krieg 
erlebt, welcher rasch durch das Eingreifen der russischen und 
abchasischen Armeen beendet wurde. Wie in kaum einer ande-
ren Region der Welt spielen Verkehrswege eine einzigartige 
Rolle in dem Gebiet zwischen dem NATO-Mitglied Türkei, 
der Regionalmacht Iran sowie der Russischen Föderation, dem 
Fixpunkt der EaU sowie der Organisation des Vertrages über 
Kollektive Sicherheit (OVKS).1 Im Jahr 2008 hatte beispiels-
weise der Roki-Tunnel von Nord- nach Südossetien als militä-
risch entscheidendes Mittel im Kampf der russischen Armee 
gegen die georgischen Truppen gedient.

Nachdem Moskau 2008 mit der diplomatischen Anerkennung 
der Unabhängigkeit Abchasiens und Südossetiens nach dem 
Waffengang gegen die georgischen Streitkräfte Fakten geschaf-
fen hatte, geriet die Großmacht Russland zunächst etwas in die 
Defensive. Die EU-Assoziierung der Ukraine sowie Restge-
orgiens in den vergangenen beiden Jahren wiederum hat das 
Ringen der Großmächte um den Kaukasus wieder verschärft. 
Russlands Einfluss steigt derweil – trotz der Krise in der und um 
die Ukraine – weiter an. Als Höhepunkt könnte die ökonomisch 
und militärisch wichtige Südkaukasische Eisenbahn nach mehr 
als zwei Jahrzehnten Blockade wieder eröffnet werden.

Die Südkaukasische Eisenbahn würde vom russischen Olym-
pia-Austragungsort Sotschi über die abtrünnige Republik 
Abchasien ins georgische Kernland sowie dann nach Arme-
nien führen. Letzterer ökonomisch, politisch und militärisch in 
Ost und West bedrängte Staat ist Mitglied der Organisation des 
Vertrages über Kollektive Sicherheit sowie der Eurasischen 
Union und Russlands wichtigster Verbündeter im Südkauka-
sus. Derzeit existieren auf der Strecke der möglichen Südkau-
kasischen Eisenbahn ausschließlich Eisenbahnverbindungen 
zwischen Russland und Abchasien sowie zwischen Armenien 
und Georgien.

Doch nicht nur politisch und wirtschaftlich verändern sich 
die Spielregeln in der Region. Ein militärischer Konflikt ist 
weiterhin nicht ausgeschlossen. So werden seit drei Jahren die 
Rüstungsgüter des Südlichen Militärdistrikts der Russischen 
Föderation fortlaufend modernisiert. Dieser Distrikt umfasst 

die russischen Truppen nörd-
lich des Kaukasus, in Abcha-
sien, Südossetien, Armenien 
sowie seit vergangenem Jahr 
auch auf der Krim. Laut einzel-
nen Militärexperten hat sich die 
Modernisierung seit Ende 2014 
beschleunigt. Seit Januar führt 
die russische Armee in dem 

Distrikt, beispielsweise in Tschetschenien und Nordossetien, 
vermehrt Militärübungen größerer Dimension durch.2 Ob sich 
die Manöver eher gegen Georgien oder gegen Aserbaidschan 
richten, ist unklar.

Die frühere „sowjetische Riviera“ Abchasien 
sucht eine neue Rolle

Im Zuge eines Bürgerkrieges (in Abchasien „Vaterlands-
krieg des Volks Abchasiens“ genannt) spaltete sich Abchasien 
1992/1993 von Georgien ab. Der Konflikt endete damals mit 
der Stationierung einer ausschließlich aus russischen Soldaten 
bestehenden „Friedenstruppe“ der Gemeinschaft der Unabhän-
gigen Staaten (GUS) sowie einer UN-Beobachtungsmission 
entlang der abchasisch-georgischen Waffenstillstandslinie mit 
dem Namen UNOMIG. An der UNO-Mission beteiligten sich 
auch deutsche Soldaten.

Der Krieg hatte zur Folge, dass die Mehrheit der georgischen 
Bewohner im Westen des Landes (Mingrelier) vor abchasi-
schen Einheiten floh und teilweise Opfer von gezielten Ver-
treibungen wurde.3 Den Aufrufen der führenden abchasischen 
Politiker an die Mingrelier im Süden Abchasiens, in ihre alte 
Heimat zurückzukehren, folgten viele Angehörige dieser Min-
derheit. Insgesamt 60.000 Mingrelier siedelten wieder zurück 
nach Abchasien – zum Vergleich: die ersten 10 Jahre nach der 
Bombardierung Jugoslawiens im Jahr 1999 kehrten lediglich 
389 serbische Vertriebene wieder in das NATO-Protektorat 
Kosovo zurück.4 Im Rahmen einer „Neuen Ostpolitik“ ver-
suchte die abchasische Staatsführung ab 1998 die Mingrelier 
im Rajon Gali als eigene Ethnie unabhängig von den Georgi-
ern zu stabilisieren. Die Mingrelier sprechen eine Sprache, die 
vielen Georgien unverständlich ist, jedoch ist diese Sprache bis 
heute nicht verschriftlicht worden. Viele Mingrelier sehen sich 
weiterhin als Georgier.5 Die Bedeutung der Mingrelier-Frage 
ist von internationaler Relevanz, da die abchasische Region, 
in welcher diese Menschen siedeln, das südabchasische Rajon 
Gal, Herkunftsort von 55 % der landwirtschaftlichen Güter 
Abchasiens – vor allem Tee, Zitrusfrüchte sowie Fleisch – ist.6

Die Unabhängigkeit der Abchasischen Republik wird bis 
heute lediglich von den UN-Mitgliedern Russland, Venezuela, 
Nicaragua und Nauru sowie den weiteren stabilisierten De-
facto-Regimen Südossetien, Transnistrien und Berg-Karabach 
anerkannt. Vertreter Serbiens, von Belarus und der Domini-
kanischen Republik äußerten sich zwar teilweise, dass ihre 
Länder bereit seien, die Unabhängigkeit Abchasiens anzuer-
kennen, jedoch fürchteten sie auf der anderen Seite Sanktionen 
der EU und USA, sollte es zu solch einem Schritt kommen.7 
Abchasien bleibt so die allgemeine internationale Anerken-
nung weiterhin verwehrt.

Im Frühjahr 2014 hat Abchasien auf dem internationalen 
diplomatischen Parkett außerdem noch eine große Niederlage 
einstecken müssen, als der Pazifikstaat Tuvalu seine diploma-
tische Anerkennung des Landes zurückzog. Nach der Inselre-
publik Vanuatu war dies bereits der zweite Rückzieher bei der 

Russische Einflussgewinne im 
Kaukasus und die Geopolitik der 
Südkaukasischen Eisenbahn
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internationalen Anerkennung.8 Offiziell anerkannt wird das 
Land nun von den vier genannten Staaten, während vier wei-
tere UN-Mitglieder das Land de facto anerkennen.9

Doch nicht nur ALBA- und EaU-Staaten unterhalten beson-
dere Beziehungen zu Abchasien, sondern auch das NATO-Mit-
gliedsland Türkei. Trotz eines offiziellen Embargos florierte 
der türkisch-abchasische Handel nach der diplomatischen 
Anerkennung Russlands im Jahr 2008. Der russische Grenz-
posten Adler/Psou galt dabei als das türkische Tor nach Abcha-
sien.10 Die Diyanet-Waqf-Stiftung, eine Vorfeldorganisation 
des offiziellen türkischen ‚Präsidiums für Religionsangelegen-
heiten‘ (‚Diyanet‘), half ab 2009 mit Spenden den Muslimen 
in Abchasien.11 Das Abfangen von türkischen Frachtern durch 
georgische Marineschiffe im Jahr 2009 machte außerdem klar, 
dass die abchasisch-türkische Annäherung nicht einem geor-
gischen Kalkül folgte.12 So könnten bessere Beziehungen zum 
NATO-Staat Türkei die Selbstständigkeit Abchasiens gegen-
über Russland stärken. Doch die besonderen Beziehungen 
zwischen Ankara und Suchumi sind wohl eher auf die neo-
osmanischen Motive des Erdoğan-Regimes zurückzuführen.

Im Land selbst führten die weitverbreitete Korruption sowie 
die voranschreitende Integration von Mingreliern in das abcha-
sische Staatswesen zu Unruhen.13 Am 27. Mai 2014 stürmten 
Demonstranten den Regierungssitz in der abchasischen Haupt-
stadt Suchumi und erklärten den Präsidenten für abgesetzt.14 
Die russische Regierung entsandte daraufhin zwei hochrangige 
Vermittler. Der amtierende Präsident Alexander Ankwab sowie 
Oppositionsführer Raul Chadschimba, auf dessen Karte die rus-
sische Regierung schon bei den Präsidentschaftswahlen 2004 
gesetzt hatte, einigten sich auf vorgezogene Neuwahlen und 
Ankwab trat von seinem Amt zurück. Da sich Ankwab gegen 
eine Assoziierung mit Russland ausgesprochen hatte, sprachen 
Experten von einem „Umsturz von Moskaus Gnaden“.15 Cha-
dschimba gewann die vorgezogenen Präsidentschaftswahlen 
deutlich und ist seitdem Staatsoberhaupt.

Während Abchasien also auf dem internationalen Parkett 
zurückstecken musste und Unruhen zu einem vorzeitigen 
Regierungswechsel führten, verbesserte eben jene neue Regie-
rung die Beziehungen zu Russland. Im Sommer 2014 planten 
beide Seiten einen Assoziierungsvertrag und dieses konkret 
angedachte russisch-abchasische Abkommen führte zu hefti-
gen Diskussionen in der politischen Elite des kleinen interna-
tional kaum anerkannten Landes. So erklärte der Sprecher des 
abchasischen Parlaments, dass der erste von russischer Seite 
vorgelegte Vertragsentwurf „in seiner derzeitigen Form unan-
nehmbar“ sei.16

Der angedachte abchasisch-russische Bündnis- und Inte-
grationsvertrag sorgte auch für diplomatische Verwerfungen 
zwischen Georgien und Russland. So verabschiedete das 
georgische Parlament in Tiflis mit den Stimmen der Regie-
rungsmehrheit eine Erklärung, derzufolge das Abkommen 
„eine zusätzliche Gefährdung der regionalen Stabilität schaf-
fen“ sowie „den Prozess der Normalisierung der russisch-
georgischen Beziehungen ernsthaft schädigen“ würde.17 Diese 
Erklärung ist aber im innergeorgischen Kontext zu sehen – die 
nationalistische Opposition des Ex-Präsidenten Saakaschwili 
hatte eine noch schärfere Erklärung sowie den Abbruch der 
Annäherung mit Russland gefordert.

In dem Ende November 2014 zwischen Moskau und Suchumi 
unterzeichneten Abkommen einigten sich beide Seiten darauf, 
dass Abchasien seine Handelsgesetze innerhalb von drei Jahren 
an die der Eurasischen Union anpassen soll. Die international 
kaum anerkannte Schwarzmeerrepublik wird somit indirekt in 

das Wirtschaftsbündnis von Armenien, Belarus, Kasachstan, 
Kirgisistan und Russland eingebunden werden.18 Der Vertrag 
legt außerdem fest, dass sich Russland für die abchasische 
Integration in die post-sowjetischen Verträge einsetzen soll. 
Wie das ohne jegliche diplomatische Anerkennung Abchasiens 
im GUS-Raum möglich sein soll, bleibt jedoch fragwürdig.

Als ein besonderer Aspekt der eurasischen Integration 
schreibt das Abkommen zwischen Moskau und Suchumi auch 
fest, dass die Löhne im abchasischen öffentlichen Sektor gra-
duell auf das Niveau des Föderationskreises Südrussland ange-
hoben werden sollen. Diese Erhöhung der Löhne mit dem Ziel 
einheitlicher Lebensbedingungen im eurasischen Raum soll 
die russische Seite kofinanzieren.19 Die De-facto-Assoziierung 
mit der EaU durch die vertiefte Integration mit Russland wird 
für Teile der abchasischen Bevölkerung so einen steigenden 
Lebensstandard bedeuten.

Doch das neue Vertragswerk hat nicht nur soziale und wirt-
schaftspolitische Auswirkungen auf Abchasien, sondern auch 
sicherheitspolitische Konsequenzen. Durch das Abkommen 
steigt die Präsenz von russischen Zöllnern und Soldaten an der 
abchasisch-georgischen Grenze an.20 Neokonservative Kriti-
ker aus Europa und den USA sprachen von einer russischen 
Einverleibung Abchasiens sowie damit einhergehend dem Vor-
rücken der russischen Grenze bis an den River Inguri. Solche 
Spitzen sind jedoch übertrieben. Abchasien bleibt ein Akteur 
mit einem gewissen eigenen außenpolitischen Spielraum auf 
dem internationalen Parkett.

Mit der De-facto-Angliederung Abchasiens an die EaU rea-
gierten Moskau und Suchumi auf die in Tiflis und Brüssel 
forcierte Annäherung Georgiens an die EU. Wie der georgi-
sche Außenminister nach Unterzeichnung des abchasisch-rus-
sischen Bündnis- und Integrationsvertrages zugab, war jenes 
Abkommen eine Reaktion auf den EU-Assoziierungsvertrag 
Georgiens.21 Im Nachhinein versuchte die EU einen neuen 
Ansatz gegenüber Abchasien und EU-Vertreter erklärten, ein 
Repräsentationsbüro in Suchumi eröffnen zu wollen. Das hätte 
ein erster Schritt hin zu einer Politik des „Wandels durch Annä-
herung“ sein können. Doch abchasische Vertreter wiegelten ab 
– die EU könne kein solches Büro eröffnen, wenn nicht die 
Unabhängigkeit Abchasiens anerkannt werde.22

Auch wenn Georgien vielleicht in den russischen Überlegun-
gen für den Integrationsvertrag eine Rolle gespielt haben mag, 
ist der Faktor Tiflis in der abchasischen Innenpolitik quasi 
nicht mehr präsent. Im Herbst 2014 zeigten im Gebiet des 
Rajons Gali lediglich georgische Milizen eine gewisse Akti-
vität – genauere Details fehlen.23 Abgesehen davon sowie der 
grenzüberschreitenden Mingrelier-Frage entwickeln sich beide 
Staaten in unterschiedliche Richtungen und größtenteils unab-
hängig voneinander.

Die offizielle Kooperation mit Russland nach der diplomati-
schen Anerkennung zahlte sich für Teile der abchasischen Wirt-
schaft aus. In letzter Zeit erlebt die nicht-anerkannte Republik 
Abchasien einen „stillen Boom“ im Bausektor. Seit 2011 haben 
nahezu 10.000 Gastarbeiter, vor allem aus dem GUS-Raum, 
eine offizielle Arbeitserlaubnis in Abchasien bekommen. Nach 
Angaben der abchasischen Zentralbank, die aufgrund der Ein-
führung des russischen Rubels als abchasische Währung eine 
beschränkte Rolle für die Geldpolitik des Landes spielt, haben 
die Gastarbeiter im Jahr 2013 circa 2,3 Milliarden Rubel (circa 
36 Millionen Euro) in ihre Heimatländer überwiesen. Diese 
Zahl hatte sich im Vergleich zu 2009 verdreifacht.24

Die neue Regierung Abchasiens strebt eine enge Integration 
in die EaU sowie die Anlehnung an die Russische Födera-
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tion an. Dieser Kurs scheint den derzeitigen Wirtschaftsboom 
sowie das mittelfristige Ansteigen des Lohnniveaus in Abcha-
sien zu garantieren und außenpolitisch für Stabilität zu sorgen. 
Die Phase des Strebens nach mehr Eigenständigkeit – auch 
von Russland – ist vorüber. Es kommt jedoch auch weiterhin 
hin und wieder zu Debatten im Parlament, bei denen oppo-
sitionelle Politiker eine größere Unabhängigkeit von Moskau 
anmahnen.25 Innenpolitisch sind durch den Umsturz im Früh-
jahr 2014 jedoch auch die Verfechter eines multikulturellen 
und die Mingrelier umfassenden Abchasiens geschwächt. Die 
russische Position ist derweil stärker denn je in Abchasien, und 
Georgien spielt jenseits des Rajons Gali keine Rolle mehr in 
der abchasischen Politik – eine „Wiedervereinigung“ ist höchst 
unrealistisch.

Der gescheiterte de-facto-Staat Südossetien 
forciert die Annäherung an Russland

Eine vollkommen andere Entwicklung als Abchasien nahm 
hingegen die weitere abtrünnige georgische Provinz Südosse-
tien. Allein die geschichtlichen Voraussetzungen dieses Gebie-
tes sind ganz andere: Historisch gesehen lag das kulturelle 
Zentrum des ossetischen Volkes in Nordossetien, also auf dem 
Gebiet des heutigen Russlands.26 Auch in den vergangenen 25 
Jahren verlief die Geschichte ganz anders als in Abchasien. 
Nach dem Bürgerkrieg in Südossetien von 1991 bis 1992 eta-
blierten die beiden Konfliktparteien Georgien und Südossetien 
gemeinsam mit russischen Truppen eine trilaterale Friedens-
truppe. In der gemeinsamen Kontrollkommission war auch die 
Regierung Nordossetiens, also die eines Gliedstaates der Rus-
sischen Föderation, beteiligt.

Die südossetisch-georgischen Beziehungen galten in den 
1990er Jahren als ziemlich entspannt, die Behörden beider 
Seiten kooperierten auf vielen Feldern und der Handel lief 
ohne Probleme. Der südossetische Präsident traf sich in den 
1990er Jahren sogar des Öfteren mit dem georgischen Staats-
oberhaupt und 1996 unterzeichneten beide Seiten ein Memo-
randum, in welchem sie sich verpflichteten, keine Gewalt bei 
der Konfliktlösung zu nutzen. Experten der post-sowjetischen 

Konflikte gingen lange Zeit davon aus, dass der Südossetien-
konflikt die besten Chancen hätte, gelöst zu werden.27 Erst die 
– westlich unterstützte – Amtsübernahme durch den nationa-
listischen Atlantiker Saakaschwili im Jahr 2003 setzte dieser 
Annäherung ein Ende.

Der Südossetienkrieg Anfang der 1990er Jahre sowie die 
wenigen wirtschaftlichen Perspektiven für das Gebiet nach dem 
Waffengang ließen die südossetische Bevölkerung von etwa 
99.000 auf circa 30.000 Bürgerinnen und Bürger schrumpfen.28 

Aufgrund der wenigen Ressourcen und nur auf einem Mini-
mum operierenden Industriebetriebe in Südossetien und dem 
darniederliegenden Transithandel durch den Roki-Tunnel spielt 
Russland eine unverhältnismäßig große Rolle in der Politik der 
Republik. So finanziert der „große Bruder“ circa 98,7 % des 
Staatsbudgets der abtrünnigen georgischen Republik.29 Einher 
mit dem finanziellen Einfluss geht auch der politische: Im 
August 2009 ernannte der damalige Präsident Eduard Kokoity 
(im Amt von 2001 bis 2011) den russischen Geschäftsmann 
Wadim Browzew zum Premierminister, obwohl dieser zuvor 
keinerlei Verbindungen nach Südossetien hatte.30

Doch der russische Einfluss ist nicht absolut. Obwohl Präsi-
dent Kokoity die Unterstützung der russischen Partei ‚Einiges 
Russland‘ genoss, konnte sein Favorit die Präsidentschafts-
wahlen 2011 nicht gewinnen. Eine Koalition von Oppositi-
onsparteien und -gruppen errang stattdessen den Sieg, obwohl 
Kokoitys Verbündeten mit schmutzigen Mitteln spielten.31 Der 
russische Kommersant sah das Land während der Auseinander-
setzungen um die Wahl an der „Schwelle zum Bürgerkrieg“.32 

Doch die überbordende Korruption des Kokoity-Clans sorgte 
dafür, dass Oppositionskandidat Leonid Tibilow neues Staats-
oberhaupt wurde.

Die historische Verbundenheit mit Nordossetien und die wirt-
schaftliche Misere Südossetiens führten dazu, dass ein Großteil 
der südossetischen politischen Elite auf eine „Wiedervereini-
gung“ mit Nordossetien sowie einen Beitritt zur Russischen 
Föderation setzt. So gewann im Juni 2014 beispielsweise die 
Partei ‚Einigkeit‘ (Единство), die sich für solch eine „Wieder-
vereinigung“ einsetzt, die Parlamentswahlen. Doch diese ist 
derzeit eher unrealistisch. Genauso so sieht es mit einer offizi-

Bahnhof von Gumri, wo der größte Auslandsstützpunkt des russischen Militärs beheimatet ist, Foto: Wikipedia.
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ellen Mitgliedschaft in der Eurasischen Union aus. Eine solche 
schloss beispielsweise Wladislaw Surkow, der Sonderbeauf-
tragte der russischen Regierung für Südossetien und Abcha-
sien, aus.33 Im September 2014 tauchten dann Gerüchte auf, 
dass die neue südossetische Regierung ein Referendum über 
den Beitritt zur Russischen Föderation vorbereiten würde.34 
Doch dazu kam es nicht und die russische Regierung scheint 
derzeit auch weiterhin nicht bereit zu sein, für ein wirtschaft-
lich eher unwichtiges Gebiet wie Südossetien weitere Kompli-
kationen mit der NATO sowie mit Georgien selbst zu riskieren.

Nach dem Integrationsvertrag mit Abchasien schien klar, dass 
die russische Seite auch einen analogen Vertrag mit Südossetien 
abschließen wollen würde. Politische Beobachter aus Russland 
schätzen ein, dass ein Partnerschaftsabkommen dieser beiden 
Staaten eine noch „tiefere Integration“ vorsehen würde.35 Dies 
schien realistisch angesichts der Bemühungen großer Teile der 
politischen Klasse Südossetiens, der Russischen Föderation 
beitreten zu wollen. Durch einen noch tieferen Integrations-
vertag könnten russische Dienste die Zollabwicklung an der 
südossetisch-georgischen Grenze übernehmen oder die süd-
ossetische Armee dauerhaft unter ein russisches Kommando 
gestellt werden. Eine Anlehnung – wenn auch keine Mit-
gliedschaft – an die EaU schien ebenso wahrscheinlich. Der 
Abschluss solch eines Vertrages zögerte sich dadurch hinaus, 
dass ein erheblicher Teil der politischen Elite Südossetiens 
einen direkten Beitritt zur Russischen Föderation bevorzugte. 
Stattdessen unterzeichneten die Regierungen Russlands und 
der De-facto-Republik erst einmal einen Grenzvertrag.36

Wie oft bei wirtschaftlichen Problemen im Innern suchen 
auch südossetische Politiker die Lösung in der Flucht nach 
vorne in außenpolitischen Fragen. Für Spannungen zwischen 
Südossetien und Georgien sorgten Anfang 2015 Berichte, dass 
südossetische Spitzenpolitiker – wie der ehemalige Präsident 
Kokoity – sich offen dafür einsetzen, dass von ethnischen Süd-
osseten besiedelte Gebiete in Restgeorgien mit der De-facto-
Republik „wiedervereinigt“ werden sollten. Solche Siedlungen 
gibt es in der Truso-Schlucht sowie im Bezirk Kazbegi – beide 

Territorien liegen östlich von der selbsterklärten Republik Süd-
ossetien.37 In Georgien leben nahezu genauso viele ethnische 
Südosseten wie in der Separatistenrepublik selbst.

Unabhängig davon verlegten russische gemeinsam mit süd-
ossetischen Truppen im August 2015 einseitig die Grenze nahe 
der südossetisch-georgischen Grenze im Südosten des Gebie-
tes. Zwischen 300 und 1.200 Meter sollen die Grenzsteine über 
Nacht gewandert sein.38 Ähnliche Vorfälle hatte es angeblich 
bereits im Juli 2015 gegeben39 – bei einer dieser Errichtun-
gen von neuen Grenzsteinen soll sogar ein Teilabschnitt der 
vom britischen Petrokonzern BP kontrollierten Baku-Supsa-
Pipeline, die Öl von den aserbaidschanischen Ölfeldern an die 
georgische Schwarzmeerküste transportiert, in südossetisches 
Gebiet gefallen sein.40 Der wichtige Ost-West-Highway Geor-
giens, welcher beide Teile des Landes miteinander verbindet, 
ist nun in Sichtweite der südossetisch-georgischen Grenze und 
kann innerhalb von 15 Minuten durch russische oder südosse-
tische Truppen erreicht werden.41 Kritiker sprechen von einer 
„schleichenden Annektion“ georgischer Gebiete.42 Die EU 
scheint die Grenzverschiebungen aber anerkannt zu haben.

Durch eine weitere Expansion Südossetiens könnte die Geor-
gische Heerstraße, eine wichtige Nord-Süd-Route im Süd-
kaukasus, unter südossetische Kontrolle fallen. Da über diese 
jedoch der Großteil des russisch-georgischen Wirtschaftsaus-
tausches abgewickelt wird, ist davon auszugehen, dass Geor-
gien solch eine Grenzveränderung nicht zulassen würde. Bisher 
keine Rolle bei den Forderungen südossetischer Politiker 
spielten wiederum die Trialeti-Südosseten – deren Territorium 
liegt südlich von Südossetien und könnte im Falle einer von 
außen forcierten Zerschlagung Georgiens oder eines Zerfalls 
des Landes aus anderen Gründen die Basis einer Landbrücke 
von Russland nach Armenien (Südossetien – Trialeti-Gebiet – 
Dschawachetien) bilden.

Neben dem verbalen Vorstoß des Ex-Präsidenten Kokoity, 
welcher theoretisch Südossetiens Rolle im Kaukasus sowie 
seine Bedeutung gegenüber Russland steigern könnte, buhlten 
verschiedene Einflussgruppen in Südossetien auch konkret in 
der Ukraine-Krise um die Gunst Moskaus. So kämpften viele 
südossetische Kämpfer auf der Seite der Donbass-Rebellen.43 
Die Regierung Südossetiens erkannte auch die Unabhängigkeit 
der Lugansker und der Donezker Volksrepublik an.44 Im April 
eröffnete sogar eine südossetische Botschaft in Lugansk.45 
Eine aktive südossetische Außenpolitik im GUS-Raum soll 
anscheinend die Relevanz der Region in den Augen der russi-
schen Regierung erhöhen.

Am 18. März 2015 unterzeichneten Vertreter Südossetiens 
und Russlands in Moskau einen Vertrag über die Verbünde-
tenbeziehungen und die Integration beider Länder. „Der Ver-
trag hat zum Ziel, das Lebensniveau in Südossetien zu heben. 
Aber der Hauptpunkt ist die Schaffung eines gemeinsamen 
Verteidigungsraumes und eines gemeinsamen Sicherheitssy-
stems [...]“, sagte Südossetiens Republikchef Tibilow anläs-
slich der Unterzeichnung des Abkommens.46 Ebenso wie das 
russisch-abchasische Pendant sieht der Vertrag eine Erhöhung 
der Löhne in Südossetien vor. Darüber hinausgehend soll aber 
auch die südossetische Armee nahezu komplett in die russische 
integriert werden und südossetischen Bürgern soll es leichter 
gemacht werden, die russische Staatsbürgerschaft zu erhalten.47

Schon seit längerem ist Südossetien nahezu vollständig von 
Russland abhängig. Während Abchasien über längere Zeit 
einen Kurs der gewissen Eigenständigkeit verfolgte, war, ist 
und bleibt der Beitritt Südossetiens zur Russischen Föderation 
das wichtigste Ziel der politischen Elite des international kaum 

Eingang des 102. Auslandsstützpunktes des russischen Mili-
tärs in Gumri (Armenien), Foto:Wikipedia, Billert CC.
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das Gebiet kaum eine Rolle. Die Verminderung des Handels 
über die Grenzen mit Georgien hat die Bedeutung des einst 
wichtigen Roki-Tunnels geschmälert und das trotz der allgemein 
so bedeutsamen grenzüberschreitenden Infrastrukturwege im 
Südkaukasus. Lediglich durch eine Inkorporation der Georgischen 
Heerstraße könnte Südossetien wieder an Bedeutung gewinnen. 
Solch ein Schritt scheint derweil jedoch ausgeschlossen.

Exkurs: Adscharien – Georgiens verhinderte 
Autonomie

Mit der Regierungsübernahme von Saakaschwili im Jahr 
2003 verschlechterten sich in der Folge nicht nur die geor-
gisch-südossetischen Beziehungen, am Beispiel der dritten 
abtrünnigen georgischen Provinz, Adscharien, konnten die 
abchasischen und südossetischen Politiker sogar früh sehen, 
dass Saakaschwili bereit schien, Gewalt einzusetzen, um seine 
politischen Ziele zu erreichen. Dort kam es nämlich zu einer 
gewaltsamen Auseinandersetzung zwischen der adscharischen 
Präsidentengarde und georgischen Truppen. Die georgische 
Armee gliederte das Gebiet wieder in den Einflussbereich der 
Zentralregierung in Tiflis ein. Der bis dahin amtierende adscha-
rische Regierungschef Aslan Abaschidse hatte sich den in der 
Region weit verbreiteten religiösen und ethnischen Konflikten 
verweigert und allen Minderheiten weitgehende Rechte garan-
tiert. Unter Abaschidse eröffnete sogar zum ersten Mal seit 
den 1920er Jahren eine polnisch-katholische Kirche in Ads-
charien.48 Doch viele wichtige Transportverbindungen Georgi-
ens in die Türkei sowie Pipelines verlaufen über Adscharien.49 
Deswegen wollte Saakaschwili wahrscheinlich die Kontrolle 
Georgiens über das Gebiet erhöhen – außerdem erschien Ads-
charien als das schwache Glied der abtrünnigen Regionen 
Georgiens, da es als einzige Provinz keine gemeinsame Grenze 
mit Russland und keinerlei offizielle russische Militärpräsenz 
(durch eine GUS-Friedenstruppe oder eine gemischte Frie-
denstruppe) hatte. Abaschidse musste nach Russland flüchten 
und in der folgenden Zeit schränkte die Regierung in Tiflis die 
Autonomie der Region massiv ein. Alle georgischen Zentral-
regierungen verweigern sich seitdem einem Referendum über 
die konkrete Ausgestaltung der adscharischen Autonomie.50 
Adscharien ist derweil weiterhin eng an das georgische Kern-
land gebunden und floriert ausschließlich als touristisches Ziel 
für glückspielsuchende türkische Touristen.

Georgien zwischen EU, NATO sowie EaU

Das bisher größte Hindernis bei der Wiedereröffnung der 
Südkaukasischen Eisenbahn auf der einen Seite, aber auch 
das prägnanteste Beispiel für den Anstieg des russischen Ein-
flusses auf der anderen Seite ist Georgien. Nach der Abwahl 
der Nationalisten, Atlantiker und Neoliberalen von Michail 
Saakaschwilis ‚Vereinter Nationaler Bewegung‘ bei den Par-
lamentswahlen in Georgien am 1. Oktober 2012 gelangte dort 
das Parteienbündnis ‚Georgischer Traum‘ des Oligarchen Bid-
sina Iwanischwili an die Regierung. Iwanischwili amtierte 
zunächst von Oktober 2012 bis November 2013 als Regie-
rungschef, zog sich dann jedoch zurück. Er gilt aber weiterhin 
als Strippenzieher seiner politischen Bewegung.51 Die Kritik 
an den von Iwanischwili kontrollierten Regierungen reicht so 
weit, dass atlantische Neokonservative von einem „Regime 
Change“ sprechen, der eine Regierung ins Amt brachte, die 
die „Reformen“ in dem Land angehalten haben.52 Der Grund: 

Unter der neuen Regierung kam es zu einer graduellen Annä-
herung Georgiens an Russland.

Trotz der neuen Akzente der georgischen Regierung setzte 
diese auch, wie von Saakaschwili begonnen, auf eine Assozi-
ierung mit der Europäischen Union. Die Assoziierung ist für 
Brüssel dabei die preiswertere Alternative zur Mitgliedschaft, 
da das Land an den Markt der EU angeschlossen wird, aber 
keine Mittel aus EU-internen Töpfen erhält, die EU-Politik 
nicht mitbestimmen darf sowie Art. 42 Abs. 7 des Lissabon-
ner Vertrages, wonach im Fall eines bewaffneten Angriffs auf 
einen der Mitgliedstaaten die anderen ihm „alle in ihrer Macht 
stehende Hilfe und Unterstützung“ leisten müssen, nicht 
greift.53 Die wirtschaftlichen Vorteile einer solchen Assoziie-
rung dürften sich für das agrarisch geprägte Kaukasusland in 
Grenzen halten.

Die georgisch-russische Annäherung konnte auch die 
Unterzeichnung des abchasisch-russischen Vertrages am 24. 
November 2014 nicht erschüttern und es folgten keine poli-
tischen Gegenmaßnahmen der georgischen Regierung gegen 
Russland. Weder der bilaterale Dialog zur Wiederannäherung 
wurde einseitig aufgekündigt noch schloss sich Georgien den 
EU- und NATO-Sanktionen gegen Russland an.54 Andere 
diesen beiden Blöcken nahestehende Regierungen wie etwa 
die von Montenegro taten dies beispielsweise sehr wohl. Die 
Nichtreaktion seitens der georgischen Regierung führte zu har-
scher Kritik der Opposition im Land sowie von neokonservati-
ven Kreisen aus Westeuropa und Nordamerika.

Die georgische Regierung der Regierungskoalition ‚Georgi-
scher Traum‘ blieb jedoch unbeirrt auf ihrem Annäherungs-
kurs gegenüber Russland. So hatte bereits die Regierung unter 
Iwanischwili mutmaßliche russische Spione freigelassen und 
die Nachfolgeregierung der gleichen Partei unter Irakli Gha-
ribaschwili hatte georgische Athleten zu Olympia nach Sot-
schi geschickt sowie die Finanzierung des anti-russischen 
Propagandasenders PIK gekürzt.55 Dieser Sender hatte seine 
Programme bis tief in die russischen Kaukasusgebiete hinein 
übertragen.

Für Aufsehen in Georgien sorgte Ende 2014 die Inbetrieb-
nahme des georgischen Ablegers von Radio Sputnik, des 
offiziellen russischen Auslandssenders. Der Chef von Radio 
Sputnik Georgien gibt außerdem die russischsprachige Zei-
tung Freies Georgien heraus. Oppositionelle Politiker in dem 
kleinen Kaukasusland sprechen von einer russischen Propa-
gandawelle, die über Georgien hereinbrechen würde.56 In der 
südossetischen Hauptstadt Zchinwali und der abchasischen 
Hauptstadt Suchumi gab es bereits zuvor Radiostationen von 
Radio Sputnik.

Außerdem verließ Ende 2014 die marktliberale Pro-EU-Partei 
der ‚Freien Demokraten‘ die Regierungskoalition des ‚Georgi-
schen Traums‘, was in- und ausländische Kritiker der Koali-
tion daran zweifeln ließ, ob diese weiterhin einen Pro-EU- und 
Pro-NATO-Kurs verfolgen wird. Die ‚Republikanische Partei‘ 
versuchte daraufhin, eine stärkere Stellung innerhalb der 
Koalition zu gewinnen, um die „pro-westlichen Referenzen“ 
(„Pro-Western Credentials“, hieß es bei der neokonservativen 
nordamerikanischen Jamestown Foundation) zu stärken.57

Doch Russland gewann in der ersten Hälfte des Jahres 2015 in 
Georgien wirtschaftlich weiter an Bedeutung. Durch den Kauf 
des georgischen Erdölkonzerns Petrocas durch den russischen 
staatlichen Öl- und Gaskonzern Rosneft gelangte das strate-
gisch wichtige Ölterminal im Schwarzmeerhafen Poti unter 
die Kontrolle eines russischen Konzerns. Über dieses Termi-
nal wird die Republik Armenien mit russischem Öl versorgt. 
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Experten vermuten russische Kaufabsichten bei georgischen 
Infrastrukturprojekten vor allem entlang der Eisenbahnlinie von 
der abchasischen Grenze über Poti hin zur armenischen Grenze.58

Der steigende wirtschaftliche Einfluss Russlands auf Geor-
gien geht einher mit einflussreichen politischen Stimmen, die 
eine Neuausrichtung der georgischen Außenpolitik fordern. 
Ein Teil der Koalition ‚Georgischer Traum‘ ist die Mitte-
rechts-Partei ‚Industrie wird Georgien retten‘ des Politikers 
Gogi Topadze. Eben jene Industriepartei wendet sich unter 
anderem gegen den Einfluss des neoliberalen Internationalen 
Währungsfonds (IWF) und plädiert für eine Industrialisierung 
des Landes sowie den Ausbau des georgischen Sozialstaa-
tes.59 Topadze, der den Einfluss des IWF explizit als „schäd-
lich“ bezeichnet, sorgte im Frühjahr 2015 für Aufsehen, da er 
die NATO als „aggressiven Block“ bezeichnete und sich für 
einen georgischen Beitritt zur Eurasischen Union aussprach.60 
Der Parteichef der Industriellen brachte ökonomische Gründe 
dafür vor und merkte außerdem an, dass die NATO niemals 
Georgien als Mitglied einladen werde. Darüber hinaus seien 
die Chancen für eine Reintegration Abchasiens und Südosseti-
ens in den georgischen Staat viel größer, wenn Georgien Mit-
glied der EaU sei.61

Der Umsturz in Kiew im Frühjahr 2014 und die damit begon-
nene Dauerkrise in den internationalen Beziehungen brachte 
zwar die Ukraine näher an die EU und NATO, führte in Geor-
gien jedoch zu Konsequenzen, die für Brüssel und Washington 
nicht angenehm sein dürften. So entfremdeten sich die geor-
gische und die ukrainische Regierung deutlich. Der Umstand, 
dass mit Saakaschwili und seinen Getreuen auch von Tiflis 
strafrechtlich gesuchte Politiker in ukrainische Regierungsäm-
ter kamen, tat ihr Übriges.62

In der südgeorgischen Provinz Dschawachetien tauchten 
außerdem Gerüchte auf, dass die Armenier dieser Provinz mas-
senhaft russische Pässe beantragen würden.63 In Dschawache-
tien leben mehrheitlich Armenier (54 %) und bereits nach dem 
Kaukasuskrieg von 2008 tauchten dort Gerüchte über „illegale 
bewaffnete Gruppen“ auf.64 Armenien hatte als einziges euro-
päisches Land die Eingliederung der Krim in die Russische 
Föderation anerkannt.

Mit China baut derweil ein großer Spieler, der bisher noch 
nicht in der Region präsent war, seine Präsenz im Kauka-
sus aus. So hat die georgische Regierung vor, im Luftkurort 
Anaklia einen Tiefwasserhafen bauen zu lassen und Vertreter 
der Regierung des Kaukasusstaates deuteten an, dass Power 
China der Favorit für dieses Projekt sei. Power China plante, 
5 Milliarden US-Dollar in das Vorhaben zu investieren – das 
wäre mehr gewesen als der georgische Staatshaushalt im 
Jahr 2015 umfasst (3,4 Milliarden US-Dollar). Der zukünf-
tige Schwarzmeerhafen soll Güter in einer Größenordnung 
von 100 Millionen Tonnen pro Jahr umschlagen können. Der 
bisher größte Hafen an diesem Meer liegt im russischen Nowo-
rossijsk und hat ein Umschlagsvolumen von 70 Millionen 
Tonnen, der größte georgische Hafen – Poti – wiederum vier 
Millionen Tonnen.65 Das Projekt wäre ein Teil der chinesischen 
Seidenstraßenstrategie geworden, welche auf den Ausbau von 
Verkehrswegen über den eurasischen Doppelkontinent setzt.66 
Ein chinesisch gebauter Hafen zwei Kilometer von Abcha-
sien entfernt wiederum hätte die Wirtschaftsräume Georgiens, 
Abchasiens und Russlands enger verflechten können.

Überraschend – wahrscheinlich nach politischem Druck 
aus der EU und der NATO – erklärte die georgische Regie-
rung dann Ende Juni 2015, dass der Hafen Anaklia von zwei 
georgischen Konsortien unter Beteiligung der nordamerikani-

schen Conti-Gruppe errichtet wird.67 Die derzeitige georgische 
Regierung scheint weiterhin bemüht zu sein, ihre Beziehungen 
mit den EU- und NATO-Staaten weiter zu pflegen und sieht 
dafür sogar von größeren Einzelinvestitionen aus der Volksre-
publik ab. Nichtsdestotrotz ist China einer der größten Investo-
ren in dem Land.68

Unabhängig von der weiterhin die EU und NATO favorisie-
renden Politik der georgischen Regierung fand in dem Land in 
den vergangenen anderthalb Jahren ein bisher noch nie dage-
wesener Meinungsumschwung in der Bevölkerung statt. So 
sank die Unterstützung für einen Beitritt zur EU von 85 % auf 
68 %, während die Ablehnung von 5 % auf 16 % anstieg. Bei 
der Frage eines NATO-Beitritts verlief die Entwicklung ähn-
lich (von 81 % Zustimmung auf 65 %). Auf der anderen Seite 
lehnen derzeit 20 % einen NATO-Beitritt ab, vor anderthalb 
Jahren waren es noch 10 %. Genauso wie sich Teile der Bevöl-
kerung von den westlichen Institutionen entfremden, stieg die 
Sympathie für die Eurasische Union, die Zustimmung stieg 
von 11 % auf 31 %.69 Der Gipfel der Östlichen Partnerschaft 
der EU in Riga im Mai 2015 brachte für Georgien auch keine 
weiteren Ergebnisse, weswegen die Euphorie für das westeu-
ropäische Wirtschaftsbündnis in dem Kaukasusland auch nicht 
zunehmen wird.

Neben der tiefen Integration Abchasiens und Südosseti-
ens zeigt auch Rest-Georgien, dass der russische Einfluss im 
Kaukasus ansteigt. Die EU-Assoziierung brachte für Geor-
gien kaum Vorteile – vor allem keine wirtschaftlichen – und 
das Ansehen von EU und NATO ist im Sinken begriffen. Die 
Wiedereröffnung der Südkaukasischen Eisenbahn könnte 
einen vorläufigen Höhepunkt des Moskauer Einflussgewinns 
in Georgien darstellen.

Der ungleiche EaU-Partner: Armenien

Eine besondere Rolle in der Eurasischen Union (und der 
OVKS) spielt Armenien, da dieses Land als einziges der 
Mitgliedsländer nicht an einen weiteren EaU-Mitgliedsstaat 
grenzt. Der Handel muss immer über Drittländer abgewickelt 
werden – konkret ist das vor allem Georgien, in einem kleine-
ren Maß der Iran. Die Ursachen für den armenischen Beitritt 
zur EaU sind auch weniger ökonomisch als politisch und mili-
tärisch begründet. Seit über 20 Jahren bilden Armenien und 
Russland eine militärische Allianz, die die Lebensversicherung 
des Südkaukasusstaates angesichts der Bedrohung durch Aser-
baidschan bildet.

Als „großer Bruder“ Armeniens hat Russland auch eine 
besondere Rolle im Sicherheitsgefüge des südkaukasischen 
Staates inne. Im September 1992 hatten die Regierungen 
Armeniens und Russlands einen bilateralen Vertrag unter-
zeichnet, der absicherte, dass russische Grenztruppen an der 
armenisch-türkischen Grenze präsent sein und die Grenzkon-
trollen übernehmen würden.70 Bis heute kontrollieren russische 
Truppen auf Basis dieses Vertrages die Außengrenzen Armeni-
ens zur Türkei und zum Iran.

Zum zweitwichtigsten – vor allem politischen – Partner 
Armeniens entwickelte sich die Islamische Republik Iran. In 
den Jahren des Karabachkrieges Anfang der 1990er Jahre ver-
sorgte der Iran Armenien mit lebensnotwendigem Treibstoff. 
Außerdem halfen preiswerte iranische Konsumgüter der ein-
fachen armenischen Bevölkerung, den Krieg zu überdauern. 
Abgeschnitten von Aserbaidschan und der Türkei diente als 
einzige Transportverbindung in den Süden eine provisorische 
Brücke über den armenisch-iranischen Grenzfluss Aras.71
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Um die politische Allianz ökonomisch zu unterfüttern, ver-
handeln die armenische und die iranische Regierung bereits seit 
Ende der 1990er Jahre über die Eröffnung einer Eisenbahnlinie 
zwischen beiden Ländern. In Armenien trägt diese Verkehrs-
verbindung den Namen „Südarmenische Eisenbahn“.72 Das 
armenische Hauptproblem bei regionalen Verkehrsinfrastruk-
turprojekten ist nämlich der Umstand, dass die aserbaidschani-
sche Regierung kontinuierlich versucht, Armenien von solchen 
auszuschließen.73 Für Armenien bleibt deswegen nur die nörd-
liche oder südliche Option.

Die möglichen Verkehrsinfrastrukturprojekte haben derweil 
nicht nur wirtschaftliche Auswirkungen, sondern auch klar 
sicherheitspolitische. Laut dem armenischen Sicherheitsrats-
sekretär Arthur Baghdassarjan ist die Eröffnung der Eisen-
bahnlinien über Georgien nach Russland sowie in den Iran 
ein zentrales Thema der Nationalen Sicherheitsstrategie des 
Landes in den Jahren 2014 bis 2017.74 Im September 2013 kün-
digte zwar Baghdassarjan an, dass Abchasien der Eröffnung 
der Eisenbahn zugestimmt hätte, das stieß jedoch auf öffentli-
chen Widerspruch in Suchumi.75

Das Projekt einer iranisch-armenischen Eisenbahn wird 
bereits seit vielen Jahren diskutiert, der Bau wurde jedoch bis 
heute nicht begonnen.76 Im August 2014 genehmigte die arme-
nische Regierung endgültig das Projekt. Laut einem Memo-
randum des Außenministeriums des wirtschaftlich gebeutelten 
Kaukasusstaates könnte die chinesische Export-Import-Bank 
einen Kredit über 60 % der anvisierten Kosten stellen.77 Woher 
die anderen zwei Fünftel des Geldes stammen könnten, ist 
jedoch noch nicht bekannt.

Da Armenien mit den anderen Staaten der Eurasischen Union 
keine gemeinsame Grenze hat, ist die georgische Zustim-
mung zum EaU-Transitverkehr von enormer Bedeutung für 
die armenische Mitgliedschaft in diesem Wirtschaftsbündnis. 

Ende November 2014 erklärte der armenische Vizewirtschafts-
minister, dass Georgien freie Transitkorridore für Güter, die 
innerhalb dieser Zollunion bewegt werden, zur Verfügung stel-
len wird.78 Damit sorgte die georgische Regierung dafür, dass 
die armenische Mitgliedschaft in der Eurasischen Union keine 
virtuelle bleibt und integrierte Georgien außerdem indirekt 
weiter in die EaU – mit Abchasien und Südossetien als assozi-
ierte Mitglieder und Rest-Georgien als russisch-armenischem 
Transitkorridor.

Mit dem Inkrafttreten des Vertrages über die Eurasische 
Union am 1. Januar 2015 und dem armenischen Beitritt einen 
Tag später steigt derweil die Bedeutung Russlands in Arme-
nien weiter an. So gibt es derzeit Gerüchte, dass ein ‚Eura-
sischer Zolldienst‘ geschaffen werden soll, durch welchen 
russische Zöllner an der armenisch-iranischen Grenze zum 
Einsatz kommen könnten.79 Die Mitgliedsstaaten der OVKS 
führen zwar seit 2003 jährlich Operationen gegen Drogen-
schmuggel an den Außengrenzen der OVKS, vor allem der 
tadschikisch-afghanischen Außengrenze, durch80, doch durch 
einen ‚Eurasischen Zolldienst‘ könnten russische Zollbeamte 
zum ersten Mal seit langem dauerhaft an einer nicht-russischen 
GUS-Außengrenze eingesetzt werden.

Doch nicht nur nach Moskau und Teheran blickt die arme-
nische Staatsführung, wenn es darum geht, die politisch, 
wirtschaftlich und militärisch so wichtigen Infrastrukturpro-
jekte des Landes voranzutreiben. Ende März 2015 initiierte 
der armenische Präsident mit einem Staatsbesuch in Peking 
einen Schub in den armenisch-chinesischen Beziehungen. Er 
schlug unter anderem vor, das Projekt eines Nord-Süd-Highways in 
seinem Land sowie die armenisch-iranische Eisenbahn in das Pro-
jekt des ‚Neuen Wirtschaftsgürtels Seidenstraße‘ miteinzubinden.81

Für Komplikationen in den georgisch-armenischen Bezie-
hungen sorgte auf der anderen Seite Anfang 2015 ein Tref-
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fen des armenischen Außenministers mit dem südossetischen 
Parlamentschef Anatoli Bibilow, über das die Homepage des 
südossetischen Parlaments berichtete. Der armenische Außen-
minister äußerte zu seiner Verteidigung, dass das Treffen rein 
privater Natur gewesen sei und nicht – wie von südossetischer 
Seite behauptet – der Ausbau der armenisch-südossetischen 
Beziehungen diskutiert wurde. Für Armenien stellt sich die 
Frage der Anerkennung der beiden abtrünnigen georgischen 
Republiken nicht, da Armenien in einem Konfliktfall mit Aser-
baidschan auf die Duldung russischer Militärtransporte durch 
Georgien angewiesen ist.82 Mit der De-facto-EaU-Integration 
Südossetiens durch den russisch-südossetischen Integrations-
vertrag dürfte diese abtrünnige georgische Separatistenrepu-
blik aber mit ihren möglichen Transitwegen für Armenien an 
Bedeutung gewonnen haben.

Die größte Bedrohung für die armenische Staatlichkeit ist 
und bleibt der östliche Nachbar Aserbaidschan. So erreichten 
die Kampfhandlungen um Berg-Karabach in den ersten Mona-
ten des Jahres 2015 eine neue Intensität – zum ersten Mal seit 
dem offenen Krieg bis 1994 beschossen sich armenische bzw. 
bergkarabachische Truppen und aserbaidschanische nicht nur 
mit Gewehren, sondern auch mit schweren Mörsergranaten.83 
Der aserbaidschanische Rüstungshaushalt beträgt im laufen-
den Jahr 4,8 Milliarden US-Dollar, 2014 waren es noch rund 
drei, im Jahr 2013 etwa 3,6 und 2012 circa drei Milliarden US-
Dollar.84

Für Armenien würde die Eröffnung der Südkaukasischen 
Eisenbahn eine bedeutende Steigerung der Sicherheit des eige-
nen Landes sowie wahrscheinlich auch einen Wirtschaftsauf-
schwung bedeuten. Wie bereits beschrieben, versucht sich die 
Regierung des Landes über Eisenbahnen nach Nord und Süd 
neue wirtschaftliche Perspektiven zu eröffnen. Aufgrund der 
begrenzten finanziellen Möglichkeiten ist es aber auf Geldhilfe 
von außen für diese Projekte angewiesen. Politisch und mili-
tärisch steht das Land weiterhin an der Seite Russlands, trotz 
aller Widrigkeiten.

Der bisherige Stand der Südkaukasischen 
Eisenbahn im Spiegelbild der regionalen 
Beziehungen

Die Wiedereröffnung der Südkaukasischen Eisenbahn könnte 
eine Zeitenwende in der Geopolitik des Kaukasus bedeuten. 
Der Bahn kam seit eh und je eine große Bedeutung in den 
russischen Beziehungen zum Südkaukasus zu. Bereits beim 
abchasischen Unabhängigkeitskrieg vom August 1992 bis zum 
September 1993 spielte die Aufrechterhaltung der Südkauka-
sischen Eisenbahn bei der Begründung des Waffengangs auf 
der georgischen Seite eine der wichtigsten Rollen.85 Die Nie-
derlage der georgischen Truppen führte schließlich zur Schlie-
ßung der Südkaukasischen Eisenbahn. Lediglich von Russland 
nach Abchasien fuhren und fahren noch weiterhin Züge.

Im so genannten Sotschi-Abkommen vom März 2003 einig-
ten sich die damaligen Staatsoberhäupter von Russland und 
Georgien darauf, die Beziehungen beider Länder zu verbes-
sern, indem die Südkaukasische Eisenbahn wiedereröffnet 
wird.86 Dieser Schritt hin in Richtung einer konstruktiven 
Lösung zwischen den beiden Staaten fand jedoch ein Ende in 
dem von verschiedenen NATO- und EU-Staaten geförderten 
Umsturz im November 2003 („Georgische Rosenrevolution“), 
die den nationalistischen und radikalneoliberalen Atlantiker 
Micheil Saakaschwili ins Präsidentenamt brachte.87 Während 
der Amtszeit Saakaschwilis schien eine Wiedereröffnung der 

Südkaukasischen Eisenbahn ausgeschlossen. Tiflis orientierte 
sich ausschließlich auf die EU und NATO und kooperierte 
regional vor allem mit der Petro-Diktatur in Aserbaidschan 
sowie der Türkei. Erst mit Saakaschwilis Abtritt scheint die 
Eröffnung von Verkehrswegen in Nord-Süd-Richtung wieder 
möglich.

Heutzutage führen lediglich drei große Transportkorridore 
über den in ost-westlicher Richtung verlaufenden Gebirgszug 
des Großen Kaukasus. Der vierte Weg könnte die Avaro-Kache-
tische Straße sein, welche Dagestan mit der ostgeorgischen 
Provinz Kachetien verbinden könnte. Vor dem Georgienkrieg 
im Jahr 2008 hatte der damalige russische Ministerpräsident 
Putin vorgeschlagen, diese historische Strecke wieder zu 
eröffnen. Drei Jahre später schloss das russische Militär eine 
große Militärbasis in dem Gebiet der Volksgruppe der Bot-
lichen, deren Territorium auf der russischen Seite der histo-
rischen Avaro-Kachetischen Straße liegt.88 Die symbolische 
Entmilitarisierung auf der Seite des Einflussbereichs Moskaus 
könnte ein Signal an die georgische Regierung gewesen sein, 
die Avaro-Kachetische Straße möglich zu machen. Ob es dazu 
kommt, ist derzeit jedoch ungewiss.

Zum ersten Mal seit langer Zeit wurde die Eröffnung der Süd-
kaukasischen Eisenbahn von einem Mitglied der georgischen 
Regierung im November 2012 thematisiert. Infolgedessen 
kam es zu harschen Reaktionen in der politischen Szene Aser-
baidschans. Ein aserbaidschanischer Parlamentarier forderte 
sogar, als Rache sollte Aserbaidschan Abchasien und Südos-
setien offiziell unterstützen, sollte die georgische Regierung 
die Bahnlinie nach Armenien eröffnen.89 Aserbaidschan wäre 
eindeutig der sicherheits- und vielleicht auch wirtschaftspoliti-
sche Verlierer solch eines Infrastrukturgroßprojektes.

Nichtsdestotrotz kündigte der damalige georgische Premier-
minister Bidsina Iwanischwili bei seinem Besuch in Armenien 
im Januar 2013 zum ersten Mal öffentlich an, dass die Südkau-
kasische Eisenbahn wieder eröffnet werden könnte, auch wenn 
die diplomatischen Beziehungen zwischen Moskau und Tiflis 
„kompliziert“ seien.90 Die Frage der „komplizierten Beziehun-
gen“ versuchen die georgischen Regierungen des ‚Georgischen 
Traums‘ durch eine Annäherung an Moskau zu entwirren.

Die Teilstücke der möglichen Südkaukasischen Eisenbahn 
leiden derweil unter einem fortdauernden Verfall. Die Strecke 
von der armenischen Hauptstadt Jerewan ins georgisch-ads-
charische Batumi wird seit dem Sommer 2014 von Personen-
zügen in einem neuen Rekordtempo befahren – die Tour dauert 
jedoch auch weiterhin über 15 Stunden.91 Eine Modernisierung 
der bestehenden Teilstrecken sowie ein Neubau der Teilstrecke 
nach Abchasien – bei gleichzeitiger Öffnung der Grenze – tut 
derweil Not.

Die Kosten für die Modernisierung bzw. Restaurierung der 
Strecke der Südkaukasischen Eisenbahnlinie wurden von 
Experten auch bereits genau beziffert. Laut einer von der 
Europäischen Union mitfinanzierten 2013 veröffentlichten 
Studie würde die Restaurierung der Eisenbahnlinie vom rus-
sischen Sotschi über das abchasische Suchumi, das georgische 
Tiflis bis in Armeniens Hauptstadt Jerewan insgesamt circa 
277,5 Millionen US-Dollar kosten.92 Angesichts der russischen 
Kosten auf der Krim93, in Abchasien94 und Südossetien95 ein 
kleinerer Kostenfaktor. Doch für die Wiedereröffnung dieser 
Strecke braucht es die Kooperation Georgiens sowie die Absi-
cherung, dass Aserbaidschan nicht gegen diese Eisenbahn vor-
gehen würde.

Da mit dem Abschluss des russisch-abchasischen Partner-
schaftsabkommens Ende 2014 die EaU de facto näher an 



Ausdruck Oktober 5/2015  27
In

fo
rm

at
io

ns
st

el
le

 M
ili

ta
ris

ie
ru

ng
 (I

M
I) 

e.
V.

 - 
H

ec
hi

ng
er

 S
tr.

 2
03

 - 
72

07
2 

Tü
bi

ng
en Armenien heranrückte, lebte in dem Südkaukasusstaat die 

Diskussion über die Südkaukasische Eisenbahn wieder auf.96 
Auch in Russland kamen erneut Stimmen auf, die in die glei-
che Richtung zielten. Der russische Präsident Putin erklärte 
im Dezember 2014, dass demnächst der Eisenbahnverkehr 
über Abchasien nach Georgien wieder aufgenommen werden 
würde.97 Wie genau das passieren soll, bleibt die spannende 
Frage.

Fazit

In den Jahren nach dem Kaukasuskrieg 2008 stieg der russi-
sche Einfluss im Südkaukasus wieder an. Die von Brüssel aus 
geostrategischen Gründen forcierte EU-Assoziierung Georgi-
ens und der Konflikt mit EU und NATO wegen der Ukraine 
konnten diese Tendenz nicht aufhalten. Der Umsturz in Abcha-
sien und der folgende Integrationsvertrag mit Russland sowie 
das russisch-südossetische Pendant zu diesem Vertragswerk 
haben den Einfluss Moskaus in diesen Gebieten ebenso weiter 
ansteigen lassen. Die von der Regierung in Tiflis forcierte Ent-
spannung mit Moskau schreitet ebenso trotz aller Widrigkei-
ten weiter voran. Armenien wiederum ist und bleibt der mit 
Russland am engsten militärisch und ökonomisch verbundene 
Staat im Südkaukasus.

Die Wiedereröffnung der Südkaukasischen Eisenbahn könnte 
den vorläufigen Höhepunkt dieses russischen Einflussgewinns 
darstellen. Armenische und georgische Minister inklusive der 
jeweiligen Ministerpräsidenten haben sich genauso wie der 
russische Präsident für das Projekt ausgesprochen. Die Eisen-
bahnlinie vom russischen Sotschi in die armenische Hauptstadt 
würde das militärische Gleichgewicht in der Region auf eine 
grundsätzliche Weise verändern.
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Am 14. August 2015 hat der japanische Ministerpräsi-
dent Shinzô Abe eine knappe fünfseitige Erklärung zum 70. 
Jahrestag des Kriegsendes abgegeben. Seine Rede war mit 
großer Spannung erwartet worden, weil Abe als überzeugter 
Geschichtsrevisionist und Militarist, keinen Hehl aus seiner 
Absicht machte, die Murayama-Erklärung von vor 20 Jahren 
zu revidieren. 

Es war ein Glücksfall, dass Japan zum 50. Jahrestag des 
Kriegsendes 1995 mit Tomiichi Murayama einen sozialde-
mokratischen Premierminister hatte, der in seiner Erklärung 
auf die von Japan „verursachten gewaltigen Schäden und das 
Leid der Menschen in so vielen Ländern, insbesondere den 
asiatischen Nationen“ hinwies. Dazu drückte der ehemalige 
Regierungschef seine „tiefe Reue“ und seine „aufrichtige Ent-
schuldigung“ aus.1

Der damals junge Abgeordnete Shinzô Abe lehnte diese Posi-
tion entschieden ab. Als Vizeregierungssprecher mischte er 
sich 2001 bei der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalt NHK 
ein und ließ ein Fernsehprogramm zum Thema „Trostfrauen“2 
verfälschen. In seiner zweiten Amtszeit als Regierungschef 
äußerte er sich im April 2013 im Oberhaus: „Der Begriff von 
Invasion (Shinryaku) steht weder wissenschaftlich noch inter-
national fest. Die zwischenstaatlichen Beziehungen sehen je 
nach eigener Perspektive anders aus.“ Am 26. Dezember 2013 
besuchte er trotz aller nationalen und internationalen Kritik 
(selbst aus den USA) den geistigen Hort des japanischen Mili-
tarismus, den Yasukuni-Jinja-Schrein. Obwohl er 2015 auf 
einen weiteren Besuch verzichtete, schenkte er dem Schrein 
doch immer wieder Opfergaben und entsandte seine Minister.

Im Vorfeld der Erklärung zum 70. Jahrestag ließ er seinen 
Regierungssprecher Yoshihide Suga am 9. Januar mitteilen, es 
mache keinen Sinn, erneut eine Erklärung „wie frühere“ abzu-
geben. Zur Untermauerung setzte er im Februar eine „Exper-
tenkommission“ ein, die nun am 6. August ihren Bericht 
vorlegte. In diesem – und das dürfte den Wünschen des Mini-
sterpräsidenten widersprochen haben – stellte die Kommission 
fest, dass die Handlungen Japans seit 1931 auf dem asiatischen 
Festland eine Invasion waren.

Warum aber funktionierte die „Expertenkommission“ als 
„Tarnkappe“ der geschichtsrevisionistischen Propaganda nicht 
so gut, wie es beabsichtigt war? Aus verschiedenen Gründen 
wurde in den letzten Jahren die Kritik an der diktatorischen 
Handlungsweise der Abe-Administration immer lauter, der 
Widerstand gegen seine Politik immer stärker. Unbeeindruckt 
von Protesten und Sorgen der Bevölkerung nach der Katast-
rophe von Fukushima wurde auf Wunsch der Regierung ein 
Atomkraftwerk wieder in Betrieb genommen. Ohne Rücksicht 
auf die Meinung der überwiegenden Mehrheit der Bewohner 
Okinawas drängt sich Abe buchstäblich gewaltsam vor, neue 
US-Militärstützpunkte dort zu bauen. Auch die Entscheidung 
für das Olympiastadion für die Spiele 2020 in Tokio wurde 
gegen alle Vernunft gefällt – es soll dreimal so viel kosten, wie 
das Stadion für die Olympische Spiele in London 2012.

Am 17. Juli verfassten 74 Wissenschaftler aus den Fachberei-

chen Völkerrecht, Internationale 
Politik und Geschichte einen 
gemeinsamen Appell zur bevor-
stehenden Rede des Ministerprä-
sidenten zum 70. Jahrestag des 
Kriegsendes. Folgende Punkte 
gaben die japanischen Intellek-
tuellen dem Ministerpräsidenten 
auf den Weg:

1.	Schuld- und Reuegefühle den Kriegsopfern gegenüber 
waren die Triebkraft für den Frieden und die Wirtschaftsent-
wicklung Nachkriegsjapans.

2.	In Nachbarländern wird Misstrauen und negative Beurtei-
lung gegenüber Japan anwachsen, wenn zentrale Stichworte 
der Murayama-Erklärung nicht mehr verwendet werden.

3.	Fehler in der Vergangenheit sollten ohne Zaudern zugegeben 
werden, denn nur aufgrund dieser Offenheit wird Japan in 
der internationalen Gemeinschaft geschätzt werden.

4.	Die völkerrechtliche und geschichtswissenschaftliche Beur-
teilung steht bereits fest, wonach Japan von 1931 bis 1945 
einen illegalen Invasionskrieg in Asien führte.

Augenwischerei in Abes Rede

Obwohl es Abes Absicht war, den Geist der Murayama-Erklä-
rung über Bord zu werfen, konnte er angesichts des massiven 
Drucks im In- und Ausland die darin enthaltenen zentralen 
Stichwörter Invasion, Kolonialismus, Reue und Abbitte nicht 
vollkommen ignorieren, aber durch weitschweifige Erläute-
rungen hat er versucht, ihre Bedeutungen zu verwischen.

Er sagte z.B.: „Zwischenfall, Invasion, Krieg. Keinerlei 
Androhung oder Anwendung von Gewalt darf als Mittel her-
angezogen werden, um internationale Streitigkeiten zu lösen.“3 
Mit der Aufzählung hat er eine allgemeine Erkenntnis zum 
Ausdruck gebracht und den historischen japanischen Bezug zu 
den jeweiligen Begriffen verwischt.4 Diese Äußerung erscheint 
zudem angesichts der Politik von Abe als ein Widerspruch, da 
mit der militärischen Aufrüstung in Japan erneut die Andro-
hung von Gewalt als Mittel zur „Lösung“ internationaler Strei-
tigkeiten einhergeht.

Auch im Bezug zum Begriff „Kolonialismus“ hat Abe einen 
Gemeinplatz von sich gegeben: „Wir müssen eine Welt schaf-
fen, in der für alle Zeiten Abschied vom Kolonialismus genom-
men und das Selbstbestimmungsrecht der Völker geachtet 
wird.“ Er missinterpretierte die Geschichte, aber indem er 
sagte: „Der Japanisch-Russische Krieg gab vielen Menschen 
in Asien und Afrika, die unter kolonialer Herrschaft standen, 
neuen Mut.“ Damit ignorierte er den Fakt, dass dieser Sieg 
gegen Russland der Auftakt war, Korea zum japanischen 
Protektorat und fünf Jahre später zur japanischen Kolonie zu 
machen – nicht Hoffnung und Mut, sondern Knechtung durch 
japanische Truppen sind hier die historischen Bilder.

Die Wörter wie „tiefempfundene Reue“ und „von Herzen 
kommende Abbitte“, die der damalige Ministerpräsident Mura-
yama 1995 verwendete, kommen Abe nur als Reminiszenz über 
die Lippen, um zu erklären, wie vergangene Regierungen ihre 
Haltung ausgedrückt hatten – sein Gefühl scheint dies nicht zu 
sein. Deutlicher wurde er, indem er sagte: „Wir dürfen unse-
ren Kindern und Enkeln sowie den Kindern der kommenden 
Generationen, die mit diesem Krieg nichts zu tun haben, das 
Schicksal, immer wieder um Entschuldigung zu bitten, nicht 
aufbürden.“ Das ist seine „Schlussstrich“-Erklärung.

Einen Tag später, am 15. August 2015, hat der Tenno Akihito 
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bei der zentralen Gedenkzeremonie in Tokio zum ersten Mal 
von „tiefer Reue“ bezüglich des Zweiten Weltkriegs gespro-
chen.5 Manche Zeitungen berichteten, seine Haltung sei das 
genaue Gegenteil zu der von Abe, der diese Formulierung ver-
mied und zur japanischen Kriegsschuld schwieg.

Reaktion der Öffentlichkeit

Ein Teil der japanischen Öffentlichkeit teilt Abes Position. 
Nachdem Bundeskanzlerin Angela Merkel am 9. März 2015 
in Tokio sagte, die Aufarbeitung der Vergangenheit sei Teil der 
Voraussetzung, Versöhnung schaffen zu können, schwirrten 
antideutsche Unwörter im Internet in Japan herum: Kendoku 
(unangehmes Deutschland) und Endoku (lästiges Deutsch-
land).

Mitte April veröffentlichte die relativ liberale Asahi-Zeitung 
das Ergebnis der Umfrage, die anlässlich des Jahrestages in 
Japan und Deutschland durchgeführt wurde.6 Auf die Frage, ob 
das Land (Japan bzw. Deutschland) gute Beziehungen zu den 
Nachbarländern unterhält, denen es während des Krieges Schä-
den zugefügt hat, kann nur 1% der Befragten in Japan mit „sehr 
gute Beziehungen“ (39% in Deutschland) antworten. „Eini-
germaßen gute Beziehungen“ finden 45% der Japaner (55% 
der Deutschen). Den Japanern ist es also mehr oder weniger 
bewusst, dass das Land nicht von Freunden umgeben ist.

Zur Frage, ob sich das Land bei den im Krieg bzw. durch 
seine Besatzung geschädigten Ländern bzw. Menschen aus-
reichend entschuldigt und seine Taten wiedergutgemacht hat, 
meinen 57% der Japaner: „Das hat Japan bereits ausreichend 
getan“ – bezüglich Deutschland meinten das immerhin 73% 
der Deutschen. Trotzdem oder gerade darum meinen 42% der 
Japaner, dass Politiker in Zukunft nicht mehr den im Krieg 
geschädigten Ländern ihr Bedauern ausdrücken müssen und 
43% befürworten, dass Kinder in der Schule zu mehr Patriotis-
mus erzogen werden sollten.

Insofern nimmt es nicht Wunder, dass die japanische Öffent-
lichkeit auf die Abe-Erklärung vergleichsweise positiv reagiert 
hat. Laut der Blitzumfrage der Nachrichtenagentur Kyôdô 
findet eine relative Mehrheit (44,2%) die Abe-Erklärung im 
Grunde genommen positiv (37,0% finden sie negativ).7 Umge-
kehrt findet Abes Idee, die kommenden Generationen vom 
Schicksal zu befreien, immer wieder um Entschuldigung zu 
bitten, nicht unbedingt die Zustimmung seiner Landsleute: 
42,7% halten den Ausdruck der „Abbitte“ für „angemessen“, 
23,6% für „nicht angemessen“, und 24,2% der Japaner sind 
der Auffassung: „Er hätte die Abbitte nicht erwähnen müssen“. 
Auch die Umfrage der Asahi-Zeitung hat ein ähnliches Ergeb-
nis erbracht: Hier waren es 54%, die die Abbitte für angemessen 
hielten und 20%, die dies ablehnten.8 Andererseits stimmten 
63% Abe in seinem „Schlussstrich“ unter die zukünftig nicht 
mehr notwendigen Entschuldigungen zu und nur 21% hielten 
dies auch weiterhin für gut. 

Japan nach 1945 – ein „Friedensstaat“?

In der Abe-Erklärung heißt es an einer Stelle auch: „Wäh-
rend wir für den Weg als Friedensstaat in den vergangenen 
70 Jahren leisen Stolz empfinden, werden wir auch zukünftig 
diesen unverrückbaren Kurs konsequent fortsetzen.“ Nicht 
wenige Leute empfinden diesen Wortlaut als üblen Witz, 
weil der sich selbst als Militarist bezeichnende Abe und seine 
Administration die Absicht haben, mit neuen „Sicherheitsge-
setzen“ erstmals seit dem Zweiten Weltkrieg Kampfeinsätze 

der „Selbstverteidigungsstreitkräfte“ (JSDF) im Ausland an 
der Seite der USA zu ermöglichen.

Aber wie wird der Begriff „Friedensstaat“ eigentlich ver-
wendet? Man nennt Japan nach 1945 „Friedensstaat“, weil 
das Land aufgrund der Verfassung von 1946 für alle Zeiten 
auf den Krieg als ein souveränes Recht der Nation und auf die 
Androhung oder Ausübung von Gewalt als Mittel zur Beile-
gung internationaler Streitigkeiten verzichtet. Sie untersagt, 
Land-, See- und Luftstreitkräfte oder sonstige Kriegsmittel 
zu unterhalten. Ein Recht des Staates zur Kriegsführung wird 
nicht anerkannt (Artikel 9).

Es ist natürlich bemerkenswert, dass über 70 Jahre lang 
kein Japaner einen Mensch in einem Krieg getötet hat oder 
getötet worden ist. Ohne die pazifistische Verfassung hätte 
sich das Land z.B. am Vietnam-Krieg beteiligt oder es hätte 
möglicherweise wie die Südkoreaner ein Massaker verübt.

Der antimilitaristische Konsens ist relativ tief verwurzelt. 
Laut der Umfrage der Nachrichtenagentur Kyôdô im Juli sind 
auch heute noch 60% der Befragten der Meinung, dass die Ver-
fassung so bleiben muss und nur 32% können sich eine Ände-
rung vorstellen.9 88% der Japaner empfinden den Verzicht 
auf Krieg positiv, 51% die Achtung der Menschenrechte als 
notwendig. Aber ist damit belegt, dass Japaner nach wie vor 
friedensorientiert sind?

Vor zehn Jahren hat Shun Medoruma, ein Publizist aus Oki-
nawa, das Selbsteinschätzung der Japaner als „Friedensna-
tion“ scharf kritisiert: „Durch die Wirtschaftsentwicklung des 
‚Nachkriegs-‘Japans hat sich das Lebensniveau gehoben, was 
viele Japaner den ‚Frieden‘ hat fühlen lassen. Aber was war 
unter ihren Füßen niedergetreten? Es ist völlig betrügerisch, 
dies vergessend oder bewusst ignorierend, von ‚60 Jahren 
Kriegsende‘ als ‚friedlichem Zeitalter‘ zu sprechen. Viele 
Leute finden die Koexistenz von der ‚Friedensverfassung‘ und 
dem ‚japanisch-amerikanischen Sicherheitsvertrag‘ positiv, 
weil Japan angeblich durch die Existenz des in Japan statio-
nierten US-Militärs das ‚Verteidigungs‘-Budget einschränken 
und die Wirtschaftsentwicklung bevorzugen konnte. Aber 
diese Handlungsweise des Nachkriegs-Japans war nur dadurch 
möglich, dass 75% der in Japan stationierten US-Soldaten auf 
Okinawa konzentriert und also Okinawa Lasten und Wider-
sprüche des japanisch-amerikanischen Sicherheitssystems 
aufgebürdet wurden. Kann man überhaupt von ‚friedlichen 60 
Jahren‘ sprechen, wenn man dabei verdrängt, dass Japan den 
‚Nachkriegswiederaufbau‘ und die wirtschaftliche Hochent-
wicklung auf dem Rücken von Nord- und Südkorea, Vietnam 
und Okinawa geleistet hat?“10

Es ist eine Ironie der Geschichte, dass nicht Japan, sondern 
Korea geteilt ist. Koreakrieg und Vietnamkrieg waren tatsäch-
lich wichtige Sprungbretter für die japanische Wirtschaft. Oki-
nawa ist, auch nach der Wiedereingliederung von 1972, eine 
amerikanisch-japanische Doppelkolonie und leidet alltäglich 
unter der Exterritorialität des US-Militärs. Über diese unbe-
quemen Tatsachen schaut die große Mehrheit der Japaner im 
Hauptland einfach hinweg. Laut der erwähnten Umfrage von 
Kyôdô vom Juli meinen 66%, dass die japanisch-amerikani-
schen Bündnisbeziehungen so wie heute bleiben sollten. 10% 
wünschen sich die Schwächung, nur 2% die Auflösung des 
Militärbündnisses.

In Japan spricht man von „Kriegsende“ (Shûsen) statt von 
Niederlage, von „einmarschierender Truppe“ (Shinchûgun) 
statt von Besatzungstruppe. Die Verwirrung mit anderen 
Begriffen verdeckt, dass die Herrschaftsstruktur, die das Volk 
in den Krieg geführt hatte, nach 1945 dank der US-Amerikaner 
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en im Grunde unverletzt bleiben konnte. Der Politikwissenschaft-

ler Satoshi Shirai bezeichnet sie als „System der Beleidigung“, 
das bis heute aufrechterhalten wird.11

Es ist das wesentliche Problem, dass nach der Niederlage ein 
duales Rechtssystem etabliert wurde, in dem, dem Wunsch des 
Herrschaftskreises entsprechend, der Sicherheitsvertrag mit 
den USA Vorrang vor der Japanischen Verfassung hat. Die ver-
antwortungslose Herrschaftsmethode, die sich im Krieg und 
nun auch nach Fukushima gezeigt hat, bleibt damit weiterhin 
garantiert, solange man sich politisch, wirtschaftlich und mili-
tärisch noch stärker mit der US-amerikanischen Übermacht 
vereinigt. Das ist das Motiv der Abe-Administration, das hinter 
dem Ausbau der US-Militärstützpunkte, den neuen „Sicher-
heitsgesetzen“ und hinter der Transpazifischen strategischen 
wirtschaftlichen Partnerschaft (TPP) steht – selbst wenn diese 
nur mit Gewalt durchzusetzen sind.

„Krieg ist Frieden“ – Wird Japan zum 
„Kriegsstaat“?

Zum Schluss seiner Rede betonte Abe: „Unser Land hisst die 
Flagge des ‚positiven Pazifismus‘ und leistet noch mehr als 
bisher seinen Beitrag für Frieden und Wohlstand in der Welt.“ 
Am 1. Juli 2014 hat sein Kabinett beschlossen, durch eine Neu-
Interpretation der Verfassung das „kollektive Verteidigungs-
recht“ ausüben zu können. Ende April 2015 versprach Abe 
im US-Kongress, bis Sommer das Parlament entsprechende 
Gesetze passieren zu lassen, so dass Japan immer bereit sein 
kann, an der Seite der USA weltweit militärisch einzugrei-
fen. Das entspricht eigentlich der Forderung des 3. Armitage/
Nye-Papiers vom August 2012.12 Dieses hatte die „anachro-
nistischen Einschränkungen“ der JSDF aufgrund von Ver-
fassungsartikel 9 verspottet und fast drohend formuliert, das 
Verbot der kollektiven Selbstverteidigung sei eine Behinde-
rung der US-japanischen Allianz. Die Rede von Abe war somit 

nichts anderes als die Erklärung der freiwilligen Unterwerfung 
unter die US-Militärstrategie.

Die vorgelegten Gesetzentwürfe sollten erstmals seit dem 
Zweiten Weltkrieg Kampfeinsätze japanischer Soldaten im 
Ausland ermöglichen. Nachdem alle drei Verfassungsrechtler 
bei der Verfassungskommission des Unterhauses am 4. Juni die 
neuen „Sicherheitsgesetze“ als verfassungswidrig erklärten, ist 
die Diskussion über die geplante Abkehr vom Pazifismus hitzig 
geworden. Es gibt zwei Hauptargumente gegen die Gesetze.

Einerseits geht es um die Rechtstaatlichkeit in Japan. Folgt 
man der Mehrheit der Verfassungsrechtler, den ehemaligen 
Chefs des Legislativbüros des Kabinetts (Cabinet Legislation 
Bureau) und verschiedenen RechtsanwältInnen, ist es gera-
dezu unmöglich, unter der heutigen Verfassung ein Gesetz zur 
Ausübung des „kollektiven Verteidigungsrechtes“ zu verab-
schieden. Zudem kann die Regierung, laut dem vorgelegten 
Gesetzentwurf, letztlich willkürlich das „kollektive Verteidi-
gungsrecht“ ausüben. Offensichtlich widerspricht dieser dem 
Geist des modernen Konstitutionalismus.

Dass diese Verfassungsbedenken die Abe-Administration 
nicht interessieren, zeigt sich in zwei Geheimdokumenten vom 
Joint Staff Office (JSO) des Verteidigungsministeriums, die die 
KPJ enthüllt hat.13 Das erste Dokument von Ende Mai 2015 
ging bereits davon aus, dass die neuen „Sicherheitsgesetze“ 
im August das Parlament passieren und im Februar 2016 in 
Kraft treten würden. Dem Dokument nach soll ein gemeinsa-
mes Hauptquartier von US-Militärs und der JSDF geschaffen 
werden, das schon in Friedenszeiten funktionieren soll. Im 
zweiten Dokument wird belegt, dass der höchste Amtsträger 
der JSDF, Katsutoshi Kawano, beim USA-Besuch im Dezem-
ber 2014 den US-Generälen versicherte, dass der Bau der neuen 
US-Militärstützpunkte auch gegen den neuen Gouverneur von 
Okinawa vorangetrieben werde und der JSDF-Stützpunkt in 
Dschibuti auch zu anderen Zwecken als zur Piratenbekämp-
fung verwendet werden kann. Auch spielte er die Angst vor 

Parade der Einheit H22 der japanischen Selbstverteidigungskräfte, Foto: JGSDF über Wikipedia CC.
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dem Kipprotor-Flugzeug V-22 Osprey herunter: Diese werde 
nur von einem Teil der AktivistInnen geschürt. Die beiden 
Dokumente zeigen, dass sowohl die japanische Regierung als 
auch die JSDF weder an Beratungen im Parlament noch an 
ziviler Kontrolle über das Militär Interesse haben.

Andererseits bleibt, falls die verfassungsrechtlichen Beden-
ken über das Verfahren der neuen „Sicherheitsgesetze“ besei-
tigt werden könnten, zweitens die Frage, ob die Ausübung des 
„kollektiven Verteidigungsrechtes“ wirklich zur Sicherheit 
Japans und zum Frieden der Welt beitragen würde.

Die Regierung hat, wenig überzeugend, an konkreten Fall-
beispielen zu erklären versucht, wie das „kollektive Verteidi-
gungsrecht“ ausgeübt werden kann. Beim Kabinettsbeschluss 
im Juli 2014 hatte Abe das Beispiel angeführt, dass es möglich 
sein muss, ein US-Militärschiff in einem Konfliktgebiet, das 
japanische Mütter und Kinder an Bord hat, militärisch zu ver-
teidigen, wenn es angegriffen wird. In der folgenden Debatte 
im Parlament hat dann der Verteidigungsminister zugegeben, 
dass es egal sein muss, ob Japaner an Bord sind oder nicht. 

Die Abe-Administration ist weder willig noch fähig, die Lage 
in Ostasien durch Dialog zu entspannen. Es geht ihr auch weit 
weniger darum, Landsleute im Ausland zu schützen, als viel-
mehr weltweit für die USA Blut vergießen zu können.

Je mehr man sich heute über die neuen „Sicherheitsgesetze“ 
informiert, desto mehr wird einem bewusst, dass der von der 
Regierung propagierte Frieden nichts anderes als Krieg bedeu-
tet. Weil viele Bürger die Gefahr empfinden, „wieder durch 
Handlungen der Regierung die Gräuel eines Krieges zu ent-
fesseln“ (Präambel der japanischen Verfassung), ist es nach-

vollziehbar, dass die Gesetze als „Kriegsgesetze“ bezeichnet 
werden. Laut einer jüngsten Umfrage in Japan sind 58,2% der 
Befragten gegen die neuen „Sicherheitsgesetze“ und nur 31,1% 
dafür. Mit 81,1% ist die überwiegende Mehrheit der Befrag-
ten der Meinung, dass die Abe-Administration diese Gesetze 
bisher nicht sorgfältig erklärt hat und 55,1% empfinden sie als 
verfassungswidrig.

Es ist deshalb eine Schande, dass das Unterhaus am 16. Juli 
2015 mit den Stimmen der Regierungskoalition die „Kriegsge-
setze“ bedenkenlos verabschiedet hat. Sowohl Staatsminister 
wie Unterhausabgeordnete haben gegen ihre Verpflichtung, die 
Verfassung zu achten und zu schützen (Verfassungsartikel 99), 
fahrlässig verstoßen. Die Willkür der Staatsgewalt hat aber die 
Angst der Bevölkerung, dass Japan bald für Kriegseinsätze im 
Ausland bereit sein wird, noch mehr geschürt.

Neue Friedensbewegung

Am 30. August 2015 haben in über 1.000 Städten und Orten 
im ganzen Land Zehntausende gegen die „Kriegsgesetze“ der 
Abe-Regierung demonstriert. In Tokio beteiligten sich 120.000 
Menschen an der Protestkundgebung vor dem Parlamentsge-
bäude, in Osaka versammelten sich 25.000. Am Vortag gab 
es sogar in Paris eine Demonstration von Japanern gegen 
das Gesetzespaket. In der Hauptstadt Tokio war es die größte 
Kundgebung seit dem 29. Juni 2012, als 150.000 BürgerInnen 
unter dem Eindruck des Supergaus in Fukushima gegen die 
weitere Nutzung von Atomkraft protestierten.

Es ist bemerkenswert, dass Vertreter aller Altersklassen auf 
die Straße gegangen sind. Drei große Bürgerinitiativen, die 
zum Schutz der pazifistischen Verfassung aktiv sind, haben 
zusammengearbeitet, um eine einheitliche Demonstration zu 
organisieren. Es sind inzwischen noch weitere Bürgergruppen 
gegen die neue Militärdoktrin von Shinzô Abe entstanden. 
Mitte Juni hat die Association of Scholars Opposed to the 
Security-related Bills für ein „Nein“ bei der Abstimmung über 
Abes „Kriegsgesetze“ geworben.14 Ende Juli hat die Wissen-
schaftlervereinigung Kundgebungen zusammen mit Studie-
renden organisiert und Ende August eine gemeinsame Aktion 
der Gruppen an über 100 japanischen Universitäten in Tokio 
auf die Beine gestellt. Unter den Aufrufen der Hochschullehrer 
ist die Erklärung der „Vereinigung Gleichgesinnter der Kyoto 
Universität für Freiheit und Frieden“ so eindrucksvoll, dass sie 
in 24 Fremdsprachen und auch in leichtes Japanisch übersetzt 
worden ist (siehe Kasten).15

Für die junge Generation spielt die SEALDs (Students Emer-
gency Action for Liberal Democracy) eine wichtige Rolle.16 

Die Studierenden haben ein tiefes Krisenbewusstsein, dass 
sie bald für den Krieg mobilisiert werden könnten. Da sie sich 
über soziale Netzwerke organisieren, haben sich ihre Aktionen 
schnell verbreitet. Inzwischen gibt es auch SEALDsKANSAI 
(Osaka), SEALDs_TOHOKU (Sendai), SEALDs_RYUKYU 
(Okinawa) usw. Was an ihnen sympathisch ist, ist, dass sie 
mit eigenen Worten ihre Meinung aussprechen. Ihre Aktionen 
haben auch SchülerInnen beeindruckt, die wiederum aus eige-
ner Initiative T-ns SOWL gegründet haben.17

In der Friedenbewegung heute spielt auch die Initiative 
„Mamas gegen Sicherheits-Gesetzentwürfe“ eine wich-
tige Rolle, die Anfang Juli in Kyoto gegründet wurde.18 Ihre 
Parole „Wir lassen nicht zu, dass wessen Kinder auch immer 
ermordet werden“ hat so viel Sympathie erweckt, dass sich 
sofort in verschiedenen Städten Müttervereinigungen gegen 
die „Kriegsgesetze“ bildeten. An der Veranstaltung „27. Juni 

Ein Krieg beginnt unter dem Vorwand der Verteidigung des 
Staates.

Ein Krieg bringt Gewinne für die Kriegsindustrie.
Ein Krieg gerät bald außer Kontrolle.

Ein Krieg ist schwieriger zu beenden, als anzufangen.
Ein Krieg bringt nicht nur den Soldaten Unheil, sondern 

auch den Alten und Kindern.
Ein Krieg beschädigt nicht allein die Glieder, sondern verur-

sacht tiefe Wunden in den Herzen der Menschen.

Der menschliche Geist darf kein Gegenstand der Manipu-
lation sein.

Leben ist kein Spielstein von irgendjemandem.

Das Meer darf nicht von Stützpunkten erdrückt werden.
Der Himmel darf nicht durch den gewaltigen Lärm von 

Kampfflugzeugen taub werden.

Wir möchten nicht in einem Staat leben, in dem es normal 
ist, dass man das Vergießen von Blut als Beitrag für das 
Land versteht. Wir möchten in einem jener „besonderen“ 
Staaten leben, in dem man darauf stolz ist, Wissen hervor-
zubringen.

Wissenschaft ist keine Waffe für den Krieg.
Wissenschaft ist kein Mittel zum kommerziellen Handel.
Wissenschaft ist kein Diener der Macht.

Wir müssen zunächst einen Keil in jene sich überschätzen-
den Mächte hineintreiben, um den Ort, an dem wir leben, 
und unsere Freiheit im Denken zu bewahren und auszu-
bauen.
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Tokio haben sich 1.500 Leute beteiligt. Sie haben aufregende 
Appelle an die Öffentlichkeit gerichtet, wie „Mama macht den 
Krieg nicht mit“ und „Keine Ausrede für den Krieg“. 

Früher waren Wortmeldungen Studierender und Mütter eher 
selten und es ist gut, dass sich dies ändert. Junge Leute sind 
in der neoliberalen Welt groß geworden und mit der Ideolo-
gie der Eigenverantwortung indoktriniert worden. Sie sollten 
sich selber aufklären, ohne jemanden für politische und gesell-
schaftliche Probleme verantwortlich zu machen. Um ihrer 
Unzufriedenheit Luft zu machen, nahm bisher ein Teil der 
Jugendlichen an rassistischen Bewegungen teil.19

Nach konservativen Wertvorstellungen sollten Mütter zu 
Hause die Kinder erziehen, Hausarbeit machen und auf die 
Rückkehr des Mannes warten. In dieser Rolle hatten sie früher 
ausschließlich über Unterhaltungsstars, Kochen oder Gesund-
heit zu plaudern. Auch hier war der Wendepunkt Fukushima. 
Den Müttern wurde bewusst, dass nicht die Regierung, son-
dern sie selber das Leben ihrer Kinder schützen müssen.

Die Studierenden und die Mütter sind darauf gefasst, dass 
es diffamierende Artikel und verleumderische Kommentare 
von Seiten des politischen Mainstream und von den Konser-
vativen gibt. Es ist nicht auszuschließen, dass aktive Studie-
rende Nachteile erleiden werden, wenn sie sich später um eine 
Arbeitsstelle bewerben. Trotzdem wollen beide Gruppen sich 
nicht einschüchtern und ihre Wortmeldungen verbieten lassen.

Die Demonstrationen der Studierenden haben auch einen 
ehemaligen Kamikazefliegerkandidaten stark beeindruckt und 
zu einem Leserbrief ermutigt. Der 93-jährige schrieb in der 
Asahi-Shimbun: „Hallo ihr Kameraden, die ihr als Kamikaze-
flieger gestorben seid! ‚Wir sind endlich wieder zum Leben 
erwacht!‘ So habe ich schluchzend geschrien [...]. Ich hatte 
das Gefühl, wieder jung zu sein, wiederbelebt und mitten im 
Demonstrationszug. Ich bedanke mich herzlich bei den Stu-
dentInnen. So wie Sie heute wollten wir damals leben.“20

Inzwischen gibt es für alte Leute „OLDs“, für Leute im mitt-
leren Alter „MIDDLEs“, und für die im Ausland lebenden 
Japaner „OVERSEAs“.21 Das ist eine neue Form der japani-
schen Demokratie. Nach 1945 hat das japanische Volk Frei-
heit und Demokratie geschenkt bekommen. 70 Jahre später 
ist es gerade dabei, mit eigener Kraft Freiheit und Demokratie 
(zurück) zu gewinnen.

Was nun, Deutschland?

Nachdem Shinzô Abe am 1. Juli 2014 angekündigt hatte, dem 
Land durch eine Neuinterpretation der Verfassung das Recht 
auf kollektive Selbstverteidigung zu verschaffen, hat die Bun-
desregierung diese Entscheidung leider begrüß.22 Diese Hal-
tung hat wahrscheinlich mit der globalen Militärstrategie der 
USA zu tun, mit der NATO auf der einen Seite und mit Japan, 
Südkorea, Australien und Neuseeland auf der anderen Seite 
China und Russland in die Zange zu nehmen.

Das Oberhaus hat am 19. September die „Kriegsgesetze“ der 
Abe-Regierung verabschiedet. Aber bei der Bevölkerung ist 
von der Resignation keine Spur. Auch das zeigt eine neue Qua-
lität der japanischen Demokratie.

Die Stellungsnahme der Bundesregierung ist zwar ein bißchen 
vorsichtiger als vor einem Jahr geworden.23 Aber es hat sich 
daran nichts geändert, dass sie die Ausweitung der militärischen 
Rolle Japans im Grunde begrüßt. Wird Deutschland damit die 
Militarisierung und die Verneinung der Rechtstaatlichkeit 
Japans weiter unterstützen? Das würde viele BürgerInnen in 

Die ewige Flamme für Hiroshima und Nagasaki im Toshogu 
Shrine in Tokio, Foto: Joe Mabel, CC über Wikipedia. 

Der vorliegende Beitrag basiert auf einem Vortrag von Prof. 
Kido, den er im September 2015 in Dresden gehalten – er ist 
hier in gekürzter und veränderter Fassung wiedergegeben.

Japan stark enttäuschen, die für Freiheit, Frieden und Demo-
kratie engagiert sind, weil sie in Deutschland ein Vorbild sehen.
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